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Der Landkreis Saalfeld (Thür.) sucht möglichst 
sost>rt einige

die die staatliche Anerkennung als Krankenpflegerinnen 
Nachweisen können und in der Säuglings- und Tuber­
kulosefürsorge erfahren find. Anstellung nach Gruppe V 
des Teiltarifs für die Angestellten in den Gemeinde- 
und Kommunalverbänden unter Anrechnung der freien 
Wohnung. Beim Nachweis der staatlichen Prüfung 
alsWohlsahrtspflegerin kann Ausrückung nach Gruppe Vl 
erst>lgen.

Saalfeld, den 5. Januar 1926
Der Thüringische Kreisdirettor.

Das Kurheim für Jugendliche
Wilhelminenhof b. Raue«

hoch und am Walde gelegen, nimmt sofort und jederzeit
erholungsbedürftige Mädchen

vom 10. Lebensjahre an einzeln oder in Gruppen auf. 
Gelegenheit zu hauswirtschaftlichem Anterricht im Leim. 
Näheres durch den Direktor ver EomarUer-Alnstalten 

Fürstenwalbe a. b. Spree.

lllUIIIIlllllUllNUIIIIIIIIIIIIllllllllllllllllllllllllllllll

Akademiker mit Anstalts­
erfahrung sucht kürzere oder 
längere

VertretDQB m Anstaltileitem
zu übernehmen. Vorver­
merke auch für den Sommer. 
Off. erb. unter M. 528 an 
die GeschäftSst. b. Blattes 
Berlin W8, Mauerftt. 44.

miiiiiiiiiiiiiiiiiiiniiiiniiiiiiiiiiiiiiiufliiiiiiiiiiiiiii

Für den vorm. Wöhlfohrtspflegebezlrk Olbernhau 
(Zweäverband im Sinne von 8 7 des Wohlfohrts- 
gefctzes vom 28. März 1925), der außer der Stadt 
Olbernhau noch 5 Gemeinden umfaßt und insgesamt 
15000 Einwohner hat, wirb im Einvernehmen mit dem 
Bezirksfürsorgeverband der Amtshauptmannschaft 
Marlenberg für den 1. März 1926 eine

Bezirkspflegerin^
als berufsmäßige Beamtin gesucht. Die Besoldung 
erfolgt, falls die Bewerberin die staatliche Anerkennung 
als Wohlfahrtspflegerin besitzt, noch Gruppe 6, sonst 
noch Gruppe 4 BO. Geeignete Bewerberinnen, die 
bereits auf allen Gebieten der Wohlfahrtspflege praktisch 
tätig waren und an durchaus selbständiges Arbeiten 
gewähnt sind, wollen Gesuche mit Lebenslauf und 
Zeugnisabschriften spätestens dis 20. Januar 1926 hier 
einreichen.

Olbernhau, den 24. Dezember 1925.
Der Sladtrat.

(Jugend- und Wohlfahrtsamt)

M«IeFnmsMWr«.wj
1. Wohlfahrisscbule ] ,
2. Jvgendleiterinnenseminar ( staatliche
3. Lortnerinnenseminar - j Abschlußprüfung
4. Allgemeine Frauenschule J

Ausnahme für Wohlfahrlssrbule, Lortnerinnenseminar 
und Frauenschule Ostern und Oktober, Aufnahme für 

Jugendleiterinnenseminar Oktober.
Die Schule ist Internat.

Direktorin r Maria Keller.

Im Landkreise Wittenberg (Bez. Halle) ist die

s) I Kreisfürsorgerin 
b) 1 Bezirksfürsorgerin
Stelle 
zu besetzen.

Bewerberinnen für die Kreisfürsorgerinstelle 
müssen die staatliche Anerkennung besitzen, organi-- 
satorisch sowie verwaltungstechnisch befähigt sein und 
Erfahrung in der Säuglings-, Tuberkulosen-, Krüppel- 
und Jugendfürsorge Nachweisen können. Radfahren 
erforderlich.

Besoldung erfolgt nach Gruppe Vl, Probezeit ein 
Jahr, alsdann bei Beivährung pensionsberechtigte 
Anstellung als Kreisbeamtin.

Der Bezirk der Bezirksfürsorgerin umfaßt die 
Städte Pretzsch, Schmiedeberg und Umgegend.' Dienst­
ort ist Pretzscb (Elbe)'.

Die Annahme der Bczirksfürsorgerin erfolgt im 
Prioatdienstvertrag gegen beiderseitige 6wöchige Kün­
digungsfrist zum Quartalsersten und Bezahlung nach 
Gruppe V der staatlichen Besoldungsordnung. Rad­
fahren erforderlich. Bewerbungen mit Lebenslau? 
und Zeugnisabschriften sind an den Kreisausschuß 
Wittenberg (Bcz. Halle) einzureichen.

Wittenberg (Bez. Halle), den 19. Dezember 1925.
Der Dorfldenbr de« «rrieaueschuffr«.

Im hiesigen städtischen. Säuglingsheim werden 
zum sofortigen Antritt

2 Heimschwesteru und 
g4M, 1 Säugliugsschülerin

Vergütung für die Heimschwester nach Verg.- 
Gr. lV des Berg.-Tarifs f. d. städt. Angestellten 
unter Abzug der für freie Station festgesetzten 
Beträge. Bewerberinnen mit der erforderlichen Be­
fähigung und Ausbildung wollen sich mit Zeugnis­
abschriften und ärztl. Zeugnis umgehend melden.

Ausbildung der Säuglingsschülerin erfolgt kosten­
los. Freie Beköstigung wird gewährt. Nach been­
digtem 2jährigen Lehrgang kann die Prüfung als 
staatlich anerkannte Säuglingsschwester abgelegt 
werden. Die Bewerberinnen müssen das 19. Lebens­
jahr vollendet, dürfen aber das 35. nicht über­
schritten haben. Nähere Auskunft wird erteilt im 
Wohlfahrtsamt (Stadthaus). Zimmer Nr. 205. Be­
werberinnen wollen Bewerbungsgefuche mit Lebens­
lauf und Zeugnisabschriften einreichen.

Sämtliäfe Gesuche sind zu richten au
Stadtdirettor zu Gera

Personalamt.

Briefmarken!
500 ««schied, au« all«
I°W^Li?"auH«

Welt, nur 5,— M.
Auswahlen m.« hohem Rabat« 
bet Stanbesangabe. 1000 Brief­
marken im Katalog-Wert über 
MO,— nurio,—3RI. BelDorauS- 
faffe stets franko, sonst Porto extra.

W. Kuhse
Nüstringen l. Oldenburg

Qosikarb
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- An die Bezieher!_______
Auf Grund von Vereinbarungen, die mit Verlag und Echriftleitung der 

Deutschen Zeitschrift für Wohlfahrtspflege getroffen wurden, 
geht die Zeitschrift „Die Fürsorge" mit dem 1. Januar b. I. in der 
Deutschen Zeitschrift für Wohlfahrtspflege auf.

Die '„Deutsche Zeitschrift für Wohlfahrtspflege" hat mit Rücksicht dar­
auf, bah „Die Fürsorge" den Rechtsstagen bereits einen breiten Raum eingeräumt 
hat, ihrerseits dieses Gebiet bisher weniger eingehend behandelt. In Zukunft wird 
sie diesen Fragen stärkeres Jnteresie widmen. Zu diesem Zweck wird Herr Ober- 
regierungSrat Ruppert Im Reichsministerium des Innern (zugleich Mitglied 
des Bundesamts für bas Heimatwesen) in die Schriftleitung eintreten. Ebenso 
wird der bisherige verdiente Schriftleiter der „Fürsorge", Herr Direktor K ü r S k e, 
auf Grund besonderer Vereinbarungen Mitarbeiten.

Im übrigen wird die „Deutsche Zeitschrift für Wohlfahrtspflege" im 
Sinne ihrer bisherigen Haltung und in völliger Llnabhängigkeit geleitet werben.

Schristleitung und Verlag 
der „Deutschen Zeitschrift für Wohlfahrtspflege".
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Die Neuregelung der öffentlichen Wohlfahrtspflege in Lübeck.
Von Direktor Dr.

Die gesetzgebenden Körperschaften der 
fteien und Hansestadt Lübeck haben jüngst 
das ihnen vom Wohlfahrtsamt vorgelegts 
Gesetz über die öffentliche Wohlfahrtspflege 
(vom 27. November 1925) verabschiedet. Das 
Gesetz ist für Lübeck zweifelsohne als Zeichen 
fortschrittlicher Entwicklung auf dem Gebiete 
der Wohlfahrtspflege zu würdigen; die Art, 
in der das Gesetz zu verschiedenen gegen­
wärtig im Vordergrund des Interesses stehen­
den Fürsorgefragen Stellung nimmt, dürfte 
indessen auch über Lübeck hinaus von In­
teresse sein. Ist das Gebiet auch nur klein, 
für das die Regelung erfolgt ist, so bietet 
doch erfahrungsgemäß gerade die größere Be­
wegungsfreiheit des Stadtstaates in mancher 
Beziehung günstigere Möglichkeiten für eine 
zweckmäßige Regelung, als die Verhältnisse 
anderer Städte. Daher mag es gerechtfertigt 
fein, einem Wunsche der Schriftleitung fol­
gend, nachstehend einen Ueberblick über die 
Wohlfahrtspflege in Lübeck und ihre gesetz­
liche Neuregelung zu geben.

Die neuzeitliche Wohlfahrtspflege ent­
wickelte sich in Lübeck, wie zumeist auch an 
anderen Orten, in bewußter und betonter 
Fernhaltung von der Armenpflege; sie fand 
ihren Hauptstützpunkt in der im Jahre 1905 
zunächst als private Einrichtung ins Leben 
gerufenen öffentlichen unentgeltlichen Rechts­
auskunftstelle für die Freie und Hansestadt 
Lübeck. Hier offenbarten sich, wie kaum an 
einer anderen Stelle, die Notstände der 
minderbemittelten Bevölkerung auf dem 
Nechtsgebiete, wie auf wirtschaftlichem Ec-- 
biete. Es war eine selbstverständliche Auf­
gabe der Nechtsauskunststellc, auf Grund ihrer 
Erfahrungen Anregungen für die Ausgestal­
tung der Rechtsfürsorge, wie auch der allge­
meinen öffentlichen und privaten Fürsorge zu 
geben und bei den in Frage kommenden Maß­
nahmen selbst nach Kräften mitzuwirken. Die 
Rechtsauskunftsstelle schuf selbst ein Einigungs­
amt sowie eine Stelle zur planmäßigen Be­
kämpfung der Schwindelfirmen, richtete «ine 
öffentliche Schreibstube ein, übernahm die 
Ausgaben eines Trcuhandinstituts für Be­
amte und Angestellte und suchte auch anderen 
Kreisen von Bedürftigen bei drohendem wirt­
schaftlichem Zusannncnbruch Rechtshilfe zu 
leisten; die llcbernahmc mehrerer hundert 
Vormundschaften durch den Leiter der Rcchts- 
auskunftstellc (als Sammelvormund) war 
Grundlage und Ausgangspunkt für die Ein­
richtung einer planmäßigen Jugendfürsorge.

H. Link, Lübeck.

Bei Ausbruch des Krieges bildete die 
Rechtsauskunftstelle, die private Einrichtung 
geblieben war, deren Stetigkeit aber inzwi­
schen der lübeckische Staat durch Anstellung 
ihres Leiters als Staatsbeamten und durch 
Gewährung erheblicher Zuschüsse gesichert 
hatte, einen wesentlichen Stützpunkt für die 
Einrichtungen der Kriegswohlfahrtspflegc. 
Schon im Jahre 1918 legte sie den ersten Ent­
wurf für die Schaffung eines Wohlfahrts­
amtes vor, um insbesondere für die Nach­
kriegszeit eine Zusammenfassung der mannig­
fachen, nicht nur für die Dauer des Krieges 
bestimmten, Wohlfahrtseinrichtungen, wieder­
um mit der Rechtsauskunftstelle als Grund­
lage, sicher zu stellen und einer weiteren Zer­
splitterung der Aufgaben und Einrichtungen 
vorzubcugen. Die Verwirklichung der auf 
Schaffung eines Wohlfahrtsamtes gerichteten 
Pläne brachte der November 1918. Unter 
dem Drucke der Ereignisse jener Zeit ver­
ständigte man sich innerhalb weniger Tage 
über die Schaffung einer Arbeitsbehörde und 
eines Wohlfahrtsamtes und über die enge 
Verbindung der diesen beiden Behörden ob­
liegenden wirtschaftlichen und sozialen Auf­
gaben durch eine einheitliche sachliche Leitung. 
Der Arbeitsbehörde lag die Arbeitsvermitt­
lung, die Arbeitsbeschaffung, die Erwerbs- 
beschränktenfürsorge, die Berufsberatung und 
Lehrstellenvermittlung, die Erwerbslosenfür­
sorge und die Bearbeitung der staatlichen 
Aufgaben auf dem Gebiete des Schlichtungs­
wesens ob. Mit diesen Aufgaben verbunden 
war auch die ständige Beobachtung des Ar­
beitsmarktes und der Wirtschaftslage im Hin­
blick auf ihre sozialen Folgen; die Unter­
haltung einer engen Fühlung mit den lübecki- 
schen Wirtschafts- und Berufsoerbänden und 
die Beratung des Senats in Angelegenheiten 
der Arbeitsfürsorge bildeten weitere Aufgaben 
der Arbeitsbehörde. Aufgabe des Wohlfahrts­
amtes war die Bearbeitung grundsätzlicher 
Fragen der Wohlfahrtspflege, die Erstattung 
gutachtlicher Aeußerungen über diese Fragen, 
insbesondere auch die Vorbereitung der Stel­
lungnahme des Senates zu den Maßnahmen 
der Rcichsrcgicrung auf dem Gebiete der Für­
sorge. Daneben lag cs dem Wohlfahrtsamt 
ob, das Zusammenarbeiten seiner Fürsorgc- 
abteilungcn mit anderen Behörden und son­
stigen Steilen in Fragen von grundsätzlicher 
Bedeutung zu regeln, die freie Wohlfahrts­
pflege nach Kräften zu fördern, ihre Ent­
wicklung geeignetenfalls durch Gewährung von
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Beihilfen zu stützen und sich der in Ausbil­
dung der in der Wohlfahrtspflege tätigen 
Personen zu widmen. Dem Wohlfahrtsamt 
war auch die Bekämpfung von Mißbräuchen 
auf dem Gebiete der Wohlfahrtspflege zur 
ausdrücklichen Pflicht gemacht, eine Aufgabe, 
deren Bedeutung bei der Bekämpfung des 
Schwindelunwesens hinlänglich offenbar ge­
worden war. Die praktische, wohlfahrts­
pflegerische Einzelarbeit lag im wesentlichen 
bei den einzelnen Abteilungen.

' Es wurden folgende Abteilungen gebildet:
1. Die Abteilung Rechtsfürforge (Rechis- 

aushunftsstcllc, zugleich Gütcstelle, Einigungsamt 
für Hausangestellte, Bedämpfung der Schwindel- 
firmen),

2. Amtliche Hauptfiirforgestelle für Kriegs­
beschädigte und Kriegshinterbliebene, mit einem 
nach den reichsrechtlechen Bestimmungen gebildeten 
Beirat,

3. Jugendamt,
4. Rcntncrfürsorge (Fürsorge sür Kleinrentner 

und sür Sozialrentner, unter weitgehender Heran­
ziehung von Vertretern der Rentnerkreise),

5. Micteinigungsamt, Pachtclnigungsamt, 
Kleingarten-Schiedsgericht,

6. Wohnungsamt,
7. Allgemeine Fürforgcabteilung, mit 9 Be- 

zirdsfürsorgestellen,
8. Fürsorge für kinderreiche Familien.

Die Abteilung unter 3) nahm eine besons- 
ders kraftvolle Entwicklung, bildete sich denn 
auch im allgemeinen Rahmen des Wohlfahrts­
amtes ihre eigene Organisation für die ver­
schiedenen Aufgaben der Jugendfürsorge und 
steht unter selbständiger fachlicher Leitung. 
Der Zusammenhang mit dem Wohlfahrts­
amt fand in dem Zusammengehen bei all­
gemeinen Fragen der Wohlfahrtspflege und 
in der Nutzbarmachung der Bezirlsfürsorge 
für die allgemeine Fürsorge sowohl wie für 
die Schulkindersürsorge seinen Ausdruck.

Die übrigen Abteilungen des Wohl­
fahrtsamtes widmeten sich den Aufgaben, die 
sich aus der Reichsgesetzgebung und aus dem 
wachsenden fürsorgerischen Bedürfnis ergaben. 
Besonders wichtig war es, von vornherein 
ein enges und zweckmäßiges Zusammenarbeiten 
zwischen den verschiedenen Abteilungen des 
Wohlfahrtsamtes untereinander und zwischen 
diesen Einrichtungen und den Einrichtungen 
der Arbeitsbehörde sicher zu stellen. Die ein­
heitliche Leitung beider Behörden bewahrte 
die praktische Arbeit vor Reibungen und Zu- 
ständigkeitsschwierigkeitcn zwischen den betei­
ligten Stellen. Ihre Aufgabe war es ins­
besondere auch, sicher zu stellen, daß bei den 
Einrichtungen der Arbeitsfürsorge und den 
Maßnahmen des Wohlfahrtsamtes die man­
nigfachen Zusammenhänge zwischen Wirtschaft 
und Wohlfahrt hinreichend Beachtung fanden.

Dieser Aufbau der Wohlfahrtspflege und 
ihre enge Verbindung mit der Arbeitsbehörde 
haben sich bewährt. Eielchwohl war ein Aus­
bau der Organisation unumgänglich und 
wurde im Laufe der Jahre immer dringlicher; 
denn nicht einbezogen war in das Aufgabeip- 
gebiet des Wohlfahrtsamtes die offene und 
geschlossene Armenfürsorgc, insbesondere auch 
mit ihren mannigfachen Werkstätten. Nicht 
einbezogen war auch das Stistungswesen, das 
in Lübeck auf Erund der zahlreichen, auf 
das Mittelalter zurückgehenden Stiftungen 
(vgl. auch den Aufsatz von vr. Käthe Radcke 
in der November-Nummer dieser Zeitschrift) 
von besonderer Wichtigkeit ist. Die Bedeutung 
der jetzt erfolgten Neuregelung liegt darin, 
daß an Stelle der bisherigen vier Behörden 
(Arbeitsbehörde, Wohlfahrtsamt, Armen­
behörde, Stistungsbehörde) eine die gesam­
ten Aufgaben der Arbeitsfürsorge und dev 
Wohlfahrtspflege umfassende Behördefür 
Arbeit und Wohlfahrt gebildet wird 
und damit die bisherige Zwiespältigkeit zwi­
schen allgemeiner Wohlfahrtspflege (Armen­
pflege) und den verschiedenen Zweigen der 
gehobenen Fürsorge verschwindet; auch die 
gebotene enge Verbindung zwischen den Ein­
richtungen der Arbeitsfürsorge und den Werk­
stätten, zwischen dem Stistungswesen und der 
allgemeinen Wohlfahrtspflege hergestellt wird. 
Der neuen Behörde liegt es ob, die bisher 
von der Arbeitsbehörde und dem Wohlfahrts­
amt bearbeiteten Aufgaben der Arbeitsfüv- 
sorge und der Wohlfahrtspflege wahrzu­
nehmen, alljährlich, entsprechend den Wirt­
schaftsberichten der Handelskammern, einen all­
gemeinen Bericht über die Entwicklung der 
Wohlfahrtsplege in Lübeck zu erstatten und, 
auf Erund von Zuweisungen durch den Senat, 
über Beschwerden zu entscheiden. Hierbei ist 
indessen nur an die allgemeinen Verwaltungs­
beschwerden gedacht. Eine besondere Be­
schwerdeinstanz ist daneben gegeben.

Die Behörde für Arbeit und Wohlfahrt, 
die aus zwei Senatsmitgliedern, dem leiten­
den Fachbeamten, der die Vorsitzenden vertritt, 
dem leitenden Beamten des Jugendamtes und 
neun Bürgern, sowie einem Vertreter der pri­
vaten Wohlfahrtspflege, einem Arzt und 
einem Lehrer, besteht, umfaßt folgende 
Aemter:

Wohlfahrtsamt,
Jugendämter und Landesjugcndamt.
Amt für Anstalten und Werkstätten.
Arbeitsamt,
Stiftungsamt.

Hiermit ist die gesamte Arbeitsfürsorge 
und öffentliche Wohlfahrtspflege zusammen-
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gefaßt, mit Ausnahme der Ecsundhcitsfür- 
sorge. Sie liegt in Lübeck, abgesehen von der 
Säuglingsfürsorge und der Schulgesundheits­
pflege, die vom Jugendamt bearbeitet werden, 
abgesehen auch von der Tuberkulose- und der 
Ecschlechtskrankenfürsorge, die in den Händen 
des Vaterländischen Frauenvercins bzw. der 
Landesversichcrungsanstalt der. Hansastädtc 
liegen, einem selbständigen, mit dem Polizei­
amt verbundenen, Gesundheitsamt ob. Da auf 
dem Gebiete des Gesundheitswesens die so­
zialen Aufgaben die polizeilichen erheblich an 
Umfang und Bedeutung überwiegcn, wird die 
Einbeziehung auch der Gesundheitsfürsorge in 
den Bereich der Wohlfahrtsbchördc zu erwäh­
nen sein.

Landesfürsorgeoerband im Sinne der 
Rcichsvcrordnung über die Fürsorgepflicht 
ist der lübeckische Staat, der auch den 
Aufwand des Landesfürsorgeverbandes trägt. 
Dem Landesfürsorgeverband liegt insbeson­
dere die Kostentragung für die Wochenfür- 
sorge, die soziale Fürsorge für Kriegsbeschä­
digte und Kriegshinterbliebene, sowie für die 
Bewahrung, Kur, Pflege und Ausbildung 
der hilfsbedürftigen Taubstummen, Blinden, 
Geisteskranken, Geistesschwachen und Fallsüch­
tigen ob, soweit sie der Anstaltspflegc be- 
dürfen. Die Stadtgemcinde Lübeck und der 
Landgemeindeocrband bilden je einen Bczirks- 
fürsorgevcrband. Den Aufwand des Bczirks- 
fürsorgcverbandcs der Stadtgemcinde Lübeck 
trägt der lübeckische Staat, den Aufwand des 
Bezirksfürsorgcvcrbandcs für das Landgebiet 
trägt der Staat zu -/-, die Gemeinde, die als 
Bezirksfürsorgcvcrband nach der Verordnung 
über die Fürsorgepflicht endgültig zuständig 
wäre, zu V-, doch kann die Wohlfahrtsbchörde 
auch dieses V- leistungsschwachen Gemeinden 
in einzelnen Fällen erlassen oder erstatten. 
Die Aufgaben der Fürsorgcvcrbände werden 
vom Wohlfahrtsamt, den Jugendämtern und 
vom Amt für Anstalten und Werkstätten 
durchgcführt. Bei der Durchführung der Auf- 
gabcn des Bezirksfürsorgcvcrbandcs für das 
Landgebict sind nach Vorschrift des Gesetzes 
die Gemeindcräte und die Gemeindcoorstäude 
hcranzuzieheu. Mit diesen Bestimmungen ist 
die Aufgaben- und Kostcnvcrtcilung in einer 
Weise geregelt, die sicherstellt, daß die Für­
sorge in den Landgemeinden sich deren be­
sonderen Verhältnissen anpaßt, aber doch in 
ihren Leistungen hinter der städtischen Für­
sorge nicht zurücksteht.

Die einzelnen Abteilungen der Behörde, 
vom Gesetz als Aemtcr bezeichnet, sind dadurch 
eng mit der Behörde verbunden, daß eines 
der Scnatsmitglicder der Behörde auch in

den Acmtern den Vorsitz führt und daß der 
leitende Fachbeamte der Behörde in dieser 
Eigenschaft, zugleich mit der Aufgabe der Ver­
tretung des Vorsitzenden, den Abteilungen 
Wohlfahrtsamt, Stiftungsamt und Amt für 
Anstalten und Werkstätten angehört; auch das 
Arbeitsamt, für das eine kollegiale Zu­
sammensetzung nicht vorgesehen ist, untersteht 
seiner sachlichen Leitung. Die Acmter bilden 
zur Durchführung ihrer Aufgaben Abtei­
lungen, die sich wiedcrunr im Bedarfsfälle 
in Ausschüsse gliedern werden. Abgesehen vom 
Arbeitsamte, dem aber der Verwaltungsaus­
schuß für den öffentlichen Arbeitsnachweis mit 
feinem besonderen Beirat für die Aufgaben 
der Berufsberatung und Lehrstcllenoermitt- 
lung cingegliedert ist, sind überall in den' Aem- 
tcrn und Abteilungen als Mitglieder in erster 
Linie Vertreter der Bedürftigen sowie sozial er­
fahrene Persönlichkeiten vorgesehen, um den 
auf Fürsorge angewiesenen Kreisen die Mit­
bestimmung in der Ausübung der Fürsorge 
zu sichern und eine enge Verbindung mit den 
Organisationen der Bedürftigen und mit den 
Einrichtungen der freien Wohlfahrtspflege her- 
bcizuführcn. Das Stiftungsamt soll über­
wiegend aus Mitgliedern gebildet werden, die 
den Borstcherschaften der größeren Wohltätig- 
keitsanstaltcn angehörcn.

Dem Wohlfahrtsamt obliegt neben 
den allgemeinen Aufgaben der Wohlfahrts­
pflege, zu denen auch die Aufstellung eint- 
hcitlicher Richtlinien für die Tätigkeit der Ab­
teilungen, insbesondere auch die Aufstellung 
der Untcrstützungsrichtsätze gehört, die Bil­
dung der Abteilungen zur Durchführung der 
Einzelausgaben des Wohlfahrtsamtes. Diesen 
Abteilungen liegt die Durchführung der Auf­
gaben der Fürsorgcverbändc nach der Ver­
ordnung über die Fürsorgepflicht ob, soweit 
diese Aufgaben nicht dem Jugendamt oder 
dem Amt für Anstalten und Werkstätten Vor­
behalten sind. Daneben ist vom Gesetz be­
sonders als Aufgabe festgclegt die Fürsorge 
für kinderreiche Familien, die seit nahezu zehn 
Jahren als Sondergcbict der Wohlfahrts­
pflege in Lübeck besonders gepflegt ist, sowie 
die Beratung und Auskunfterteilung in allen 
Fragen der öffentlichen Wohlfahrtspflege, die 
rechtliche Beratung Minderbemittelter, sowie 
die Wahrnehmung der Aufgaben des Mietc- 
und Pachteinigungsamtcs und des Klein- 
gartcnschicdsgcrichts; endlich ist auch die Woh- 
nuugsfürforge, insb-sonderc die Wohnungs­
pflege und die Durchführung der Maßnahmen 
gegen Wohnungsmangel als Pflichtaufgabe 
des Wohlfahrtsamtes aufgeführt. Als Abtei­
lungen zur Durchführung dieser Aufgaben
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sicht das Gesetz vor, ohne damit dem Wohl­
fahrtsamt die Möglichkeit zu nehmen, im Be­
darfsfälle weitere Abteilungen zu bilden:

1. Amtliche tzauplfürsorgcstcllc für Kriegsbeschä­
digte und Kriegshinterbliebene, die zugleich 
die Arbeitsfurforge für schwer Erwerbs- 
defchränkle, insbesondere Blinde, ausnbt.

2. Rcntnerfürsorge, verbunden mit der Fürsorge 
für sonstige alte und erwerbsunfähige Per­
sonen.

3. Rechtsfricdensamt lRechtsausbunftssteile, all­
gemeine Eülestelle, Mieteinigungsamt, Pacht- 
cinigungsamt und Klcingartcnschicdsgericht).

4. Wohnungsamt.

Zur Ausübung der offenen Fürsorge des 
Wohlfahrtsamtes find in der Stadtgemeindc 
Lübeck schon seit längercin neun Fürsorge!- 
bczirke gebildet, denen je eine staatlich an­
erkannte Fürsorgerin zugcwicsen ist. Diese Be- 
zirksfürsorge wird mit der Bezirkspflege der 
Armenbehörde zu einer Einheit verschmolzen, 
dergestalt, datz jedem einzelnen Bezirk dia 
Fürsorgerin verbleibt, für jeden Bezirk da­
neben eine mit dem Bezirksvorsteher als Vor­
sitzenden aus Bezirkspflegern- und Pflegerin­
nen gebildete Bczirksoersammlung besteht. Die 
Pfleger und Pflegerinnen werden in der er­
forderlichen Zahl vom Wohlfahrtsamt er­
nannt. Auf diese Weise wird eine einheit­
liche Arbeit in der Ausübung der offenen 
Fürsorge sicher gestellt und damit ein Haupt- 
inangcl beseitigt, der mit dem bisherigen Zu­
stande verbunden war. Es steht zu hoffen, 
datz das im Gesetz vorgesehene Zusammen­
wirken von geschulten beamteten Kräften mit 
den zum Teil bereits seit langem ersprieß­
lich wirkenden ehrenamtlichen Kräften weiter­
hin gute Früchte für die offene Fürsorge 
tragen wird. — Im Landgebiet tritt an die 
Stelle des Fürsorgebczirkes die Gemeinde, 
an die Stelle der Bezirksversammlung der 
Eemeinderat und an die Stelle des Bezirks, 
vorstehers der Gemeindevorsteher. — Der An­
trag auf Unterstützung ist, mit Rücksicht aus 
die ihm zukommende Bedeutung, im Wohl­
fahrtsamt zu stellen, das über die Zuweisung 
an die Fürsorgerin oder an die ehrenamtlichen 
Organe sBezirksoorstchcr) entscheidet. lieber 
die Bewilligung von Unterstützungen ent­
scheidet bei Bestellung eines Pflegers (durch 
den Bezirksvorstcher) die Bczirksvcrsamm- 
lung, sonst die zuständige Abteilung des 
Wohlfahrtsamtes.

Zusammensetzung und Aufgaben der 
Jugendämter und des Landes- 
jugcndamtcs bestimmen sich nach den 
geltenden gesetzlichen Bestimmungen, Reu ist 
indessen, datz den Jugendämtern die Durch­
führung der Fürsorge für hilfsbedürftige un­

eheliche, vollverwaiste und getrennt von beiden 
Eltern untergebrachte eheliche Minderjährige, 
soweit sie nicht Kriegshinterbliebenenrente be­
ziehen, sowie die Durchführung der Wochen- 
fürsorge übertragen ist.

Das Amt für Anstalten und 
Werkstätten hat die geschlossene Für­
sorge auszuübcn. Dem Amt liegt insbesondere 
die Fürsorge für durchreisende Hilfsbedürftige, 
die Verwaltung der Fürsorgcanstaltcn, die Ver­
waltung und der Betrieb der Werkstätten für 
Erwerbsbcschränkte, sowie der Fürsorgeküchen 
und die Warcnbeschaffung für den Bedarf 
der Aemter der Behörde ob.

Dem Stistungsamt obliegt die 
Ueberwachung der wohltätigen Stiftungen 
nach den Bestimmungen, wie sie bisher für 
die lübcckische Stistungsbehörde maßgebend 
gewesen sind. Aufgabe dieses Amtes wird 
cs insbesondere sein, eine engere Verbindung 
als bisher zwischen den lübcckischcn Stiftungen 
und der Wohlfahrtspflege herbeizuführcn und 
nach Möglichkeit neue Stiftungen anzuregen.

Das Arbeitsamt umfaßt die Ein­
richtungen der Arbeitsvermittlung, der Ar­
beitsbeschaffung (Rotstandsarbeiten), der Er- 
wcrbslosenfürsorge, der Berufsberatung und 
Lehrstcllenoermittlung und des Schlichtungs­
wesens, sowie das Versicherungsamt.

So ergibt sich ein geschlossener Aufbau 
der öffentlichen Fürsorge, eine straffe Zu­
sammenfassung verwandter Aufgaben und vor 
allem eine starke Hervorhebung der engen 
Zusammenhänge zwischen Wirtschaft und 
Wohlfahrt.

Neben der Organisation sind für die Für- 
sorgcarbeit vor allem die Grundsätze bedeut­
sam, nach denen die Arbeit durchgeführt wird. 
Diese Grundsätze sind im wesentlichen durch 
die Neichsgesetzgcbung, insbesondere durch die 
Rcichsgrundsähc über Voraussetzung, Art und 
Matz der öffentlichen Fürsorge, festgclcgt; und 
doch ergibt sich auch heute noch für die 
Landcsgcsctzgcbung und vor allem für die 
sozialen Behörden und Aemter ein weitem 
Feld noch nicht bindend geregelter sozialer Be- 
tätigungsmöglichkcitcn. Aus guten Gründen 
hat das lübcckische Wohlfahrtspflegcgesctz da­
von abgesehen, eingehender als unbedingt 
nötig die fürsorgcrische Arbeit durch gesetz­
liche Bestimmungen fcstzulegen; cs beschränkt 
sich auf einzelne, grundsätzlich allerdings be­
sonders bedeutsame Fragen. So wird in 
Wiederholung eines auch anderweitig zum 
Ausdruck gebrachten Grundsatzes bestimmt, 
datz das Wohlfahrtsamt gemeinnützige Selbst­
hilfe sowie die private Wohlfahrtspftege,
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unter Wahrung ihrer Selbständigkeit und 
ihrer satzungsmäßigcn Eigenart, nach Möglich­
keit fördern, .anregen und zur Mitarbeit heran­
ziehen soll; daneben wird die von den Reichs­
grundsätzen nicht erschöpfend geregelte Er­
stattungsfrage behandelt. Die Fürsorge­
verbände können danach Ersatz der auf Grund 
des Wohlfahrtspflegegesctzes gemachten Auf­
wendungen von dem Unterstützten verlangen, 
soweit er zu hinreichendem Einkommen oder 
Vermögen gelangt. Der Ersatzanspruch ist 
nicht geltend zu machen, wenn dies eine un-, 
billige Härte bedeuten würde; insbesondere 
soll eine Ersatzleistung aus dem Nachlaß nicht 
verlangt werden, wenn dieses mit Rücksicht auf 
bedürftige Erben nicht angebracht erscheint, 
Für Kriegsbeschädigte und Kriegshinter­
bliebene behält es bei den Grundsätzen der 
Rcichsregierung über Voraussetzung, Art und 
Matz der öffentlichen Fürsorge sein Bewenden. 
Außerdem ist in weitem Umfange ein Be­
schwerderecht gegeben. Die ■ Beschwcrdcmög- 
lichkeit ist insbesonderc für Fälle eröffnet, 
in denen es sich um die Gewährung der Unter­
stützung und um deren Erstattung handelt- 
Ueber Beschwerden Legen Maßnahmen der 
Bezirlsvcrsammlung oder des Abteilungs­
leiters entscheidet die zuständige Abteilung des 
Wohlfahrtsamtes, über Beschwerden gegen 
Maßnahmen einer Abteilung des Wohl­
fahrtsamtes liegt die Entscheidung einem Be- 
schwerdeausschuß ob, dem außer dem Vor­
sitzenden des Amtes der leitende Fachbcamtc, 
ein Bezirksvorsteher, je ein Vertreter der 
Kleinrentner und Sozialrentner und zwei so­
zial erfahrene Persönlichkeiten angchören. Wer 
bei der angefochtenen Maßnahme mitgewirkt 
hat, darf bei der Entscheidung über die Be­
schwerde nicht Mitwirken. Hiermit ist das Be­
schwerderecht der Bedürftigen und die Ent­
scheidung durch eine von den Fürsorgcorgancn 
unabhängige Stelle sichergcstellt. Eine 
Sonderregelung ist in der Fürsorge für durch­
reisende Hilfsbedürftige getroffen. Hier ent­

scheidet über Beschwerden die Vollversamm­
lung des Amtes für Anstalten und Werk­
stätten.

Eingehende Bestimmungen sind über die 
Heranziehung zur Arbeit und zum Unterhalt 
und über die Erstattung gewährter Unter­
stützungen getroffen; sie lehnen sich indessen we­
sentlich an das bisherige lübeckische Recht an. 
Die Fürsorgeverbände können Ersatz ihrer 
Aufwendungen von dem Unterstützten verlan­
gen, soweit er zu hinreichendem Einkommen 
oder Vermögen gelangt. Der Ersatzanspruch 
ist indessen nicht geltend zu machen, wenn dies 
eine unbillige Härte bedeuten würde, ins­
besondere soll Ersatz aus dem Nachlaß nicht 
verlangt werden, wenn dies mit Rücksicht auf 
bedürftige Erben nicht angebracht erscheint. 
Für Kriegsbeschädigte und Kriegshinterblie­
bene behält es bei den Grundsätzen der 
Reichsregierung über Voraussetzung, Art und 
Maß der öffentlichen Fürsorgelcistungen sein 
Bewenden.

Im übrigen engt aber das Gesetz die Be- 
wegungsfteiheit der Behörde nicht ein. Diese 
Bewegungsfreiheit hat sich bewährt; sie bietet 
die Möglichkeit raschen Anpassens an neu auf- 
trctcnde Bedürfnisse, bietet auch die Möglich­
keit, wie z. B. bei der jüngst an dieser «teile 
eingehend geschilderten Leibrentcnregclung für 
hilfsbedürftige Kleinrentner, Hilfsmaßnahmen 
zu treffen, die den allgemeinen Grundsätzen 
und Zielen der Fürsorge gerecht werden, ohne 
von dem Gesetz im einzelnen vorgeschrieben 
zu sein. Ausgabe auch der neuen Behörde 
für Arbeit und Wohlfahrt wird es sein, auf 
Grund dieser Bewegungsfreiheit und auf 
Grund der neuen Organisation der öffentlichen 
Fürsorge, unter Zusammenfassung aller, für 
die Fürsorgearbeit überhaupt nur faßbaren 
Kräfte, der hilfsbedürftigen Bevölkerung das 
unter den gegenwärtigen Verhältnissen nur 
mögliche Höchstmaß an Fürsorge zu bieten 
und damit „den gesellschaftlichen Fortschritt 
zu fördern".

Wie wohnt unser Proletariat?
Von Direktor a. D. Albert Kohn, Berlin-Dahlem.

Wenn zurzeit rund >/- der deutschen Be- | 
völkerung von der Wohlfahrtspflege erfaßt 
werden mutz, so ist sicher ein sehr bedeutender 
Prozentsatz dieser ungeheueren Summe zurück- 
zuführcn auf die Art, wie ein großer Teil 
unseres Volkes zu wohnen gezwungen ist. 
Wie sich nach dem Kriege die Wohnverhält­
nisse im Reiche gestalteten, wie die Menschcn- 
massen sich immer mehr ineinander drängten,

nicht nur in den Großstädten, sondern auch in 
den deutschen Mittel- und Kleinstädten und 
auf dem Lande, gelangt iinmcr mehr zu 
weiterer Kenntnis. Wie durch die fortgesetzte 
Verwahrlosung zahlloser Wohnhäuser Zu­
stände entstanden sind, die den einfachsten Vor­
schriften der Hygiene Hohn sprechen, ist schon 
in weiteren Kreisen bekannt. Aber auch die 
Erkenntnis darüber wächst, daß die Verhält-
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niffc sich von Jahr zu Jahr immer mehr 
zuspitztcn und das Wohnungselcnd Formen 
annahm, daß all unsere Wohlfahrtsarbcit, 
all die Fürsorge, die geleistet wird, nicht, 
mehr ausreichen kann, um die Schädigungen 
auch nur zu lindern, die wie ein schwärender 
Krebsschaden an unserem Volkskörper zehren. 
Tuberkulose, Geschlechtskrankheiten, Alkoholis­
mus fordem an sich schon ungeheuere Opfer. 
Trotz aller Fortschritte der medizinischen 
Wissenschaft gelingt es nicht, ihrer Herr zu 
werden, ihre Verbreitung hat einen zu kräf­
tigen Nährboden in den Mietkasernen unserer 
Städte, in den zahllosen Hofwohnungen, in 
denen nie oder nur wenige Stunden die Sonne 
hinkommt. Unsere Säuglingssterblichkeit war 
schon vor dem Kriege so riesig, daß ihre 
Zahlen hinter denjenigen Rußlands die be­
deutendsten Europas waren.. Sic wird stark 
beeinflußt durch die hohe Stockwerklage vieler 
Wohnungen. Schon 1911 wiesen Dr. H. Lief- 
mann und Dr. Alfred Lindemann nach, daß 
im Juli und August von 1592 Säuglingen 
in Parterre 240 — 15,0 o/o, im 3. Stock 
323 --- 20,2o/o, im 4. und 5. Stock 373 = 
23,4«/o starben und sich ein gleichmäßiges An­
steigen der Zahl der Stcrbefälle mit der 
Höhe der Stockwerke zeigte. Nicht minder 
leidet unsere Heranwachsende Jugend durch 
unsere Wohnungszuständc. Bereits in der 
vom Zentralinstitut für Erziehung und Unter­
richt 1917 herausgegebcncn „Einführung in 
die Kleinkindcrfürsorgc" wird ausgcsührti 
„Alle Jugendfürsorge und -pflege im letzten 
Grunde, alle Bestrebungen zur geistigen und

körperlichen Volksgcsundung sind bis zu einem 
gewissen Grade wirkungslos und unfruchtbar, 
solange die Gefahr besteht, daß Kinder und 
Erwachsene in das Wohnungselcnd immer 
wieder wie in einen Sumpf zurücksinken./'

Die Wohnungsuntersuchungen der All­
gemeinen Ortskrankcnkasse der Stadt Berlin 
für die Jahre 1921 und 1922 und für das 
erste Halbjahr 1923, deren Fertigstellung erst 
jetzt möglich wurde, beanspruchen deshalb ein 
weiteres Interesse, weil ihre Ergebnisse einen 
klaren Beweis dafür liefern, daß die seit 
lange von uns gezeigten Ucbelstände. auch 
in den genannten Jahren im allgemeinen noch 
keine nennenswerte Milderung, bezüglich der 
Wohnungsdichte sogar noch eine weitere Ver­
schlechterung erfahren hat. Bei Beurteilung 
der folgenden Zahlen ist zu berücksichtigen, 
daß die Mehrzahl der Mitglieder der genann­
ten Kasse nicht etwa zu den allerärmsten 
Volksschichten gehören, daß der erheblichste 
Teil von ihnen in Brot und Arbeit stand und 
daß den therapeutischen Aufgaben der Kran­
kenkasse gemäß die gesundheitlich aussichts­
losesten Kranken überhaupt nicht kontrolliert 
wurden. Durch diese Umstände ergibt sich eine 
rosigere Schilderung, als sie den Tatsachen 
entspricht.

Es wurden
1921 1922 1923

I. La»».
20219 17801 9420 Ausenlhaltsräume
kranker Kasscnmitglieder geprüft, davon be­
fanden sich

in Vorderhäusern
1921 1322 1923 1920

1. Laldjahr
8424 - 41,66 7110 - 39,94 3877 - 41,16 % gegen 44,11%

in Linlerhäusern
11 795 - 58,34 % 10631 - 60,46 % 5543 - 58,84 % gegen 55,89 %

Es ist also die Zahl der in Hofwoh- 
nungcn untcrgebrachten Kranken seit 1920 noch 
weiter gestiegen. Die Minderwertigkeit der 
Hofwohnungen ergibt sich schon daraus, daß 
in denselben der notwendige Durchzug fehlt. 
Dazu kommt, daß die kleineren Räume der 
Hintcrwohnungcn noch überfüllter sind, als 
diejenigen der Vorderhäuser. Wer die große 
Zahl unserer engen, dumpfen und düsteren

1321 1922

231 — 6,27 % 173-5,65%
920 - 5,56 % 828 - 5,62 %

Höfe kennt, wer da weiß, welch trostlosen An­
blick viele derselben bieten, wer die stagnierend« 
Luft auch in den größeren Höfen kennt, und 
wem bekannt ist, wie schlecht cs mit der Be­
lichtung aussicht, wie häufig die Sonne 
überhaupt nicht in diese Wohnungen dringt, 
der wird auch ihre zahlreichen gesundheits­
schädigenden Wirkungen erkennen.

Die Krankenbesucher ermittelten 
>923

1. Laldjahr
98 - 5 37 % Männer 5.17 %
391 — 5,15 % Frauen 5,49 %
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in Räumen, welche weniger als 10 Quadrat­
meter Bodenfläche faßten und stellten dabei 
noch fest, daß 

1921 1922 1923
1. Lalbjahr

367 173 Kranke mit 1 'Person
124 62 * n 2 1Personen
37 20 „ .. 3
3 2 „ n 4
2 1 .. „ 5
I 1 „ „ 6

diese kleinen Räume teilen mußten. Erinnern 
wir uns, daß der Aufenthalt in der Wohnung

1920 1921

204 -- 5,54 % 241 --- 7,88 %
904 = 5,47 % 949 = 6,44 %

Räume bewohnten, die noch nicht 2,50 Meter 
hoch waren, während die von der Baupolizei 
für Neubauten vorgeschricbcne Höhe der Woh­
nungen mindestens 2,80 Meter betragen muß. 
Beachtet man, daß es sich in Berlin mit ganz 
geringen Ausnahmen nur um Ecschoßhäuscr

1921 1922
230 -- 42,05 % 350 -- 46,79 %
156 -- 47,55 % 150 -- 54,35 %

so daß seit 1920 eine weitere Verschlechterung 
fcstzustellen ist. Infolge der steigenden Woh­
nungsnot gelangten eben zur Wohnbcnutzung 
auch Räume wieder, die vorher für Wohn­
zwecke nicht mehr benutzt werden durften; das

>92, 1922 1923
44,77 % 41,89% 42,61
47,25% 45,30% 47,70

wenn auch hier ein geringer Rückgang fcst- 
gcstcllt werden kann, so bleiben doch die Miß- 
ständc bestehen, die durch die Stockwerk- 
Häufung in den Mietkascrncn hcrvorgcrufen 
werden, die bei den Kleinwohnungen beson­
ders stark ins Gewicht fallen. Es ist hierbei 
zu beachten, daß in den oberen Stockwerken 
der Vorderhäuser fast ausschließlich, in den 
Hinterhäusern durchgängig, Kleinwohnungen 
eingerichtet sind, die von kleinen Leuten, Pro­
letariern, bewohnt werden. Die Frauen sind 
hier nicht nur gezwungen, alle häuslichen 
Dienste allein zu verrichten, sondern außer­
dem auch noch gcnötigr, einem Erwerb nach- 
zugkhcn, weil der Verdienst des Mannes 
häufig zur Erhaltung der Familie nicht aus- 
rcicht. Hier ist das viele Treppensteigen be­
sonders beschwerlich, die Ausgänge werden

1921 1922
985 = 26,72% 896 °» 29,28 %

3358 = 20,31% 3007 -- 20,40% I

Platz zu mittlerer Bewegung gewähren muß, 
wenn nicht ein lästiges Gefühl der Beengung 
entstehen soll, und denken wir uns diese Räume 
auch nur mit dem allernotwendigsten Mo­
biliar angefüllt, so können wir uns oorstellen, 
in welch drangvoller Enge die Menschen in 
solchen Räumen leben. Dabei wurden 

1921 1922 1923
1. Lalbjahr

70 82 25
Personen noch in Räumen von unter sechs 
Quadratmeter Bodenfläche angctroffen. Wir 
erfahren weiter, daß

1923 1920
1. Lalejahr

90 = 4,93 % Männer gegen 4,43 %
322 = 4,24% Frauen „ 4,93 %

handelt, um Mietkasernen, in deren Hinter­
häuser jede Oucrlüftung ausgeschlossen ist, so 
tritt die Schädlichkeit dieser niedrigen Räume 
besonders hervor. Räume unter 2,50 Meter 
Höhe wurden oorgefunden

1923 1920
2 = 34.81 % in «feilem gegen 39,96%
1 = 52,00% in Dachgeschossen 41,83%

gilt besonders für manchen Keller, der vor 
dem Kriege nur mehr für Lagerzwecke zu- 
gclassen war.

In Räunien der dritten und höher ge­
legenen Stockwerke wurden angetrosfen

>920
l0 männliche Kranke gegen 45.81 %
0 weibliche Kranke gegen 48,68 %

auf das äußerste beschränkt, besonders wenn 
die Frau leidend oder in anderen Umständen 
ist. Die Kasse hat bereits vor 20 Jahren 
darauf verwiesen, daß in Berlin die Stcrb-k 
lichkcit in den höchst gelegenen Etagen am 
größten ist und Flügge stellte fest: „Die Be- 
sicdlungsdichte und das Wohnen in hohen 
Stockwerken, das den Großstädtern reichlichen 
Aufenthalt und Bewegung im Freien unmög­
lich macht, ist als hauptsächlichste Ursache für 
die Verschlechterung der Konstitution der 
Großstädter anznsehen. Die große Säuglings­
sterblichkeit in den Sommermonaten ist haupt­
sächlich auf die bedenklichen Wärmegrade zu- 
rückzuführcn, die mit den höheren Stockwerlen 
erheblich steigt.

Unser ganz besonderes Interesse erregt 
die Tatsache, daß von den besuchten Kranken

>923 1970
07 = 27 49 Männer gegen 24,43 %
59 = 19^1 Frauen gegen 18,09%
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Räume bewohnten, deren Luftinhalt nicht 
den hygienischen Mindestforderungen von 20 
Kubikmeter entsprach. Es ist daniit die Tat­
sache belegt, datz die Zusammendrängung un­

serer Bevölkerung noch weitere Fortschritt! 
gemacht hat. Noch drastischer wird dies illu 
stricrt durch die Tatsache, datz in den.

1921
317 = 3,76%

502 = 4,26%

Vorderhäusern
1922 1923 1920

313 = 4,40% 132 = 3,40 % erwerbsunfähige Kranke 3,17%
Lintcrhäusern

501 =4,69% 202 = 3,64% erwerbsunfähige Kranke 3,35%

angetroffen worden, denen noch nicht 10 
Kubikmeter Luftraum zur Verfügung stand. 
Was das bedeutet, erkennen wir erst, wenn 
wir damit vergleichen, datz Rubner 

für leichtchronische Kranke 40 cbm,
für fiebernde Kranke 50 cdm,
für verwundet« Kranke SO cbm

Luftraum fordert, während in Jsolier- 
gcsängnissen für Einzelhaft jede einzelne Zelle 
einen Kubikinhalt von 25—28 cbm bei aus- 
schliehlicher Benutzung für die Nacht 15—IS 
Kubikmeter enthalten soll.

Wir erfahren weiter, datz von den in 
ihrer Familie lebenden Kranken nur

1921 1922 1923 1920
528 = 14,82 % 375 = 12,57 % 240 = 13,36% Männer gegen 14,98%

3147 = 19,38 % 2545= 17,55% 1349 = 18,06% Frauen gegen 21,14%

allein in einem Zimmer wohnten, während 
alle übrigen mit anderen Personen den 
Raum teilen mutzten, und zwar noch über 
12 o/o mit drei anderen Personen, über 2 o/o 
mit fünf Personen, und datz auch in einer 
Reihe von Fällen sechs, sieben und mehr 
Personen mit dem Kranken einen Schlafraum 
gemeinschaftlich benützten. Vergleichen wir 
diese Zahlen mit denjenigen, die uns über die 
Grütze der Räume aufklärten, dann wird uns 
erst die Bedeutung der Gefahr gegenwärtig, 
in der diese armen Menschen wohnen. Wir 
müssen uns aber auch über die ungeheuere 
Ansteckungsgefahr klar werden, die eine solche 
Wohnnot, ein derartiges Zusammcndrängen 
vieler Menschen in zu enge Räume großer 
Mietkascrnen für die ganze Einwohnerschaft 
mit sich bringt. Alle Wohlfahrt, die umfang­
reichste Fürsorge, alle unsere Kraft wird in 
Frage gestellt, so lange diese zahlreichen

1921 1922
3279 = 16,22 % 3425 = 19,24 %

erwerbsunfähig erkrankte Mensche» angctroffen

Seuchenherde bestehen. Fanden doch die 
Krankenbesuche! nur in Familien 

1921 1922 1923
1. Laibjahr

2746 3022 1608 Lungenkrante
die mit anderen Familienmitgliedern den 
Echlafraum teilen mutzten. Diese Zahlen fal­
len um so mehr ins Gewicht, als ein erheb­
licher Teil lungenkranker Kassenmitglieder in 
Lungenheilstätten und besonders im vor­
gerückten Stadium in Krankenhäusern unter- 
gcbracht sind. Ganz ähnlich liegen die Ver­
hältnisse bei den Geschlechtskrankheiten; auch 
hier liegt die Gefahr der Uebertragung sehr 
nahe.

Keine der von der Kasse milgctcilten 
Zahlen gibt jedoch ein so erschütterndes Bild 
der längst chronisch gewordenen Wohnungsnot, 
wie die Tatsachen, die uns über die herrschende 
Bcttcnnot unterrichten. In den Berichtsjahren 
wurden von den Krankenbcsuchcrn

1923 1920
1551 = 16,46% gegen 13,46%

und darunter waren

682 = 20,80% 708 — 20,67 % 352 = 22,70% gegen 19,15%

lungenkrank. Diese Ziffern allein liefern 
bereits einen furchtbaren Beweis des herrschen­
den Wohnungselcnds, sie belegen bündig, 
welch entsetzlichen Umfang die Einengung in 
unseren Mietkascrnen angenommen hat, wie 
die Menschen immer mehr aneinander ge­
drängt, immer mehr eingcschachtclt wurden. 
Die hier krassest dokumentierte Bcttcnnot hat 
ihre Ursache weitaus nicht in der Armut der 
Bewohner allein, sie ist in sehr grotzcm Matze

auch zurückzuführcn auf den herrschenden Platz­
mangel, der cs oft genug zur Unmöglichkeit 
macht, auch nur ein weiteres Bett aufzustcllcn, 
trotzdem oft genug noch deren mehrere nötig 
wären. Wie cs in solchen Haushaltungen 
mitunter aussicht, darüber geben die de­
taillierten Aufstellungen des Berichtes Auf­
klärung, wir müssen UNS hier darauf beschrän­
ken mitzuteilen, datz allein im ersten Halb­
jahr 1923 fcslgcstellt wurden:
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230 Laushattungen mit 
79 
13 
49 
12 
25 
8 
7
4
5 
1 
2 
1 
1 
2 
1

5 Personen und 3 Betten
6
6
7
7
8 
8 
9
9 

10
10 
11 
11 
12 
12 
12

„ 3 „
2 großen Betten und 1 Kinderbett
4
3
4
3
4
3
5
4
5 
3
6 
5 
3

und 2 Kinderbetten 
- 1 . 1 
. 3

Wer kann angesichts solch furchtbarer 
Bilder des Schreckens und des Elends noch 
vortreten und sich wundern, daß wir die 
Tuberkulose und Geschlechtskrankheiten nicht 
niederzwingen, daß der Alkoholismus hier 
seinen besten Nährboden findet? Wer kann 
erstaunt sein, daß in unseren großen Kranken­
häusern Tag für Tag geschlechtskranke Kinder 
zur Behandlung kommen. Kann es anders 
kommen bei der Art wie unser Volk in den 
Mietkasernen wohnen muß, unter der Körper 
und Seele gleich schwer leiden?

Die geschilderten Mißstände sind nicht 
neu, seit Jahrzehnten wird durch die Arbeiten 
der Berliner Allgemeinen Ortskrankenkasse 
immer wieder und wieder daraufhingewiesen, 
und lange vorher schon hat Adolf Wagner in

seiner Studie: „Ueber Wohnungsnot und 
städtische Bodensrage" bereits die Gründe der 
Not dargelegt. Von allen Seiten, aus Ham­
burg und Breslau, München und Nürnberg, 
Frankfurt und Leipzig u. a. O. hörten wir Not­
schreie. Die Aufwendungen für die Wohlfahrts­
pflege werden immer größer und trotzdem können 
mit ihnen die Uebel nicht niedergekämpst 
werden, unter denen unser Volk immer mehr 
leidet. Das Hauptübel unter dem wir leiden 
ist die Wohnungsnot; gelingt es nicht, sie in 
absehbarer Zeit wenigstens zu lindern, das 
Elend zu lockern, so wird auch die beste Wohl­
fahrtspflege nicht imstande sein, uns von der 
abschüssigen Bahn zu retten, auf der wir uns 
befinden.

Wohnungsbeschaffung für kinderreiche Familien.
Bon Reg.-Rat To rm in-Lübeck.

Drei Gruppen von Familien leiden am 
meisten unter der herrschenden Wohnungs­
not: Die Flüchtlinge, die tuberkulösen und 
die kinderreichen Familien, Während die Not 
bei den Flüchtlingen und Tuberkulösen am 
akutesten ist, weil sie häufig mit Obdachlosig­
keit bzw, Lebensgefahr verbunden ist, liegt 
die Schwierigkeit bei den kinderreichen Fa­
milien, die sich in einer kleinen Wohnung, die 
früher für sic ausrcichtc, vergrößert haben, 
darin, daß ihre Unterbringung in einer größe­
ren Wohnung regelmäßig auf den hartnäckig­
sten Widerstand des Vermieters stößt, weil 
di- kinderreichen Familien die unbeliebtesten 
Mieter find. Häufig gelingt cs den Woh­
nungsämtern nicht, diesen Widerstand durch 
Beschlagnahme und Zwangsmietvcrtrag zu 
brechen.

So geht man den» in der letzten Zeit 
dazu über, Neubauten ausgesprochen für 
kindcrrcick>e Familien zu errichten, wie man 
schon früher Flüchtlingswohnungcn und Woh­

nungen für Tuberkulöse gebaut hat. Solche 
Wohnungen lassen sich bei der regelmäßigen 
Mittellosigkeit der kinderreichen Familien nur 
durch verstärkte öffentliche Beihilfen finan­
zieren. So sind denn auch vor einiger Zeit 
in Preußen für diesen Zweck besondere 
Staatsmittel bcreitgcstcllt worden. Lübeck 
hat vor etwa einem Jahr zur Förderung des 
Wohnungsbaues für kinderreiche Familien be­
sondere Maßnahme» ergriffen. Ueber die 
ersten Ergebnisse dieser Maßnahmen, die jetzt 
vorlicgcn, soll in folgendem berichtet werden:

Beim Wohlfahrtsamt Lübeck besteht schon 
seit der Errichtung des Amtes (1318) eine 
besondere Abteilung „Fürsorge für kinder­
reiche Familien". Diese veranstaltete durch 
die Bczirksfürsorgcrinncn schon vor einigen 
Jahren eine Erhebung über die Wohnweise 
der kinderreichen Familien, von der etwa 
hundert Familien erfaßt wurden und die, 
obgleich Lübeck das schlimmste Mictskascrncn- 
systein so gut wie gar nicht kennt, doch ganz
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erschreckende Zustände offenbarte. Es ergab 
sich, daß durchschnittlich auf ein Bett 2,8 Per­
sonen entfielen. Der Bcttenmangel war 
größtenteils darin begründet, daß bei der 
Enge der Wohnung ein weiteres Bett nicht 
aufgestellt werden konnte. So war es bei­
spielsweise nicht selten, daß mehrere Heran­
wachsende Kinder verschiedenen Geschlechts das 
gleiche Bett teilen mußten, häufig auch ge­
sunde und ansteckend kranke.

Aus Grund dieser Erfahrungen wurde 
im Jahre 1924 beschlossen, unter Hinzunahme 
der Mittel der Fürsorge für kinderreiche Fa­
milien eine planmäßige Sanierung der am 
schlechtesten untcrgcbrachten Familien in die 
Wege zu leiten. An dieser Aktion beteiligten 
sich außer dem Wohlfahrtsamt selbst das dem 
Wohlfahrtsamt in Lübeck eingeglicdcrte Woh­
nungsamt, die Baubehörde, die Finanz­
behörde, die Landcsvcrsicherungsanstalt der 
Hansestädte und eine Reihe von gemein­
nützigen Baugenossenschaften. Durch das ziel- 
bewußte Zusammenwirken aller dieser Stellen 
führte der erste Schritt auf dem neucinge- 
schlagcncn Weg zu einem vollen Erfolg. Im 
einzelnen spielte sich das Verfahren wie folgt 
ab: Die unzureichend untcrgcbrachten kinder­
reichen Familien wurden teilweise von der 
Fürsorge, teilweise vom Wohnungsamt, teil­
weise von den gemeinnützigen Baugenossen­
schaften aus den Reihe» ihrer Mitglieder nam­
haft gemacht. Als kinderreich galt dabei jede 
Familie mit mindestens vier untcrhalts- 
bcdürftigcn Kindern, während sonst regel­
mäßig die Fürsorge für kinderreiche Familie» 
erst vom fünften Kinde an einsetzte. In 
jedem Falle wurde dann durch Antzenbeamtc 
des Wohnungsamtes festgestellt, ob die 
Wohnverhältnisse der Familien so waren, daß 
sich nach den allgemeinen Richtlinien des 
Amtes ihre Aufnahme in die Dringlichkcits- 
listc rechtfertigen würde. Mit den so heraus- 
gesnchtcn Familien wurde dann darüber ver­
handelt, ob sic lieber eine Wohnung im 
Reihenhaus oder einem Siedlungshaus be­
ziehen wollten, in letzterem Falle auch dar­
über, ob sie selbst irgendwelche Mittel zum 
Vau beisteuern konnten, z. B. Arbeitgeber- 
Zuschuß, Kapitalabfindung, eigene Mitarbeit 
und dergleichen. Dann wurden die Familien 
getrennt nach Reihenhäusern und Siedlungs­
häusern der Baubehörde aufgcgcben, die von 
den durch sic ZU vergebenden öffentlichen 
Mitteln aus der Hauszinssteuer einen Teil 
für diesen Zweck reserviert hatte, der nun 
denjenigen Baugenossenschaften zugewiescn 
wurde, die sich bereit erklärten, die erforder­
lichen Häuser für die kinderreichen Familien

zu errichten. Der Bau wurde von der Bau­
behörde überwacht. Um die mit der Finan­
zierung verbundenen Schwierigkeiten zu über­
winden, wurde eine Reihe von Ver­
günstigungen gewährt, und zwar von der 
Finanzbehördc als Eeberin des Beihilfedar- 
lehns, von der Landesversicherungsanstalt der 
Hansestädte als Hypothckcngcbcrin und wo 
dieses noch nicht ausreichtc, durch Zuschüsse 
des Wohlfahrtsamtes aus Fürsorgemitteln 
und, soweit während des Baues eine Teuerung 
eintrat, aus den Mitteln der betreffenden 
Baugenossenschaften. So ist es gelungen, im 
Laufe des Jahres 1925 41 kinderreiche Fa­
milien, die fast sämtlich völlig mittellos waren, 
eine ausreichende gesunde Wohnung zu ver­
schaffen; 18 weitere Wohnungen befinden sich 
noch im Bau.

Welcher Art waren diese Wohnungen und 
wie ließ sich im einzelnen die Finanzierung 
durchführen? Hier müssen Siedlungshäuser 
und Reihenhäuser getrennt behandelt werden:

1. Das Siedlungshaus ist an sich für 
eine kinderreiche Familie wie auch für ihre 
Nachbarn das Ideal. In Mehrfamilien­
häusern ergeben sich erfahrungsgemäß aus dem 
Zusammenleben kinderreicher und anderer Fa­
milien nur zu leicht Reibereien, ganz abgesehen 
von den Klagen der Hausbesitzer wegen über­
mäßiger Abnutzung der Wohnungen durch die 
vielen Kinder. Dazu kommt, daß die Kinder 
im Siedlungshaus in Luft und Sonne auf- 
wachsen, früh an Gartenarbeit gewöhnt werden 
und sich körperlich und geistig ganz anders 
entwickeln können als im Mietshaus. Vor 
allem die Gefahr der Tuberkulofeerkrankung 
ist hier eine viel geringere.

Das durchschnittliche Lübecker Siedlungs­
grundstück ist 1000 gm groß. Das Haus, 
das als Mindcsttpp für kinderreiche Familien 
gebaut worden ist, umfaßt im Erdgeschoß ein 
Zimmer von 11,40 qm, eine Wohnküche von 
12 qm mit einer kleinen Speisclanimer, eine 
Wasch- und Spülküche von 4,5 qni und einen 
Stall mit eingebautem Abort von 7,5 qm. 
Jni Obergeschoß befinden sich dann »och zwei 
weitere Zimmer von 13,5 qia, und 12 qm. 
Dazu kommen ein Spitzbodcn als Trocken­
boden, ein Futterboden über dem Stall sowie 
zwei Kellcrräumc. Die Benutzung des Hau­
ses ist so gedacht, daß die Familien in der 
Wohnküche wohnen und die drei Zimmer als 
Schlafzimmer für die Eltern, die Söhne und 
die Töchter benutzt werden. Leider hat sich 
der größere Teil der Siedler zu einer sol­
chen zweckmäßigen Benutzung nicht entschließen 
können, sondern hat sich eine Stube als das
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unvermeidliche „beste Zimmer" eingerichtet. 
Immerhin ist dann doch wenigstens ein Re- 
seroeraum vorhanden zur Isolierung von 
Kranken und Dergleichen, eine Möglichkeit, die 
bei den jetzigen Wohnungen dieser Familien 
durchweg vollkommen fehlt.

Dieses Haus kostete, wenn cs als Doppel­
haus gebaut wurde, im Frühjahr 1825 rund 
8008 RM. Heute wäre es etwa 1000 NM. 
teurer. Dazu kam der Erund und Boden, 
der im Erbbaurecht vergeben wurde. Der 
Erbbaurechtzins, der für die ersten 2—3 
Jahre erlassen wurde, schwankt zwischen 25 
und 75 RM. jährlich je nach der Lage des 
Grundstückes. Ebenso wird die Grundsteuer, 
die der Erbbauberechtigte zu zahlen hat, für 
die ersten beiden Jahre nicht erhoben. Die 
8000 NM. wurden wie folgt aufgebracht. Die 
erste Hypothek gab die Landesvcrsichcrungs- 
anstalt der Hansestädte in Höhe von 
3 600 RM. zu 6 °/o. Das bedeutete insofern 
ein erhebliches Entgegenkommen, als die An­
stalt sonst in der Regel nur bis zu 3 000 RM. 
ging und 71/2 % Zinsen verlangte. Die Er­
höhung der ersten Hypothek war dadurch mög­
lich, daß die Finanzbehörde mit dem Bei- 
hilfedarlehn, dessen Zinsfutz sie von 4 auf 
2 «Io ermäßigte, im Rang zurückrückte, und 
zwar bis an das letzte Geld heran, das das 
Wohlfahrtsamt aus Fürsorgcmitteln in Höhe 
von 400 RM. zu 4 °/o gab. Dieses Geld ist 
vom 1. Juli 1927 an zu verzinsen und all­
mählich zu tilgen, sobald in der Familie 
weniger als vier untcrhaltsbedürfligc Kinder 
vorhanden sind. Vom 1. Juli 1927 an be­
trägt also die jährliche Belastung des Siedlers:
Durchschnittlicher Erbbaurechtzins 50,— RM. 
Durchschnittliche Grundsteuer . . 14,— „ 
Hypothekenzinsen 

3600 RM. zu 6 °/o = 216,—
4000 RM. zu 2 °/o --- 80,—

400 RM. zu 4 0/0 -- 16,— 312,— „
insgesamt: 376,— RM.

Dazu kommt noch die Feuerversicherung und 
das Schornsteinfcgcrgeld sowie die Instand­
haltung des Gebäudes. Man nimmt an, daß 
ungefähr 100 RM. bei guter Bewirtschaftung 
aus dem Garten und der Viehhaltung wieder 
hcrauszuwirtschaftcn sind. Andererseits ist der 
obige Voranschlag allerdings bei den meisten 
Häusern nicht eingchalten, sondern cs hat sich 
eine Uebcrteucrung ergeben, so das; noch eine 
Zwischenhypothek der erbauenden Bauge­
nossenschaft für das restliche Geld verzinst 
werden mutz. Einige Baugenossenschaften haben 
auch einen etwas größeren Typ gebaut (bis

zu 5 Zimmer und Küche). Hier wurden die 
größeren Mittel in der Regel durch Arbeitgebei­
zuschüsse, bei Kriegsbeschädigten und Kriegs­
hinterbliebenen durch Kapitalabfindung oder 
auch durch eigene Arbeit des Siedlers auf­
gebracht. Insgesamt sind im Jahre 1925 
17 solche Siedlungshäuser errichtet worden, 
die von insgesamt 130 Personen bewohnt 
werden. Drei weitere Häuser befinden sich 
noch im Bau.

2. Nicht jede Familie eignet sich für ein 
Siedlungshaus. Abgesehen von den als un­
wirtschaftlich bekannten Familien, denen schon 
die Fürsorge ein eigenes Haus nicht glaubte 
anvertrauen zu können, hatte auch ein Teil 
der Familien Bedenken wegen der Aufbrin­
gung der Zinsen für das Haus, oder cs be­
stand keine Neigung zur Garten- und Dieh- 
wirtschast, oder die verhältnismäßig ent­
fernte Lage der Siedlungen von der Stadt 
war unerwünscht. Für diese Familien muß­
ten ausreichende und gesunde Wohnungen in 
Reihenhäusern beschafft werden, und es fand 
sich dann auch eine gemeinnützige Baugenossen­
schaft, die den Bau solcher Reihenhäuser über­
nahm. Es wurden zunächst zwei dreistöckige 
Doppelhäuser zu je 12 Wohnungen in An­
griff genommen. Jedes Doppelhaus enthält 
zwei Treppenhäuser; an jedem Treppenhaus 
befinden sich sechs Wohnungen. Durch diese 
Verteilung sollte eine llebcrlastung des ein­
zelnen Hauses vermieden werden. Für die 
Zukunft wird jedoch angestrebt, daß beson­
dere Reihenhäuser für kinderreiche Familien 
nicht mehr gebaut werden, sondern daß diese 
Familien unter Beibehaltung des Haustyps 
mit anderen Familien vermischt werden, um 
die Anhäufung vieler Kinder an einer Stelle 
überhaupt zu vermeiden. Es wurden ein 
größerer und ein kleinerer Wohnungstyp ge­
baut. Jeder besteht aus drei Zimmern und 
Wohnküche mit kleiner Spülküche, Abort und 
Speisekammer, bei dem kleineren Typ sind die 
Zimmer 13,5 qm, 9 qm, 8,7 qm und die 
Wohnküche 11,5 qm groß, bei dem größeren 
Typ die Zimmer 13,2 qm, 11,5 qm, 8,7 qm 
und die Wohnküche 14 qm. Zu jeder Woh­
nung gehören zwei Kcllerräume und ein Ver­
schlag auf dem Boden, zu je drei Wohnungen 
eine gemeinsame Waschküche und ei» gemein­
samer Trockenboden. Außerdem befindet sich 
hinter dem Haus ein kleiner Hausgarten für 
jede Wohnung. Die Wohnungen sind gut 
durchlüftbar.

Die Baukosten für diese Wohnungen 
wurden für den kleineren Typ <213 cbm um­
bauten Raum) auf 5 320 RM., für den
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größeren Typ (234 cbm umbauten Raum) 
auf 5 850 RM. veranschlagt. Auch hier 
wurden der Baugenossenschaft bei der Finan­
zierung die gleichen Vergünstigungen von 
Finanzbehördc und Landesversicherungsanstalt 
gewährt wie den Erbauern der Siedlungs­
häuser, doch war eine Beteiligung des Wohl­
fahrtsamts an der Aufbringung der Bau­
kosten nicht erforderlich. Dafür beteiligt sich 
die Fürsorge erforderlichenfalls durch Gewäh­
rung von Mietezuschüssen. Die Mieten be­
tragen für die kleineren Wohnungen 375 RM., 
für die größeren 410 RM. jährlich. Das 
Wohlfahrtsamt hat der Baugenossenschaft in 
Aussicht gestellt, daß sie zunächst für drei 
Jahre für 200 RM. jährliche Miete für jede 
Wohnung aufkommt. Tatsächlich richten sich 
jedoch die Mietebeihilfen nach den Ein- 
kommcnsvcrhältnissen des Wohnungsinhabcrs. 
Co kann bei Erwerbslosen die volle Miete 
übernommen werden, während bei hoch ver­
dienenden Facharbeitern, Angestellten usw. 
unter Umständen keine Mictebeihilfe erforder­
lich ist.

In den beiden Doppelhäusern sind 24 
Familien mit insgesamt 187 Personen unter­
gebracht. Ein weiteres Doppelhaus mit 12 
Wohnungen befindet sich im Bau.

Aus den Darlegungen ergibt sich, daß 
es durch die Anspannung der Kräfte aller 
beteiligten Kreise schon im ersten Jahr ge­
lungen ist, mit verhältnismäßig geringen 
Opfern an öffentliche» Mitteln einer verhält­
nismäßig großen Zahl von Heranwachsenden 
Menschen (Lübeck zählt nur 120 000 Ein­
wohner) ein menschenwürdiges Heim zu ver­
schaffen. Das Wohlfahrtsamt gedenkt, diese 
Arbeit auch in Zukunft fortzuführen. Die 
Vorbereitungen für die kommende Bauperiode 
sind schon getroffen, und es besteht Aussicht, 
daß wieder etwa fünfzig Familien in gleicher 
Weise geholfen werden kann.

Natürlich werden im Lause der Jahre 
die Anforderungen an die Fürsorgemittel des 
Wohlfahrtsamtes steigen. Wir sind aber über­
zeugt, daß diese Verwendung der Mittel die 
denkbar produktivste ist, weil durch aus­
reichende und gesunde Wohnungen für kinder­
reiche Familien zweifellos einer Unmenge von 
Not und Elend, zu deren Behebung sonst 
öffentliche Mittel erforderlich würden, vor- 
gebcugt wird. Der Menschenschlag, der in 
den neuen Wohnungen hcranwachsen wird, 
wird gesundheitlich, sittlich und geistig auf 
einer ganz anderen Höhe stehen als der, den 
uns die alten Elendstättcn bescherten.

Soziale GerichtShilfe*).
Bon Alfred Bozi, Bielefeld.

II.
Bei dem Schluffe von der Zunahme der 

straftcchtlichen Verurteilungen auf den Nieder­
gang der öffentlichen Moral werden sehr 
wesentliche Umstände vielfach ungenügend be­
achtet oder völlig übersehen. Wieviele von 
den tatsächlichen begangenen Straftaten zur 
Aburteilung kommen, hängt durchaus von Zu­
fälligkeiten, insbesondere von der Einstellung 
und dem Ecschäftscifcr der Strafocrfolgungs- 
bchördcn ab, der wieder durch die mehr oder 
minder zureichende Bcamtcnzahl beeinflußt 
wird. Vor allem aber führt die gesellschaftliche 
Auslcscfunltion fortgesetzt zur Ausstellung 
neuer strafrechtlicher Tatbestände. Zu diesen 
stellen beispielsweise die Gewerbe- und Wuchcr- 
vcrgehcn in den letzten Jahrzehnte» ein er­
hebliches Kontingent. Eine ziffermäßige Stei­
gung der Straftaten wäre mit der Abnahme 
von Mord, Raub, Diebstahl ufw. sehr wohl 
vereinbar. Die Kriminalstatistik sollte daher 
ihre Schlüsse weniger auf die Gesamtzahl der 
Straftaten, als auf die Kurve der einzelnen

•) Siehe 6. 393 ff.

Delikte aufbauen und vor allem auf die Rück- 
fallziffcrn bei gleichen oder gleichartigen Tat­
beständen. Hier ist dann zu beachte», daß für 
die Rückfälle im wesentlichen der Strafvollzug 
selbst die Verantwortung trägt, der, wenn 
er auch nicht gerade ungünstig auf die Sträf­
linge cinwirktc, doch jede erziehliche Wirkung 
vermissen ließ. Solange dein Sträfling nrit 
der völligen und dauernden Abschließung von 
der Außenwelt nicht nur jede Möglichkeit zur 
Begehung von Straftaten genommen, sondern 
auch jeder Anreiz zu solchen von ihm fernge- 
haltcn war, konnte er gegen einen solchen auch 
nicht unempfänglich gemacht werden. Hatte 
sich bei ihm ein Hang zu einer bcstimmteri 
Straftat festgesetzt, so war es nur natürlich, 
daß er bei der ersten Gelegenheit die Straftat 
wiederholte oder psychologisch ausgcdrückt, daß 
er auf den ersten gleichen Anreiz in nämlicher 
Weise reagierte. Das Problem der strafrecht­
lichen Erziehung ist daher nicht dadurch lösbar, 
daß jeder Reiz zur Wiederholung der Straf­
tat ausgeschaltet wird; durch äußere oder psy­
chische Einwirkungen ist vielmehr das Indivi­
duum so zu beeinflussen, daß cs auf diesen
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Reiz nicht mehr strafbar reagieren kann. Daß 
damit das Problem der Verbrechensbekämp­
fung, namentlich bei Gewohnheitsverbrechern 
richtig erfaßt ist, ist durch ein Tiererpcrimcnt 
des Zoologen Moebius — vgl. Paulfen, 
Einleitung in die Philosophie Seite 421 — 
schlagend bewiesen: In ein Wasserbecken, das 
durch eine Glasscheibe in zwei gegeneinander 
abgeschlossene Hälften geteilt war, wurde auf 
die eine Seite ein Hecht, auf die anders 
allerlei kleines Getier, wie es ihm sonst zur 
Nahrung dient, getan. Der Hecht fuhr als­
bald auf die Tiere zu, erhielt jedoch statt 
des erwarteten Bissens an der Glasscheibe 
einen empfindlichen Stotz. Nachdem sich dies 
öfters wiederholt hatte, lemte er endlich, auf 
dis Beute verzichten. Nach einigen Wochen 
wurde die Glasscheibe hcrausgcnommen. Der 
Hecht schwamm jetzt frei unter dem übrigen 
Getier umher; aber er ließ sich nicht bei-, 
kommen, darauf loszufahren. Neben solchen 
Maßnahmen, die auf den Menschen übertragen 
in einer möglichst strengen Ueberwachung in 
der Freiheit zum Ausdruck kommen, inutz hier 
allerdings die seelische Beeinflussung erfolgen, 
aber Erzieher und Seelsorger mögen sich hier 
den psychologisch geschulten Arzt zum Vor­
bilde nehmen, der bei seiner planmäßigen auf 
die individuelle Veranlagung des Patienten 
zugcschnittenen Behandlung auch suggestive 
Beeinflussung nicht verschmäht.

Wenn es sich also bei der sozialen Ee- 
richtshilfc darum handelt, dein Richter die 
erziehliche Auswertung der Strafe zu ermög­
lichen, so sind mit den vorstehenden Aus­
führungen auch die Richtlinien der Eerichts- 
hilfcarbeit gegeben. Der Strafrichter muß mög- 
lichst frühzeitig und erschöpfend über die Per­
sönlichkeit des Beschuldigten unterrichtet sein. 
Aus den Familicnverhältnissen des Beschul­
digten, insbesondere seiner Abstammung läßt 
sich erkennen, auf welche Reize, unter welchen 
Umständen und in welcher Weise er auf sic 
reagiert. Je erschöpfender und individueller 
das so gewonnene Bild ist, um so zuverlässiger 
wird auch fcstzustcllen sein, durch welche Mittel 
er beeinflußt und gegen die betreffenden Reize 
unempfänglich gemacht werden kann. Das sind 
die Gesichtspunkte, welch: die Eerichtshilfc bei 
ihren Auskünften zu beachten hat. Von 
diesem Standpunkt aus können die Aus­
künfte auch nicht frühzeitig genug beschafft 
werden, denn schon im Vorverfahren können 
sie dem Richter eine Unterlage für die Ent­
scheidung über Anordnung oder Fortdauer 
der Untersuchungshaft bieten, zumal hier gegen 
ihre Verwertung auch keine juristischen Be­
denken bestehen. Der erkennende Richter wird

solche Auskünfte vielleicht nicht bei der Ent­
scheidung über die Schuldfr.agc, wohl aber 
bei der Strafaussetzung, bei der Entscheidung 
über die Aussetzung einer Freiheitsstrafe, über 
ihre Verwandlung in eine Geldstrafe, bei der 
Bemessung der Geldstrafen usw. verwerten. 
Wenn hier auch die Strafprozeßordnung viel­
leicht die Verlesung in der Hauptvcrhandlung 
nicht gestattet, und wenn aus der bei einigen 
Gerichten üblichen Vernehmung der Auskunfts- 
Personen als Zeugen oder Sachverständige für 
ihre weitere Arbeit Schwierigkeiten entstehen 
können, so besitzt doch der praktische Richter 
bei der Vemehmung des Angeklagten, sowie 
bei der Beweisaufnahme ausreichende Ge­
legenheit, den Inhalt der Auskünfte zum 
Gegenstände der Verhandlung zu machen, und 
zwar ohne daß er dabei den Namen der Aus- 
kunftspcrson zu nennen braucht.

Um den Strafvollzug hatte sich der 
Richter nach der Strafprozeßordnung nicht zu 
bekümmern. Das wurde naturgemäß anders, 
sobald das erziehliche Moment in der Strafe 
Eingang fand, denn nunmehr ließ sich erst 
nach dem Erfolg fcststellen, ob die Strafe 
zutreffend bemessen war. Der Richter, der 
die Strafaussetzung an Bedingungen knüpfte, 
sie von der freiwilligen Unterwerfung unter 
Fürsorgcmaßnahmen abhängig machte, ja, nach 
dem jüngsten Entwürfe eines Strafgesetzes ihn 
sogar unmittelbar unter Schutzaufsicht stellen 
kann, muß auch die Mittel in der Hand haben, 
diese Maßnahmen durchzuführen. Hier setzt 
nun wieder die Eerichtshilfe ein, der dainit 
vor allein die Aufgabe erwächst, den Straf­
richter von allen Vorgängen in Kenntnis zu 
setzen, welche eine Aenderung seiner Entschei­
dung, insbesondere einen Widerruf der Straf­
aussetzung erforderlich machen. Es liegt auf 
derselben Entwicklungslinie, wenn nunmehr der 
Richter auch in der Begnadigungsinstanz maß­
gebenden Einfluß besitzt und wenn der Be­
auftragte für Enadcnsachcn durch Verniittlung 
der Eerichtshilfc die Verhältnisse aufklärt. 
Andererseits kann hier auch umgekehrt der 
Weg über die Eerichtshilfc nach dem Richter 
führen. Die Verurteilten können ihre Wünsche 
bei der Eerichtshilfc anbringcn. Hier werden 
sie erfahren, ob ihre Anträge überhaupt Aus­
sicht auf Berücksichtigung, haben. Ist es der 
Fall, so wird die Eerichtshilfe ihnen bei der 
Abfassung der Begnadigungsersuchc behilflich 
sein und diese auch an die zuständige Stelle 
weiterleiten. Hier liegen aber die Grenzen 
ihrer Tätigkeit, womit indessen nicht ausge­
schlossen ist, daß auch Auskünfte, welche die 
Eerichtshilfe über die Persönlichkeit des Ver­
urteilten im Strafverfahren beschafft hat, der
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Eefängnisverwaltung übersandt werden, um 
dieser damit eine zuverlässige Lharakteristik von 
der Persönlichleit des Strafgefangencnzugeben.

Bei einigen Gerichten werden den Ec- 
richtshilfestellen allgemein alle Strafakten vor­
gelegt oder es geht ihr Abschrift der Anklage­
schriften zu. Hier trifft die Eerichtshilfe selbst 
die Auswahl derjenigen Sachen, die sich zu 
fürsorgerischer Behandlung eignen. Bei ande­
ren Gerichten wird die Auswahl gcrichtsseitig 
getroffen, d. h. es werden der Eerichtshilfe 
durch Aktcnoorlegung oder durch Formular 
diejenigen Sachen zugeleitct, in denen der 
Richter oder Staatsanwalt die Mitarbeit der 
Eerichtshilfe für erwünscht erachtet. Einige 
Kategorien von Straftaten, darunter fast alle 
llcbcrtretungen, kommen naturgemäß für eine 
Bearbeitung der Eerichtshilfe nicht in Be­
tracht. Wenn aber stellenweise selbst an grö­
ßeren Gerichten der Iahrcsetat der Gcrichts- 
hilfe nur 12—20 Fälle aufweist, so zeugt 
das davon, daß die Bedeutung der Eerichts- 
hilfcarbeit noch nicht recht erkannt worden 
ist. Es stehen diesen Ziffern ja auch erfreu­
licherweise vierstellige Zahlen gegenüber. Bei­
spielsweise wurden in Halle a. d. S. in den 
Jahren 1822—24 1400, bzw. 1810, bzw. 
1775 Fälle bearbeitet.

Die wirtschaftliche Lage gestattet es dem 
Staate heute nicht, eines Prinzips wegen Tau­
send« und Abertausende mehr oder weniger 
unproduktiv lange Jahre in Gefängnissen zu 
unterhalten. Das Nationalvermögen beruht 
im wesentlichen auf der Arbeitskraft. Deshalb 
mutz jede Möglichkeit ausgcnulzt werden, um 
aus den gemeinschädlichen Elementen wieder 
arbeitsfähige Eesellschaftsglieder zu machen. 
Die Erfahrungen, die bisher in dieser Rich­
tung mit der sozialen Eerichtshilfe geniacht 
worden sind, sind durchaus günstig. Zuver­

lässige statistische Angaben liegen zwar nicht 
vor, aber es ist mehrfach festgestellt, daß bei 
den von der sozialen Eerichtshilfe betreuten 
Personen die Rückfallziffcr erheblich hinter 
der allgemeinen Rückfallsziffer zurückbleibt. 
Wird noch weiter erwogen, datz die Arbeit 
mit der sozialen Eerichtshilfe auf die Ein­
stellung des Strafrichters ihre Rückwirkung 
ausüben mutz und datz andererseits die Hilfe, 
welche aus allen Volksschichten hier dem Straf­
richter geleistet wird, dazu führen mutz, 
die Rechtsprechung dem Volke näher zu 
bringen, so werden damit sehr bedeutsame so­
ziale Werte aufgedcckt.

Die soziale Eerichtshilfe ist, wie gezeigt, 
der Ausdruck einer Umstellung unseres Straf­
rechts aus der Vergeltungsstrafc in die Zweck­
strafe. Diese Umstellung ist ein sozialer Vor­
gang, der als solcher keiner Rcckckfertigung, 
sondern nur einer Erklärung bedarf. Diese 
Erklärung liegt in dem großen und allge­
meinen energietischcm Gesetze, wonach überall 
mit dem geringsten Kraftaufwand der mög­
lichst große Nutzeffekt erzielt werden soll. Unter 
dem Drucke dieses großen Gesetzes hat sich die 
Eerichtshilfe herausgcbildet. Das aber end­
lich die Erkenntnis von der sozialen und wirt­
schaftlichen Bedeutung solcher Einrichtungen 
mehr und mehr Wurzel faßt, dafür sprechen 
die immer neuen Tagungen und die zahlreichen 
Aufsätze, auf und in denen diese Fragen be­
handelt werden. Datz die preußische Justiz- 
vcrwaltungsbehörd« es den Gerichten unter­
sagt hat, aus den auferlcgten Butzen sich selbst 
die Mittel für die Eerichtshilfearbcit zu ver­
schaffen, ist ein Zeichen kurzsichtiger Finanz­
politik, da diese unmittelbaren Minderein­
nahmen sich neben den ideellen Gewinnen in 
der mittelbaren Ersparung web größerer Auf­
wendungen auswirken würden.

Kritische Betrachtungen zur Alkoholfrage.
Von Pros. llr. med. et phil. E. E. Dre sei, Heidelberg.

Der um das Eemeindcbcstimmungsrecht 
entbrannte Kampf gibt Veranlassung, die 
Auswirkungen des Alkoholismus und die einer 
möglicherweise bis zur Trockenlegung Deutsch­
lands fortschreitende Bekämpfung des .Alko­
holismus gegeneinander abzuwägcn. Dabei 
ist auszugehen von der Auffassung, datz cs sich 
in der Alkohoifragc nicht um das Eenutz- 
lebcn des einzelnen Menschen handelt, sondern 
um eine Fülle von Wechselwirkungen zwischen 
dem Alkoholvcrbrauchcr und der Gesellschaft, 
zwischen den Alkoholcrzeugcrn und dem Volke. 
Der heutige Massenverbrauch von Bier und

Branntwein, die, im Gegensatz zu Wein, prak­
tisch unbegrenzt herstellbar sind, läßt eine 
moralisierende Betrachtung von vornherein 
zwecklos erscheinen. Aus der Fülle der mit dem 
Alkoholismus zusammenhängenden Fragen 
können im Rahmen eines Aufsatzes jedoch auch 
nur einige heroorgchobcn werden.

Die Erfahrung lehrt, datz der Alkohol 
ein Zcllgift ist. Doch ist ein Gift nicht unter 
allen Umständen schädlich, sondern die Schäd­
lichkeit hängt ab von der Menge, in der es 
wirkt, von der Häufigkeit und Dauer der 
Einwirkung und von der Elnpfängiichkcit der
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von dem Gifte betroffenen Menschen. Daher 
ist cs unmöglich, eine scharfe Definition der als 
Trinker anzuschendcn Menschen hinsichtlich der 
genossenen Menge und Art der geistigen Ec- 
tränkc zu geben, weil die Wirkung des Alko­
hols auf jeden Menschen eine andere und beim 
gleichen Menschen zu verschiedenen Zeiten eine 
recht verschiedene ist. Ein in gewissen Dosen 
schädliches Gift kann in kleineren Dosen sehr 
erwünschte Wirkungen haben. Daher ist es 
eine llebcrtreibung, den Alkohol bedingungs­
los als schädlich anzusehen. Wäre diese Schäd­
lichkeit unter allen Umständen vorhanden, dann 
würde sich überhaupt niemals eine so um­
fangreiche Herstellung und ein so verbreiteter 
Genuß geistiger Getränke entwickelt haben. 
Etwas anderes ist es, daß gerade diese fast un­
begrenzte Herstellung und Erreichbarkeit des 
Alkohols den Mißbrauch infolge von Trink- 
fltten und Lebensgewohnhciten so ungemein er­
leichtert hat. Es kommt hinzu, daß aus der 
angenehmen Wirkung des Alkohols in Ver­
bindung mit feiner gefährlichen Eigenschaft, 
bei Gewöhnung immer größere Mengen zum 
gleichen Erfolg notwendig zu machen, eine 
neue Gefahr entstand, die sich im Not- und 
Bchäbigkeitsalkoholismus oft unheilvoll aus- 
wirkt. Ein Gift mit guten und schlechten Eigen­
schaften darf eben nicht sinn- und gedankenlos 
angewendet werden.

In »och höherem Maße wird der Al­
koholismus zum individuellen Problem, wenn 
man sich vergegenwärtigt, daß Menschen mit 
psychopathischer Veranlagung auf den Alkohol 
heftiger reagieren und dem gefährlichen regel­
mäßigen Mißbrauch schwerer widerstehen kön­
nen. Der Anteil dieser Psychopathen an der 
Eesamtbevölkerung bestimmt damit auch den 
aus dem Atkoholismus für die Gesamtheit 
erwachsenden Schaden.

Andererseits wird imincr gegen den Al­
kohol ins Feld geführt, daß er so viele Men­
schen in ihrer geistigen und körperlichen Lei­
stungsfähigkeit herabminderc. Diese Frage hat 
bisher am meisten unter Verallgemeinerungen 
zu leiden gehabt, die gerade der Bekämpfung 
des Alkoholmißbrauches nicht förderlich waren. 
Man nmß fcsthalten, daß kaum jemand sein 
zulässiges Maß beim Genuß alkoholischer Ge­
tränke kennt. Denn es ist nicht immer vom 
Willen abhängig, sondern von de» verschie­
densten äußeren und inneren Begleitumständen, 
wie Temperatur, Klima, Ernährung, Sätti­
gungszustand, körperlicher und geistiger An­
strengung, Stimniung und Ermüdung, Ein­
flüssen, die vorher nicht abgeschätzt werden 
können. Auch kann niemand bei regclniätzigem, 
nicht übertriebenen Genuß von geistigen Ge­

tränken mit Sicherheit angeben, wann Schäden 
für den Körper auftrctcn.

Wollte man die Dosis so begrenzen, daß 
man fordert, ehe man von neuem Alkohol 
genösse, müsse die letzte Dosis- restlos aus 
dem Körper ausgeschiedcn sein, dann könnte 
doch niemand feststellen, ob nicht trotz des rest­
losen Verschwindens schon irgendwelche Ge­
websschädigungen eingetrcten sind.

Auf der anderen Seite ist zu berücksich­
tigen, daß wohl niemand die Entscheidung 
einem anderen gegenüber übernehmen kann, 
ob nicht der von dem einzelnen empfundene 
und erlebte Vorteil gesteigerten Daseins- und 
Elückgefühls ihm jeden vermeintlichen oder 
auch mit der Zeit feststellbaren Schaden seines 
Körpers aufwiegt. Hier handelt es sich um 
eine rein indioiduelle Frage, die nur der ein­
zelne gemäß seinem Verantwortungsgefühl ge­
gen sich und die Gemeinschaft, in der er lebt, 
entscheiden kann.

So gibt es vom einzelnen aus betrachtet 
überhaupt keine Alkoholfrage. Jedoch als 
Massenerscheinung wird die Alkoholfrage zum 
sozialen Problem. Nur muß man sich klar dar­
über sein, daß hier die möglichen gesundheits­
schädlichen Erwägungen gar nicht im Vorder­
gründe stehen, sondern eine Reihe anderer Fra­
gen. Doch soll, che diese erörtert werden, noch 
einiges über die Einwirkung von Alkohol auf 
die Gesundheit erörtert werden.

Die Pathologen betonen heute, daß es 
keine für die Alkoholwirkung spezifische Organ­
schädigung gibt. Das Ergebnis der Versuche 
an mit Alknholgaben geschädigten Tieren 
stimmt mit den Befunden bei Menschen an­
nähernd überein bei den Veränderungen am 
Herzen, an den Hoden und den peripheren 
Nerven. Dagegen konnte bisher das ana- 
toniischc Bild der Schruinpfniere, der Fett- 
lcber und der Arterienverkalkung noch nicht 
bei Tieren durch Alkoholgaben hcroorgerufen 
werden. Es ist also gerade bei diesen letzten so­
genannten Trinkerkrankhciten der Alkohol 
sicher nicht die einzige Ursache. Wir müssen 
nicht nur die Einzelwirkungen und das Zusam­
menwirken der einzelnen Bestandteile der gei­
stigen Getränke auf die menschlichen Organe 
besser, untersuchen und kennen lernen, sondern 
auch die oft auf völlig anderen Ursachen be­
ruhende Krankheitsbcrcitschaft gewisser Organe 
und die Fülle der Unwelteinflüssc in Wechsel­
wirkung mit den geistigen Getränke» erforschen. 
Von den Alkoholgegnern werden mit beson­
derer Vorliebe die Aufnahmezahlcn der psych­
iatrischen Kliniken an Geisteskranken, bei 
denen Alkoholismus eine Rolle spielt, ins
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Feld geführt. Ursache und Wirkung scheint 
hier tatsächlich ilieist eindeutig sich zu offen­
baren. Doch das scheint nur so. Denn wir 
wissen, datz bei gleicher sozialer Stellung, bei 
gleichen Trinkgewohnheitcn die Wirkung der 
geistigen Ectränkc auf die verschiedenen Men­
schen verschieden ist, und datz bei gleichen 
alkoholischen Einwirkungen die verschiedensten 
Geistesstörungen auftreten können. Zwar 
schlichen sich das Delirium, der Korsakowsche 
Kampier und die Alkoholepilepsie scheinbar 
vorzugsweise dem Schnapsmitzbrauch an, wäh­
rend Vicrmitzbrauch vorwiegend zum chro­
nischen Zerfall der Persönlichkeit zu fuhren 
scheint. Daraus folgt, datz bei allen alko­
holischen Eeisteserkrankungcn die Disposition 
des Individuums, die noch lange nicht ge­
nügend erforscht ist, berücksichtigt werden mutz. 
Vor allem ist in diesem Zusammenhang die 
Auswirkung der in den geistigen Getränken 
enthaltenen ätherischen Oelc und der Alkaloide 
so gut wie noch gar nicht erforscht.

Doch nicht nur bei den Geisteskrankheiten 
offenbart sich die individuelle Disposition, 
die Krankheitsbereitschaft besonderer Gebiete 
im Nervensystem. Noch viel deutlicher tritt 
uns die individuelle Art der Reaktion vor 
Augen bei der Frage nach dem Zusammen­
hang von Vergehen und Verbrechen mit dem 
Alkoholismus. Handelt es sich doch sehr 
häufig um eine llcbcrschätzung des Alkohol- 
mihbrauches als Veranlassung von Vergehen 
und Verbrechen, um eine Verwechslung von 
Ursache und Begleiterscheinung. Zwar können 
auch von Haus aus gesunde Menschen unter 
ungünstigen Uniweltverhältnissen durch jahre­
langen chronischen Alkoholmitzbrauch die 
schwersten Schädigungen ihres Zentralnerven­
systems davontragcn und auf Grund derselbe., 
kriminell werden, doch hat sich andererseits 
gezeigt, datz von schweren chronischen 
Alkoholistcn nur die vorzugsweise kriminell 
werden, welche als geistig minderwertige ak­
tive Persönlichkeiten oder als an mora­
lischem Schwachsinn leidende, auch ohne unter 
Aikoholwirkung zu stehen, besonders zu Ver­
gehen und Verbrechen neigen. Man hat sich 
diese Frage meist zu leicht und den Ecnutz 
geistiger Getränke als Ursache für Vergehen 
einseitig verantwortlich gemacht, wo er 
höchstens auslösendes Moment ist. Behäbig- 
kcitsalkoholismus, der oft zu grötzerem, regel- 
mätzigcrcm und schwererem Alkoholmitzbrauch, 
besonders in den oberen Schichten, führt, spielt 
dennoch bei Vergehen und Verbrechen eine 
weit geringere Rolle als der Notalkoholismus 
in den unteren Schichten. Gerade hier löst die 

-^allgemeine Lebcnsnotlagc bei psychopathischen

Persönlichkeiten, besonders bei minderwertigen 
aktiven Persönlichkeiten, mit oder ohne direkte 
Alkoholeinwirkung leichter Kriminalität aus 
als z. B. bei den geistig minderwertigen 
passiven Persönlichkeiten oder den Haltlosen.

Sicht man sich nach dem Zusammen­
hang von Alkoholismus und Erkrankungs­
häufigkeit in der Literatur um, so fällt auf, 
datz gewöhnlich nur von Endzuständen be­
richtet wird, datz über den Beginn des chro­
nischen Alkoholismus nach Altersklassen so gut 
wie überhaupt keine Beobachtungen vorliegen. 
Da aber diesen Endzuständen meist ein jahre- 
und jahrzehntelanger chronischer Mitzbrauch 
zugrunde liegt, ist cs von grotzer Wichtigkeit 
zu wissen, in welchein Alter denn eigentlich 
die späteren Aikoholkranken mit dem Miss­
brauch angefangcn haben, und ob vielleicht 
die günstigeren oder ungünstigeren Prognosen 
in einer Beziehung zum Alter, in dem der 
Mitzbrauch einsehte, stehen. Es ist durchaus 
wahrscheinlich, datz der jugendliche, noch nicht 
ausgcreiste Körper auf die Dauer der Al­
koholeinwirkung weniger Widerstand zu leisten 
vcrinag, als der ausgewachsener Menschen^ 
An einem Material von 151 Trinkern in 
Heidelberg konnte ich fcststellcn, datz sämt­
liche Jugendliche, die schon vor dem 21. Le­
bensjahre nachweislich Alkoholmitzbrauch trie­
ben, als Psychopathen angesehen werden 
mutzten und schon vor dem 21. Lebensjahre 
int bürgerlichen Sinne als entgleist zu be­
trachten waren. Hier traf der Alkohol nicht 
nur auf Menschen von verminderter geistiger 
Widerstandskraft, sondern in vielen Fällen auf 
solche mit körperlichen Defekten, mit Män­
geln der Erziehung, auf Verwilderte und Ver­
wahrloste; mit anderen Worten auf a- oder 
antisoziale Menschen, auf Menschen, die für 
den Lebenskampf nicht vollwertig geeignet 
waren.

Bei eingehender Durchforschung der ein­
zelnen Trinkerlebcn wird man sicher mehr 
Fälle finden, in denen der soziale Abstieg nicht 
Folge des Alkoholismus war, sondern dem 
Alkoholismus schon oorausging oder mit dem 
Alkoholismus zusammen der Ausdruck von 
Minderwertigkeit ist. Dem Zuge unserer heu­
tigen Zeit entsprechend würde in diesen Fällen 
vielleicht mit einer Ecfährdetenfürsorge etwas 
zu erreichen sein, doch sollte man sich ernsthaft 
auch die Frage oorlegen, ob cs in vielen 
Fällen nicht sehr erwünscht wäre, datz der 
körperliche und geistige Zusammenbruch dieser 
Lcbcnsuntüchtigcn durch den Alkoholismus be­
schleunigt wird. Wir mütztcn uns dann aller­
dings nur viel nachdrücklicher init einem Be- 
wahrungsgesetz befassen, um diese Schädlinge
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möglichst frühzeitig aus dem sozialen Leben 
auszusondern.

Gerade die Unerziehbaren, die Ilnbeein- 
flußbarcn sind es, die sehr häufig zu schioeren 
Trinkern werden und damit für sich, ihre 
Familie und die soziale Ecmeinschaft schwerste 
Beeinträchtigungen mitbringcn. Nicht nur ihre 
rechtzeitige Aussonderung aus der Gesellschaft, 
sondern vor allem auch die Verhinderung 
ihrer Fortpflanzung tritt uns in diesem Zu­
sammenhang als Zukunstsaufgabe entgegen: 
ein Problem, das heute noch nicht spruchreif 
ist, das aber gerade im Zusammenhang mit 
dem Alkoholismus dringendster Erforschung 
bedarf, um künftig gelöst werden zu können.

Bisher sind einige Teilfragen des um­
fangreichen Alkoholproblems kritisch gestreift. 
Noch viele andere, meist als sicher hingc- 
stellte Zusammenhänge könnten kritisch weit­
gehende Einschränkung in ihrer absoluten Be­
deutung erfahren. Doch das ist nicht 
die gestellte Aufgabe. Es soll hier nur 
gezeigt werden, wie man sich in der Alkohol- 
fragc, wenn man die gesundheitlichen Schä­
digungen als Material zur Unterstützung al- 
koholgcgnerischer Forderungen benutzen will, 
größerer Vorsicht befleißigen muß, als das 
meistens geschieht.

Ganz anders liegen die Verhältnisse, 
wenn man die Alkoholstage vom volkswirt­
schaftlichen Standpunkt aus betrachtet. Es 
ist ein großes Verdienst von Wilbrandt, 
daß er diese Frage in den Vordergrund ge­
stellt hat. Abgesehen vom Notalkoholismus, 
dem man eine gewisse innere Berechtigung 
in unserer Zivilisation nicht absprechen kann, 
und ganz abgesehen davon, ob der Alkoholis- 
mus gesundheitsschädlich ist oder nicht, belasten 
Trinlsittcn und Alkoholverbrauch, besonders 
der Bchäbigkeitsalkoholismus als Massen- 
crschcinung, die Volkswirtschaft und ungezählte 
Einzelhaushaltungen derartig, daß dadurch die 
Aufwandsmöglichkcitcn für Gesundheitspflege 
und Kulturbedürfnissc in weitem Maße ein­
geschränkt werde».

Aus der hohen Belastung, besonders 
vieler Arbeiterhaushaltungcn, in denen die 
Grenze zwischen Behäbigkcits- und Not- 
alloholismus kaum noch zu erkennen ist, folgt, 
daß alle übrigen Ausgaben für Wohnung, 
Kleidung, Ernährung und Bildung leiden. 
Die Kinder werden durch die herabgesetzte 
Lebenshaltung geschädigt, nicht nur in ma­
terieller Hinsicht, sondern noch weit mehr in 
seelischer. Unfriede kehrt ein in solchen Fa­
milien und führt zu ungezählten seelischen 
Nöten der Kinder, die Zank und Streit der 
Eltern mitcrlcbcn müssen. Die Entwicklung

der Persönlichkeit wird bei den Kindern durch 
das schlechte Beispiel der Erzieher gestört, 
und nicht selten ist Verwahrlosung der Ju­
gend das Ende.

Der gelegentliche Verbraucher kleiner oder 
größerer Mengen geistiger Getränke, der im 
gelegentlichen Rausch kein Unheil anrichtet, 
ist vom sozialen Standpunkt aus unwichtig^ 
während der sogenannte mäßige, aber täg­
liche Gewohnheitstrinker für die Allgemein­
heit ein großer Schädling sein kann. Vor 
allem ist die Alkoholstage ganz verschieden 
zu bewerten in blühender Volkswirtschaft, die 
sich manchen Lurus leisten kann, oder in einer 
darniederliegendcn, in der es für die All­
gemeinheit auf jede produktive Leistung an­
kommt. Es ist ein großer Unterschied, ob sich 
das nicht mehr produktive Alter einen ge­
messenen Alkoholgcnuß vergönnt, oder ob die 
Jugend, die ihre Produktionskrast durch reich­
lichen Alkoholmißbrauch vorzeitig untergräbt, 
wesentliche Bedürfnisse unbefriedigt lassen inuß.

Die Gefahr des Mißbrauches wächst na­
türlich mit dem Angebot geistiger Getränke 
und erleichterter Zugänglichkeit. Wil- 
b ran dt schreibt: „Je weniger etwas aus- 
reicht für denjenigen Zweck, der als wichtigster 
vorangestcllt wird, um so mehr muß cs für 
diesen zurückgchaltcn werden, darf cs also 
für andere Zwecke, für die cs gleichfalls ge­
eignet ist, nicht dienen." Solange also in 
sehr großem Umfange zur Erzeugung von 
Bier und Branntwein und zum Süßen des 
Weines hochwertige Lebensmittel verbraucht 
werden, die dem direkten Verzehr dadurch 
entzogen werden und evtl, durch Import er­
setzt werden müssen, wird im höchsten Maße 
unwirtschaftlich in einer darniederliegendcn 
Volkswirtschaft gehandelt. Das gilt jedoch 
nur vom Alkohol zu Trinkzwcckcn. Anders 
liegt das Problem beim Alkohol zu tech­
nischen Zwecken. In den letzten fünf Jahren 
vor dem Weltkriege war der Trinkvcrbrauch 
größer als der zu gewerblichen Zwecken, ging 
dann im Kriege zurück und erreichte 1921/22 
schon wieder die Höhe des Verbrauches zu 
technischen Zwecken. Doch wird sich künftig 
das Verhältnis wahrscheinlich zugunsten des 
technischen Verbrauches immer mehr ver­
schieben, und cs ist daher sehr wichtig zu 
wissen, ob die Verwendung von im Lande er­
zeugten Lebensmitteln zur Alkoholhcrstcllung 
uud ihr Ersatz durch Import von Lebens­
mitteln nicht billiger ist als der Jiuport von 
Rohstoffen zur Alkoholcrzeugung. Aus dieser 
Schwierigkeit könnte uns ohne weiteres die 
Produktion von Alkohol zu gewerblichen 
Zwecken aus Sulfitlaugc und Azetylen retten, /



Deutsche Zeitschrift für Wohlfahrtspftege. 4SI

wenn sie rentabel genug ist und eine Um­
stellung der Produktion voin Staate er­
zwungen wurde. Andererseits ist aber die 
Erzeugung von Alkohol so eng mit intensiver 
Landwirtschaft verknüpft, daß auch dieses 
scheinbar so einfach liegende Problem durchaus 
nicht leicht zu lösen ist. Manche Böden 
bringen bei intensiver Wirtschaft nur zum 
Brennen geeignete Kartoffeln hervor, und 
die intensive Viehzucht, d. h. die Fleisch- 
vcrsorgung durch eigene Produktion, hängt 
wieder zum Teil zusammen mit den Abfall- 
stoffen der Brennereien. Von der Viehzucht 
hängt weiter die Versorgung der Felder mit 
tierischen Dungstoffen ab, die durchaus nicht 
durch künstlichen Dünger ohne Schaden fflr 
den Ertrag ersetzt werden können. Diese Zu­
sammenhänge sind bisher in der öffentlichen 
Erörterung der Alkoholftage meist nicht sorg­
fältig genug abgewogen, müssen cs jedoch, 
che man sich zu einschneidenden Mahnahnien 
gegen die Alkoholerzeugung und den Alkohol- 
gcnuh in Deutschland entschlichen darf.

Eine Sonderstellung nimmt der Weinbau 
ein. Nicht nur, weil von ihm in gewissen 
gebirgigen Gegenden Deutschlands ganz aus­
schließlich die inenschlichc Besiedelung abhängt, 
da keine andere Nutzpflanze imstande ist, dort 
fortzukommen, wo der Wcinstoc! noch gedeihen 
kann, sondern weil auch die gärungslosc Ver­
wendung der Weintrauben heute noch nicht 
so vollkommen ist, dah sic an Stelle der 
Wcinerzeugung treten könnte. Ganz ab­
gesehen davon, dah Verminderung des 
Produktionswcrtes durch, die gärungslofv 
Früchtcvcrwcrtung mit Sicherheit das Ende 
zahlreicher heute kaum noch lohnender Wein­
berge mit sich bringen würde.

Vielleicht ist die Umstcllungsmöglichkcit 
der Betriebe bei den Bierbrauereien noch am 
aussichtsreichsten. Doch kann dieser verwickel­
ten Frage hier nicht weiter nachgegangcn 
werden. Nur eine andere Frage muh in dem 
Zusammenhang aufgeworfen werden. Es 
heißt die ganze Alkoholfrage viel zu ein­
seitig beleuchten, wollte man nicht berücksich­
tigen, dah die leichten alkoholischen Getränke, 
besonders Bier und Most, eine auherordcnt- 
lich große Rolle zum Durststillcn in unseren 
klimatischen Verhältnissen spielen. Kaffee und 
Tee als Importartikel kommen als Ersatz nicht 
in Betracht, zudem sie auch in Massen ge­
nossen sicher nicht so harmlos in gesundheit­
licher Beziehung sind, wie manche Abstinente 
"2 gerne hinstellen. Die Frage der Ersatz- 
gctränkc ist durchaus noch nicht so gelöst, dah 
das Bier und der Most ersetzt werden könnten. 
Es wäre vollkommen abwegig, wollte man

r \

Es wäre vollkommen abwegig, wollte man

da auf die nordischen Staaten mit ihrer ge­
ringen Einwohnerzahl Hinweisen oder auf die 
Vereinigten Staaten mit ihren zahlreichen Eis­
getränken. Denn über die Schädlichkeit der 
dort üblichen Ersatzgctränke kann bisher kein 
abschlichendcs Urteil gefällt werden.

Selbstverständlich dürfen diese kritischen 
Ausführungen nicht so gedeutet werden, als 
ob in der Alkoholfrage alles beim alten 
bleiben solle. Die Frage, ob überhaupt der 
Alkoholvcrbrauch in Deutschland eingeschränkt 
werden muh oder nicht, ftcht außer Dis­
kussion. Doch wer es mit der Alkoholftage 
ernst meint, mutz sich von den Schlagwortcn 
unserer Zeit ftci zu halten suchen und bestrebt 
sein, unsere tatsächlichen Kenntnisse über die 
möglichen schädlichen Wirkungen des Alkohols 
zu bereichern. Man darf auch über der guten 
Absicht nicht die wirtschaftlichen Möglichkeiten 
unberücksichtigt lassen und darf vor allem nicht 
in den Fehler verfallen, ausländische Er­
fahrungen und Gesetze auf deutsche Verhält­
nisse anwcnden zu wollen.

Das ftüher auch bei uns so warm 
empfohlene Eotenburgcr System hat in 
Schweden versagt, weil es zu einem Mih- 
brauch der aus ihm anfallenden Gelder führte. 
Das an feine Stelle getretene Brattfystem 
erscheint für die Verhältnisse unseres so sehr 
viel größeren Volkes uncinführbar. Die Er­
fahrungen mit den Brot- und Flejschkartcn 
des Krieges sollten wirklich noch genügend 
in aller Erinnerung sein, um ein ähnliches 
System für den Alkoholkonsum von vorn­
herein audschaltcn.

Eine überstürzte Trockenlegung Deutsch­
lands kommt ja wohl auch nach der Auf­
fassung der meisten überzeugten Abstinenten 
vorläufig nicht in Frage. Doch ist cs immer­
hin gut, sich eine Vorstellung von der mög­
lichen Wirkung unter heutigen Verhältnissen 
zu machen. Deutschland mit seiner großen 
Land- und Wasscrgrenze würde dem 
Schmuggel aus den nicht trockcngelcgtcn Nach­
barländern in einem Mähe ausgesetzt sein, 
dah wir mit der uns durch den Versailler 
Vertrag ermöglichten Polizei- und Militär­
macht völlig ohnmächtig wären. Auhcrdcm 
würde selbstverständlich unsere darnicdcr- 
liegende Wirtschaft diese völlig unproduktive 
Ucbcrwachung der Grenzen nicht ertragen 
können. Welche Schwierigkeiten uns aber bei 
den Handelsverträgen mit Spauicn, Frank­
reich und Italien erwüchsen, kann gut aus 
den Schwierigkeiten Islands, Finnlands und 
Norwegens geschlossen werden. Diese Belastung 
unserer auhenpolitischcn Lage verbietet sich



452 Deutsche Zeitschrift für Wohlfahrtspflege.

heule von selbst. Doch auch inncrpolitifch 
würde nicht nur die alte Mainlinic gegen 
Bayern mit einer noch gar nicht abzuschcndcn 
Schärfe in Erscheinung treten, sondern wir 
würden dazu noch eine höchst unerwünschte 
Rheinlinie bekommen. Es erscheint kurzsichtig, 
zu meinen, daß die vaterländische Ecsinnung 
nicht am Eeldpunkt scheitern dürfe. Es han­
delt sich nicht uni den Eeldpunkt, sondern 
um die Eristcnz auf angestammter Scholle 
und, was immer übersehen wird, Opfer an 
Geld kann man nur aus innerer Ucbcrzeugung 
bringen, nicht aber unter einem Zwang, dessen 
Notwendigkeit jenseits des Rheins wohl kaum 
die Wcinproduzcntcn cinschen würden.

Auch darf nicht vergessen werden, das; 
unser Volk durch die Kriegscrlcbnissc in seiner 
ethischen Haltung schwer erschüttert ist, dah 
jede wirtschaftliche Depression die Zahl der 
Bestechlichen und Verführbaren in die Höhe 
treibt. Wir können uns einfach unter den 
heutigen Verhältnissen eine so weitgehende 
Belastungsprobe, wie cs eine Trockenlegung 
mit sich bringen würde, nicht leisten. Es ist 
also tatsächlich als ein großes Glück für den 
inneren Frieden Deutschlands anzusehcn, daß 
die Alkoholgcgncr heute nicht mehr an eine 
plötzliche Trockenlegung denken, zumal man 
ja auch aus den nicht geringen Schwierigkeiten 
seiner Durchführung in den Vereinigten 
Staaten trotz einer rund hundertjährigen, viel 
nachdrücklicheren Vorarbeit, als sie bei nns 
erst in den letzten Jahrzehnten geleistet ist, 
manches gelernt hat.

Je mehr nun die Trockenlegung in den 
Hintergrund trat, desto mehr rückte das Gc- 
mcindcbcstimmungsrecht in den Brennpunkt 
des Kampfes. Das Wesen des Gemcinde- 
bcstimmungsrcchtcs besteht in der Befugnis 
der Gemeinden, alle wahlberechtigten Ein­
wohner darüber abstimmen zu lassen, ob über­
haupt oder in welchem Umfange Alkohol­
ausschank und -Handel stattfinden darf. Damit 
ist schon eine außerordentliche Vielgestaltig­
keit gegeben. Man kann die Abstimmung 
beschränken auf einzelne Stadtteile, auf ein­
zelne Gemeinden, auf Gcmcnidcvcrbände und 
ganze Bezirke. Man kann Unterschiede mache» 
bei der Zulassung von Wein, Bier und 
Branntwein, und bei dem Bier noch Unter­
schiede nach dem Alkoholgehalt machen. 
Sänitliche Ausschau'.- und Verkaufsstellen 
können verboten werden, cs könnten aber 
auch gewisse Ausschankstätten ausgenommen 
werden. Schließlich kann sich die Fragestellung 
bei der Abstiinmung nur auf die Zulassung 
von neuen Schankerlaubnisse» oder auch noch 
auf Fortführung bestehender erstrecken.

Besonders wichtig wird das Eemeinde- 
bestinnnungsrecht in der Forderung, den AI- 
koholoerkauf in öffentliche Verwaltung zu 
übernehmen, um ihn den Profitwirten aus den 
Händen zu nehmen. Hierbei handelt cs sich 
gewissermaßen um eine Verbindung von 
Ecmcindebcstimnrungsrccht und Eotenburger 
System.

Eine solche Abstimmung soll nach dem 
Entwurf eines Schankstättcngesetzcs stattfindcn 
auf Verlangen von >/s der Wahlberechtigten. 
Beteiligen sich V« aller Wahlberechtigten an 
der Abstimmung und sind -h der gültigen 
Stimmen für das Verbot abgegeben, dann 
hat die zuständige Behörde binnen zwei Mo­
naten nach dem Tage der Abstimmung ent­
sprechende Anordnungen zu erlassen.

Zu diesem Entwurf sind die verschie­
densten Abänderungsvorschläge gemacht, die 
alle von dem Gedanken ausgehcn, daß cs 
eine ungerechtfertigte Erschwerung der ganzen 
Maßnahme sei, ‘/5 der Stimmberechtigten zur 
Einleitung des Verfahrens festzusetzen. Schon 
'/,» sollen genügen. Zweitens wird die Be­
stimmung, daß % aller Wahlberechtigten sich 
an der Abstimmung beteiligen müssen, als 
viel zu hoch angesehen, weil die Widerstreben­
den allein durch Fernbleiben jede Abstimmung 
zu Fall bringen könnten. Deshalb schlägt 
z. B. Weymann °/>° »or, und Strathi- 
mann möchte für die Abstimmungen über 
die verschiedenen Fragen jedesmal verschiedene 
Mehrheiten ausschlaggebend haben. Für 
ein völliges Verbot des Ausschänkcns und 
Vcrabfolgens hochprozentiger alkoholischer Ge­
tränke im Kleinhandel und in Wirtschaften 
fordert er -k Mehrheit der Abstimmenden. 
Ein entsprechendes Verbot von Bier und 
Wein soll mit ZU Stimmenmehrheit cingcführt 
werden, während das Konzcssionsocrbot an 
neue East- und Schankstätten mit einfacher 
Mehrheit ausgesprochen werden soll.

Rach den Erfahrungen der letzten Wahl- 
ausfällc bei den politischen Wahlen, die über­
all eine gewaltige Wahlmüdigkeit offenbaren, 
wird inan wohl sehr bald noch unter die 
“/io der Wahlberechtigten hcrabgchcn müssen. 
Durchaus ungerechtfertigt erscheint die An­
nahme Strathimanns, daß die von der 
Wahl Fernblcibendcn eben dadurch bekunden, 
daß ihnen die Frage gleichgültig ist, daß sie 
also mit jeder Regelung zufrieden sind, und 
man daher auf die Fcrnblcibendcn keine Rück­
sicht nehmen brauche.

Man scheint sich aber auch noch nicht ge­
nügend überlegt zu haben, Laß sich bei uns 
unter den Wahlberechtigten recht viele noch
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nicht einmal Volljährige befinden, und dah l 
deren Zahl in den einzelnen Gemeinden einen ! 
recht verschieden großen Anteil nach der 
Altcrsllasscnbcsctzung an der Ecsamtbeoölke- 
rung ausmacht.

lleberhaupt ist bisher der Erfolg des 
Ecmeindebestimmungsrcchtcs, das bisher in 
den verschiedensten Formen in verschiedenen 
Staaten eingcführt ist, recht umstritten. Man 
darf cs nicht, wie cs jetzt in Deutschland zu 
geschehen scheint, als wesentliches Mittel im 
Kampf gegen den Alkoholismus anschen, 
sondern mutz den Kampf uni seine Ein- und 
Durchführung als eine wesentlich erzieherisch 
und ausklärend wirkende Maßnahme an- 
wcnden. Darin liegt sein Vorzug und seine 
Schwäche. Durch Stimmungsmache für das 
GBR. könnte die so dringend notwendige 
Aufklärung über den Alkoholismus sicher ge­
fördert werden, doch liegt die Schwäche des 
GBR. in der unlösbar damit verbundenen 
Abstimmung. Seht sic doch eine Reife des 
Urteils voraus, die erst durch weitgehende 
Aufklärung erzielt werden kann. Ein Ver­
gleich mit den politischen Wahlen ist über­
haupt nicht zulässig. Politische Wahlrcifc, 
ein durchaus noch fragwürdiger Begriff, mutz 
heute einfach hingcnommcn werden. Doch 
lätzt sich daraus durchaus nicht eine Wahlrcife 
für irgendwelche Sonderfragcn, wie cs eine 
Abstimmung in der Alkoholfrage ist, ableiten. 
Die hauptsächlichsten Förderer des GBR. 
setzen bei der Ecsamtbevölkcrung stillschwei­
gend gleiche oder ähnliche Erfahrungen und 
Kenntnisse über die Auswirkungen des Alkoho­
lismus voraus wie sic selbst haben, die einfach 
nicht vorhanden sind. Würden sic jedoch diese 
Voraussetzung nicht stillschweigend machen, 
dann machen sic sich bewußt oder unbewußt 
einer gefährlichen Demagogie schuldig, die zu 
einer schweren Mißhandlung der Volksseele 
führen mutz; eine Erschütterung unserer inner- 
politischen Verhältnisse, die wir uns heute 
nicht leisten können. Das deutsche Volk unter­
scheidet sich nicht nur in seinen Trinksitten 
und im Verbrauch der geistigen Getränke we­
sentlich von anderen Völkern, sondern lebt in 
seinen breiten Schichten heute noch in völlig 
anderen Auffassungen von Geselligkeit. Irr­
tümlich ist es auch, aus den Probeabstimmun- 
gcn, die in den letzten Jahren hier und da 
und dann meist nur in kleinen Bezirken der 
Städte stattfanden, und aus den scheinbar 
guten Ergebnissen für das GBR. vorteilhafte 
Schlüsse zu ziehen. Es handelt sich da um 
Zufallsergebnisse unter der Auswirkung wirt­
schaftlicher Notlage, aber nicht um den Aus­
druck eines zielbcwußtcn Willens. Ganz

l gleichgültig, ob man die Einführung von dem 
j Ermessen der Länder abhängig macht oder 

durch ein Reichsgesetz sestlcgt, die deutsche, 
Zerrissenheit würde einen neuen Brennpunkt 
bekommen. In den einzelnen Gemeinden 
würde eine gewaltige Unruhe hineingetragen, 
die in den einzelnen Wahlkämpfen die häßlich­
sten Formen annehmcn müßte, weil cs sich 
ikicht um eine relativ gleichgültige Frage 
handelt, sondern um die Bedrohung zahl­
reicher Eristcnzen, die mit allen Mitteln für 
ihre Interessen kämpfen würden. Rach allem 
scheint das Eemcindcbestimmungsrecht für das 
deutsche Volk noch nicht spruchreif zu sein.

Kurz muß noch die Bedeutung der Ab- 
stincnzbewcgung berührt werden. Sie ist in 
ihrem Kern durchaus von Idealismus ge­
tragen und hat einen großen individuellen 
und sozialen Wert.

Sic ist als festgefügte, im Volke wurzelnde 
Organisation berufen und befähigt, gefährde­
ten und geheilten Trinkern einen wesentlichen 
Halt zu geben und die Aufrechtcrhaltung der 
Abstinenz zu erleichtern. Ihre soziale Be­
deutung liegt in ihrer eindeutigen Haltung 
zu dem nicht ungefährlichen Alkohol. Da­
durch wird sic zu einem wertvollen Kampf­
mittel zur Erringung öffentlicher Maßnahmen 
gegen den Alkoholmißbrauch. Da aber diese 
Stoßkraft ohne radikalen Fanatismus nicht zu 
denken ist, liegt darin die Gefahr der ein­
seitigen Ucbcrtreibung, ein die auf Wissen be­
ruhenden Tatsachen überschreitender Elaubens- 
cifcr, der zu Unduldsamkeit verleitet und 
dcni Mitmenschen sein eigenes Ideal aufzu- 
zwingen versucht. Ob in einem hoch- 
diffcrcnziertcn Eesellschaftslcbcn für ' diesen 
Kampf um die Macht, der zur Vergewalti­
gung führt, noch Platz ist, erscheint fraglich, 
selbst wenn man zugibt, daß die soziale Hal­
tung persönliche Opfer voraussetzcn und for­
dern kann. Der Begriff „sozial" wird über­
spannt, wenn man glaubt, soziale Schäden 
in erster Linie durch soziale Maßnahmen bc- 
kümpfcn zu können. Allen sozialen Erschei­
nungen kann erst sekundär eine gewisse 
Selbständigkeit zuerkannt werden, wenn die 
Suinme der Einzelerscheinungen eindeutig zur 
übergeordneten sozialen Erscheinung zu- 
sannncngcfaßt ist. Es wird also der sozialen 
Auswirkung die Vorbereitung der einzelne» 
vorauszugehen haben. Hier liegt für die 
deutschen Verhältnisse der Schwerpunkt der 
ganzen Frage. Ucbrigens scheint diese indi­
viduelle Vorbereitung und Einstellung gegen­
über der Alkoholfrage auch vom pädagogi­
schen Standpunkt die wertvollere zu sein. Der 
Kampf gegen den Alkoholismus muß sich auf
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die Einsicht und den Willen des einzelne^ 
stützen und darf nicht Maffeninstinkte aus- 
nutzen, die niemals rein aus persönlicher Cha­
rakterauswirkung fliesten, sondern zu leicht 
einer gewalttätigen Massensuggestion unter­
liegen. Fanatiker, Utopisten, die zahlreichen 
Idealisten und die, die aus der Not eine 
Tugend machen und sich zur Abstinenz be­
kannt haben, dürfen nicht denen Gewalt an- 
tun wollen, für die die Alkoholfrage längst 
gelöst ist, und das ist glücklicherweise die über­
wältigende Mehrzahl unseres Volkes. Denn 
wenn nicht die Mehrzahl unseres Volkes den 
Hang zum Alkoholismus ebenso aus freien 
Stücken zu beherrschen gelernt hätte wie alle 
die zahlreichen individuellen Triebe, die im 
sozialen Leben beherrscht werden müssen, dann 
wären wir als Kulturvolk längst verloren. Nicht 
dadurch beweist ein Volk seine Kultur, daß 
es seine Haltung dem Alkohol gegenüber mit 
Zwangsmaßnahmen erkauft, sondern aus 
innerer Freiheit gewinnt, daß es lernt, die 
gewaltige schädliche Seite des Alkoholismus 
auszufchaltcn und seine angenehmen und wert­
vollen Wirkungen vernünftig zu handhaben. 
Wir dürfen nicht um der Schwachen und der 
Gefährdeten willen — um der Psychopathen 
willen — die Willcnsschulung durch einfaches 
Forträumen aller Gefahren ausschaltcn. Es 
ist nicht nur menschenwürdiger, diesen schwe­
reren Weg zu gehen, sondern wir müssen 
uns auch wieder eine gewisse Härte ange- 
wöhnen allen denen gegenüber, die zum Schei­

tern an den Fährnissen des Lebens verur­
teilt find.

Wir kommen mit der immer umfang­
reicheren Häufung von Gesetzen und Ver­
ordnungen nicht weiter, wenn nicht vorher 
individuelle Erziehung und gründliche Auf­
klärung die Menschen reif gemacht hat, die 
Gesetze zu begreifen und überhaupt erst durch 
ihr Verständnis und Einverständnis durchführ­
bar zu gestalten.

Wird künftig von der Jugend her durch 
Erziehung und Aufklärung der Boden für 
eine oernunftgcmähe Haltung dem Alkohol 
gegenüber bereitet, dann werden unsere heuti­
gen, oft unheilvollen Trinksitten von selber 
verschwinden. Die alte in den Trinksittcn 
kaum noch zu belehrende Generation stirbt 
aus, und die verringerte Nachfrage nach 
geistigen Getränken wird trotz aller Reklanie 
und trotz aller Anstrengungen das Alkohol- 
kapital zu einer sicheren Umstellung zwingen, 
die für die Volkswirtschaft wesentlich unschäd­
licher verlaufen wird als plötzliche Zwangs­
maßnahmen.

Gefördert werden muß diese Entwicklung 
durch eine sorgfältig abgewogene Aliohol- 
konsumtionspolitik von seiten des Staates. 
Solange der Staatshaushalt durch Steuern 
auf geistige Getränke oder durch Anfälle aus 
dem Branntweinmonopol gespeist wird, also 
am Konsum interessiert ist, kann der Staat 
überhaupt, ohne unehrlich zu sein, keine Al- 
koholbckämpfung durchführen.

Daseinsberechtigung und Rentabilität des Kreiswohlfahrtsamtes.
(Nach einem Vorträge, gehalten in einer Versammlung der Amts-, Gemeinde- und 

Gutsvorstchcr des Kreises.)
Von l>. P. Hoff mann- Steinau a. d. Oder.

Die heutigen Wohlfahrtsämter haben 
bei ihrer Arbeit vielfach mit Abneigung und 
Vorurteilen zu kämpfen, und auch die Orts- 
bchörden stehen ihnen nicht selten mehr oder 
weniger mißtrauisch gegenüber. Das hat na­
türliche Ursachen: man vergleicht immer 
wieder die Vorkriegszeit mit der Gegenwart, 
den Vcrwaltungsapparat des Kreisausschusses 
von 1914 und das mit einer größeren Zahl 
von Angestellten arbeitende Krciswohlfahrts- 
amt von heute. Man vergißt dabei, daß 
fast auf keinem Gebiete sich die heutige Zeit 
ohne weiteres mit der Vorkriegszeit vergleichen 
läßt. Auf dem Gebiet der Fürsorge wird 
dieser Vergleich fälschlicherweise besonders 
leicht gemacht, weil den Betreffenden der nö­
tige Einblick in die heute so vielgestaltig ge­
wordene Arbeit des Wohlfahrtsamtes fehlt.

Man versteht cs daher auch vielfach nicht, 
wie Staat und Kreis in dieser Zeit allgemei­
nen Sparzwanges und Abbaues einen solchen 
Apparat unterhalten, ohne den doch die Vor- 
kriegsocrwaltung offenbar auskam. Die gün­
stigste Schlußfolgerung bei solcher Ucbcrlcgung 
ist dann: ein solches Wohlfahrtsamt zur 
Unterstützung der Hilfsbedürftigen sei an sich 
vielleicht eine ganz schöne Einrichtung, aber 
für die heute schon ganz unerträglich be­
lastete Wirtschaft unhaltbar.

Demgegenüber soll einmal versucht 
werden, an Hand eines kurzen Ucbcrblicks über 
die einzelnen Arbeitsgebiete des Wohlfahrts­
amtes von, rein vollsw>rtschaftlick>cn Stand­
punkt aus zu prüfen, weshalb die geleistete 
Arbeit notwendig ist, und ob die Form, in der 
sie geleistet wird, ebenso dem Bedürfnis der
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Bcfürsorgtcn wie dem Interesse der Bilge-, 
meinheit gerecht wird. Unberührt bleibe da- 
bei die Frage, inwieweit die derzeitige Lasten- 
oerteilung zwischen Reich, Staat, Kreis und 
Gemeinden bei Aufbringung der Fürsorge- 
mittel den ländlichen Interessen gerecht wird.

An die Spitze dieser Betrachtung sei der 
Satz gestellt, daß auch in der Wohlfahrts­
pflege nur Werte schaffende Arbeit berechtigt 
ist, d. h. solche, die sofort oder später volks­
wirtschaftlichen Nutzen bringt. Ein Wohl­
fahrtsamt und jeder Angestellte in ihm sind 
also nur daseinsberechtigi, soweit durch ihre 
Tätigkeit das Wohl der Gesamtheit mehr 
gefördert als diese dabei durch Vcrwaltungs- 
kosten belastet wird.

Die Arbeit des Wohlfahrtsamtes läßt 
sich in zwei Arten gliedern: a) die 
Pfli chtaufgaben, deren Durchführung dem 
Kreise gesetzlich vorgeschrieben ist, und b) die 
K an naufgaben, d. h. die mehr oder weniger 
freiwillig geleistete Arbeit, zu der ihrer Natur 
entsprechend von Reich oder Staat nur Richt­
linien aufgestellt oder Anregungen gegeben 
werden. Die Aufgaben der ersten Art machen 
etwa */s der gesamten Arbeit des Wohl­
fahrtsamtes aus, wobei der Kreis gar nicht 
vor der Frage steht, ob sie geleistet werden 
soll oder nicht. Ihre Durchführung bringt 
starke finanzielle Lasten mit sich.

Demgegenüber ist für die zweite Art 
Wohlfahrtsarbeit, die freiwillige, bemerkens­
wert, datz sie großenteils fast gar kein Geld 
kostet.

Die gesetzlichen Grundlagen der amtlichen 
Wohlfahrtspflege bilden in erster Linie: 
1. die Rcichsvcrordnung über die Fürsorge­
pflicht (RFV.) vom 13. Februar 1824 
(RGBl. I S. 100) nebst den dazu gehörigen 
Ausführungsverordnungen der Länder, 2. die 
Rcichsgrundsähc über Voraussetzung, Art und 
Matz der öffentlichen Fürsorge vom 4. De­
zember 1924 (RGBl. I, S. 785) und ihre 
Erläutcrungcn (Rcichsarbcitsblatt 1924 
Nr. 29/30, S. 494 ff.) und das Ncichsgcsctz 
für Iugendwohlfahrt (RJWE.) vom 9. Juli 
1922 (RGBl. S. 633).

I. Im Vordergrund der gesetzlich vor- 
gcschricbenen Wohlsahrisarbeit steht finanziell 
die unterstützende Fürsorge mit ihren Sondcr- 
zwcigen: Kriegsbeschädigten- und Hintcrblic- 
bcncnfürsorgc, Kleinrentner- und Sozialrent- 
ncrfürsorgc, Wochcnfürsorgc, allgcmeinc Für­
sorge (früher Armenpflege genannt) und An- 
jtaltsfürsorgc.

1. Die Kriegsbeschädigten- und 
Hinterbliebencnfürsorgc ist eine un­

abänderliche Folge des Weltkrieges. Das 
Reich ist moralisch verpflichtet, für die Men­
schen zu sorgen, die ihre Gesundheit im Felde 
verloren und damit mehr oder weniger fühlbar 
in ihrer Erwerbsfähigkcit beschränkt sind. Das 
Reich hat ferner einzutretcn für die Witwen, 
Waisen und Eltern, die ihren Ernährer im 
Kriege hcrgaben. Die Versorgung dieses Per­
sonenkreises, gesetzlich geregelt durch das 
Rcichsversvrgungsgcsetz und seine Novellen, er­
folgt bekanntlich durch Zahlung von Renten 
und Zusatzrenten. Während die Auszahlung 
der Renten durch die Post erfolgt, werden die 
Zusatzrenten durch die Fürsorgestclle gezahlt, 
und ihre Gewährung ist abhängig von nach­
zuweisender Bedürftigkeit, deren Prüfung stets 
in Verbindung mit den Ortsbehörden erfolgt. 
Datz diese Prüfung sorgfältig erfolgt, ist be­
sonders deshalb notwendig, weil Renten und 
Zusatzrenten zusammen im Vergleich zu den 
heute im allgemeinen Wirtschaftsleben üblichen 
Arbeitseinkommen als verhältnismäßig hoch 
anzusehen sind. Bei den hier ausgczahltqn 
Geldern handelt cs sich ausschließlich um 
Reichsmittcl. Aus Krcismittcln werden da­
gegen sogenannte Beihilfen gegeben, deren 
Gewährung in Fällen besonderer Bedürftigkeit 
(für gesundheitliche Heiimaßnahmcn u. ä.) in 
Frage kommt. Eine erhebliche Arbeit bedeutet 
die Bearbeitung der Anträge auf Kapital- 
abfindung, die nach Beendigung der Inflation 
jetzt wieder in größerer Anzahl eingehen und 
in der Regel eine wirtschaftliche Stärkung 
des Antragstellers mittels Erwerb oder Ver­
mehrung von Grundbesitz bezwecken. Auch 
kleine Darlehen können zu verhältnismäßig 
günstigen Bedingungen an Kriegsbeschädigte 
gewährt werden. Erwähnt sei schließlich, daß 
das Reich auch eine besondere berufliche För­
derung von Kriegerwaiscn und von Kindern 
Schwerkriegsbeschädigter oorschrcibt, während 
cs den Schwerbeschädigten auf den Arbeits- 
Markt durch das Gesetz über die Beschäftigung 
Schwerbeschädigter in der Fassung vom 12. 
Januar 1923 (RGBl. I. S. 57) schützt.

2. Die Klcinrcntncrfürsorgc, 
gesetzlich geregelt durch die Fürsorgcpflicht- 
Verordnung vom 13. Februar 1924 nebst 
landcsrcchtlichcn Vorschriften, erklärt sich ohne 
weiteres aus der Inflation. Wir brauchten 
sie vor dem Kriege nicht, weil der Mittelstand 
und die meisten alten Leute sich für ihr Alter 
einen mehr oder weniger namhaften Spar­
groschen zurückgclegt hatten, soweit sie nicht 
durch die Rcichsoersichcrung gesichert waren. 
Mit der heutigen Unterstützung erhält der 
Kleinrentner nur einen notdürftigen Ersatz für 
das Verlorene. Sein Unterstützungssatz richtet



456 Deutsche Zeitschrift für Woytfahrtspflege.

sich nach dcr Bedürftigkeit, seinem Alter so­
wie nach dem Ertrage noch vorhandener Ver­
mögenswerte und dcr llnterstützungsfähigkeit 
dcr Angehörigen. Die Fürsorgcpflichtoerord- 
nung hat die llnterstützungspflicht, die natür­
licherweise dem Reiche zukam, auf Städte und 
Kreise übertragen, was für letztere selbst­
verständlich eine schwere Belastung bedeutet. 
Die für die Klcinrcntncrfürsorgc vorgesehene 
Summe ist die bei weitem höchste im ganzen 
Haushaltsplan und bedeutet eine ernste Ge­
fahr für die Krcisfinanzcn. Die Hoff­
nung, daß die Aufwertung hier eine 
Entlastung bringen werde, ist leider auch ver­
geblich. Im Gegenteil! Die Bestimmungen 
des Aufwcrtungsgcsctzcs betreffend die Bear­
beitung der Anträge auf Gewährung einer 
Vorzugsrcnte bedeuten eine erhebliche Arbeits­
belastung für das Krciswohlfahrtsamt, dem 
als Organ des Vczirksfllrsorgevcrbandes die 
Prüfung der Bedürftigkeit an Hand eines aus­
führlichen Formulars obliegt.

Dazu kommt, datz der Bezug der im 
Aufwertungsgesetz vorgesehenen Vorzugs- 
rentcn an so viele Bedingungen geknüpft und 
die Rente selber so niedrig ist (höchstens 2,50 M. 
monatlich auf 1000 M. Altbcsitz), datz sic 
praktisch für die Kleinrentner-Fürsorge so gut 
wie wertlos ist. Unter den 100 bisher beim 
Wohlfahrtsamt cingcgangencn Anträgen auf 
Vorzugsrcnte befinden sich nur 15 von solchen 
Kleinrentnern, die bisher aus öffentlichen Mit­
teln unterstützt wurden. Von diesen wiederum 
scheiden vielleicht 2 bei Empfang dcr Vorzugs- 
rcntc aus dcr Kleinrcntnerfürsorgc aus. Vom 
Standpunkt dcr Fürsorge aus ist daher zu 
sagen, datz Las Aufwcrtungsgesctz nicht nur 
den tatsächlich Bedürftigen keine irgendwie 
nennenswerte Hilfe bringt — dazu haben viele 
keinen Altbcsitz mehr —, sondern statt dessen 
durch die Auftiehung des Prüfungsapparats 
mit all seiner unproduktiven Ermittlungs- 
arbcit eine autzerordentlichc Mehrbelastung der 
Allgcnieinhcit bedeutet.

3. Die Sozialrentner fürsorg e, 
die eine leider vielfach unentbehrliche Ergän­
zung unzureichender Invalidenrenten Larstellt 
und ebenfalls ausschlictzlich aus Kreismitteln 
gewährt wird, erfährt neuerdings eine gewisse 
Entlastung durch die Erhöhung dcr Invaliden­
renten, die mit dem 1. Juli 1825 einsetzte.

4. Die Wochenfürsorgc, gesetzlich 
gleichfalls durch die Fürsorgepflichtverordnung 
geregelt, erklärt sich aus der Verschlechterung 
der allgemeinen Lebenshaltung, die gegen­
über dcr Vorkriegszeit cingctreten ist. Nach­
weislich bedürftigen Schwangeren und Wöch­

nerinnen, die keine Ansprüche an eine Kranken­
kasse haben und nicht imstande sind, auch nur 
das Notwendigste für sich und den Säugling 
zu beschaffen, soll aus öffentlichen Mitteln 
geholfen werden. Vorzugsweise sind kinder­
reiche Familien (mit 4 und mehr Kinder 
unter 18 Jahren) zu berücksichtigen. Da cs 
sich hier immer nur um Einzelfällc handelt, 
steht die für den Kreis daraus erwachsende 
Belastung in keinem Verhältnis zu den Auf- 
wendungen in der übrigen Untcrstützungsfür- 
sorge.

5. Die allgemeine Fürsorge, die 
nran bisher Armenpflege nannte, lag früher 
den Gemeinden und Eutsbezirkcn allein ob. 
Sic ist durch die Fürsorgcpflichtvcrordnung 
auf den Kreis als Bczirksfürsorgcoerband 
übertragen worden. An den Aufwendungen 
haben sich jedoch Gemeinden und Gutsbczirke 
mit 30",'o zu beteiligen. Die allgemeine Not­
lage hat naturgcmätz gegenüber der Vor­
kriegszeit auch hier eine Vermehrung der 
Unterstützungsbedürftigen bewirkt. Soweit cs 
sich um einmalige Unterstützungen handelt, 
tritt häufig dcr Fall ein, datz Familien hohe 
Krankenhaus- und Arztrcchnungcn nicht allein 
bezahlen können. Hierbei zeigt sich wieder be­
sonders deutlich, wie wenig man Gegenwart 
und Vorkriegszeit vergleichen kann: vor dem 
Kriege gab es leistungsfähige Stiftungen und 
Anstalten aller Art, die den Zahlungsunfähigen 
zu ermätzigtcm Preis oder umsonst auf- 
nahmen; das ist heute nicht mehr möglich. 
Ebensowenig kann heute auch der sozial den­
kende Arzt seinem zahlungsschwachen Patien­
ten so cntgegenkommcn wie vor 10 Jahren. — 
Auch das Wohlfahrtsamt will niemandem 
Gaben in den Schatz legen, dcr nicht selbst 
nachweislich nach Kräften bemüht ist, seinen 
Verpflichtungen bis zum äutzersten nachzulom- 
mcn. Ebenso werden alle leistungsfähigen und 
unterhaltspflichtigen Angehörige» nach Mög­
lichkeit hcrangezogen. Das kann allerdings 
wiederum nur geschehen, wenn die von den 
Ortsbchörden dazu cingeholtcn Auskünfte den 
Tatsachen auch wirklich gerecht werden, was 
leider häufig nicht ganz der Fall ist. Hier 
werden die jetzt in den meisten grötzercn Ort­
schaften gegründeten Wohlfahrtsaus­
schüsse vielfach einen Fortschritt bringe». 
Richtlinien für ihre Zusammensetzung und 
Tätigkeit sind im amtlichen Krcisblatt ver­
öffentlicht. Diese Einrichtung wurde bereits 
von vielen Gemeindevorstehern begrüht, weil 
sie die Befreiung von einer in kleinen Verhält­
nissen oft besonders undankbaren Aufgabe be­
deutet. Jetzt cntschcidel nicht mehr das Gut­
achten einer Einzelperson, sondcrn ein UN-
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persönlicher Ausschutz über die Frage der Be­
dürftigkeit.

6. Bei der An sta ltsfür so r g e, so­
weit sic die Unterbringung von Ecistcskrankcn 
usw. betrifft, haben sich die Verhältnisse der 
Vorkriegszeit wenig geändert. Die dem Kreise 
entstehenden Kosten haben sich hier entsprechend 
der Entwicklung des Geldwertes um etwa 
50 o/o gegen 1913 gesteigert. Zur Beantwor­
tung der Frage, wie man diese erheblichen 
Kosten verringern könnte, sei nur kurz aus 
einige Zahlen hiugcwiesen, die kürzlich in den 
„Medizinal - statistischen Mitteilungen des 
Reichsgesundhcitsamts" erschienen. Danach 
würden in Deutschland wegen Alkoholismus 
und Säuferwahnsinn behandelt in allgemeinen 
Krankenanstalten und in Anstalten für Geistes­
kranke usw. 1920 insgcs. 1951, bzw. 3684 Per­
sonen, 1922 dagegen 4523, bzw. 7384 Per­
sonen.

II. Arbeitsnachweis, Erwerbslosen- und 
Bernfsfürsorge-

1. Das Arbeitsnachweis-Gesetz vom 22. 
Juli 1922 (RGBl. I. S. 657) verpflichtet den 
Kreis zur Errichtung eines öffentlichen Ar­
beitsnachweises, dem die Arbeitsvermittlung, 
die Mitwirkung bei der gesetzlichen Erwcrbs- 
loscufürsorge, die Aufsicht über die gcwcrbs- 
mätzige Stellenvermittlung sowie Berufs­
beratung und Lehrstellcnvcrmittlung obliegen. 
Diese tzesctzlichc Regelung, die man vor dem 
Kriege nicht kannte, entstand wie die Mehrzahl 
der bisher geschilderten Arbcitszweige aus der 
gewaltigen wirtschaftlichen llniwälzung der 
letzten Jahre, die dazu zwang, auch auf dem 
Gebiete des Arbcitsmarktes an Stelle der bis­
her örtlich sehr verschiedenartigen Regelung 
eine planmätzige Regelung für das ganze Reich 
zu schaffen. Datz der Arbeitsnachweis so wenig 
beliebt ist, erklärt sich in erster Linie aus der 
derzeitigen allgemeinen Lage des ländlichen 
Arbcitsmarktes. Bei dem grotzen Mangel an 
geeigneten landwirtschaftlichen Arbeitskräften, 
insbesondere an ledigen, ist cs naturgcmätz 
dem Arbeitsnachweis, auch wenn er noch so 
gut arbeitet, unmöglich, jede Nachfrage sofort 
wunschgcmätz zu befriedigen. <T tcns der Ar­
beitgeber, die in dieser Versammlung wohl in 
erster Linie vertreten sind, wird häufig auf 
das fehlende Vertrauen hingewicscn svergl. 
Zeitschrift „Der land- und forstwirtschaftliche 
Arbeitgeber" Nr. 6/1925). Solches Vertrauen, 
das auch seitens des Arbeitsnachweises für 
unentbehrlich gehalten wird, kann aber nur 
wachsen, wenn von beiden Seiten dazu bci- 
getragcn wird. Der Arbeitsnachweis kan» 
ferner nur arbeiten, wenn ihm mehr als bis­

her jede offene Stelle sofort gemeldet und 
ebenso von jeder Besetzung umgehend Mit­
teilung gemacht wird.

2. Wohl am unbeliebtesten auf dem Lande 
ist sodann die Erwerbslosenfürsorge, 
gesetzlich geregelt durch die Reichsverordnung 
vom 16. Februar 1924 (RGBl. I. S. 127) 
und die zugehörigen Ausführungsverordnun­
gen. Die Erwerbslofcn-Fürsorge entstand 
zwangsläufig aus der allgemeinen Störung 
des Wirtschaftslebens, die der Weltkrieg und 
seine Folgeerscheinungen mit sich brachten. An­
sätze zu dieser Entwickelung zeigten sich aber 
bereits vor dem Kriege. Die Tatsache, datz 
im Laufe des Wirtschaftsjahres immer wieder 
Zeiten eintratcn, in denen Arbeiter der ver­
schiedensten Berufe auch bei bestem Willen 
keine Arbeits- und Verdicnstmöglichkcit fan­
den, zwang den Staat, hier cinzugrcifen, da­
mit nicht all die Arbeitslosen, aber Arbeits­
willigen der allgemeinen Fürsorge zur Last 
fielen, in die sie nicht hineingchörten. Nach 
der genannten Verordnung erfolgt die Auf­
bringung der Mittel in erster Linie durch die 
Nächstbctciligten, nämlich Arbeitgeber und Ar­
beitnehmer. Kreis und Gemeinden haben zu­
sammen ein Neuntel zu den Ecsauitkostcn bei- 
zustcucrn. Im übrigen bedeuten die nach der 
5. Ausführungsverordnung v. 14. Nov. 1924 
<NEBl. I, S. 741) möglichen Befreiungen von 
der Beitragszahlung eine namhafte Entlastung 
der Landwirtschaft. Nach einem Schreiben des 
prcutz. Wohlfahrtsministcrs vom 2. Nov. 1925 
darf ferner an einen Saisonarbeiter Unter­
stützung nur gezahlt werden, wenn er nach­
weislich bei normalen wirtschaftlichen Verhält­
nissen während der Arbeitspause im Hauptberuf 
andere Arbeit anzunehmcn pflegte und die 
sonstigen Bedingungen erfüllt sind. Auf die 
Wartezeit ist auch die Frage der Bedürftigkeit 
von besonderem Einflutz. In der Hand der 
Ortsbchördcn liegt es, durch sorgfältige Prü­
fung der gestellten Anträge und genaue Aus­
kunft auf die vom Arbeitsnachweis eingehenden 
Rückfragen darauf hinzuwirken, datz Erwerbs­
losen Unterstützung nur gezahlt wird, wo sic 
wirklich berechtigt ist. Die Erwerbslosenfür- 
sorgc bedeutet zweifellos eine schwere Last 
für unsere blutarme Wirtschaft. Sie ist leider 
unvermeidlich. Durch gewissenhafte Durchfüh­
rung mutz erreicht werden, datz sic wirklich 
das „geringste Ucbcl" darstellt. Durch Rot- 
standsarbciten sucht man ihr einen produktiven 
Charakter zu geben. Sie hat mit eigentlicher 
Fürsorge nichts zu tun, und gegenwärtig wird 
die Frage erörtert, ob das Arbeitslosen? 
Problem bei stärkerer Betonung des Versiche-
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rungscharakters eine bessere Lösung finden 
würde'). Wirkliche Entlastung kann natürlich 
nur eine Gesundung der Wirtschaft bringen.

3. Die Berufssürsorge, die die 
Aufgabe hat, durch Beratung und Vermitt­
lung auf eine richtige Berufswahl der Schul­
entlassenen hinzuwirken und daher in der heu­
tigen Zeit mit so vielen überfüllten Berufen 
besonders wichtig ist, spielt in unserem länd­
lichen Kreise naturgemäß eine verhältnis­
mäßig geringere Rolle. Ungelöst bleibt hier die 
Frage, wie cs möglich wäre, mehr als bisher 
die intelligente Landarbeiterjugend der Land­
wirtschaft als „gelerntem" Beruf zu erhalten.

*) Vgl. den Entwurf eines Gesetzes über Ar- 
bcitslosenocrsichcrunng (Rcichsarbeilsblatt Nr. 34 
(1925). e. 423).

Der vorstehende llcbcrblick sollte in kurzen 
Umrissen zeigen, wie Reich und Staat trotz 
des verlorenen Weltkrieges zwangsläufig zu 
einer planmäßigen, gesetzlich geregelten Ab­
wehr der bestehenden Massennotstände übcr- 
gegangen sind. Sie mußten so handeln, wenn 
sie nicht sich selbst aufgebcn wollten. Die 
daraus erwachsenden sozialen Lasten sind na­
turgemäß im Vergleich zur Vorkriegszeit hoch. 
Eine solche Lastenvermehrung findet man aber 
leider auch auf vielen anderen Gebieten. Es sei 
nur auf die Chaussecbauvcrwaltung hinge­
wiesen, deren Kosten sich — u. a. infolge der 
Entwicklung des Automobiloerkehrs — um 
etwa so o/o und mehr gesteigert haben. Roch 
bescheidener muten die sozialen Lasten an, 
wenn man mit ihnen die gewaltige Steigerung 
der Kosten der Finanzverwaltung vergleicht.

Der Ausbau der Arbeitsgemeinschaften der Träger der sozialen 
Versicherung und der Wohlfahrtspflege.

Von Bürgermeister Friedr.

Die Betrachtung der sozialen Fürsorge 
des Deutschen Reiches als ganzes ergibt, daß 
sic organisatorisch noch rechtes Stückwerk ist. 
Das erschwert nicht nur den llcbcrblick und 
führt nicht nur zur Unterschätzung unserer ge­
samten Fürsorgecinrichtungen, sondern zeitigt 
auch für die Praris manche Schwierigkeiten. 
Aus den oft sogar planlosen Rebcneinandcr- 
arbeiten entsteht nicht selten ein Eegcnein- 
andcrarbcitcn mit bedauerlichen Reibungen, 
Kräfte- und Zeitverlusten. Diese bekannten 
Erscheinungen sind zurückzuführen auf zwei Ur­
sachen: einmal auf das stückweise geschichtliche 
Werden unserer sozialen Fürsorge und sodann 
auf ihre gegenwärtig grundsätzliche Teilung 
in die allgemeine öffentliche Fürsorge, in die 
staatlich organisierte Selbsthilfe, wie wir sie in 
der sozialen Versicherung kennen, und in die 
private Wohltätigkeit.

Viele auf größere Vereinheitlichung und 
Vereinfachung gerichtet» ^»kormversuchc hatten 
immer nur einen vcrha,..r, -mäßig geringen 
Erfolg. Die Gründe lagen im natürlichen 
Hang zum Festhalten am Althergebrachten, 
in der Schwierigkeit der Einebnung gewisser 
gegensätzlicher Interessen aus den bisherigen 
Einrichtungen usw. So mußte versucht werden, 
mit kleinen Mitteln dem großen Ziele näher 
zu kommen.

Auf dem Gebiete der öffentlichen 
Fürsorge ist mit der Verordnung über die 
Fürsorgcpflicht durch die Schaffung der Be- 
zirksfürsorgevcrbändc an Stelle der alten

Klccis in Aschcrsleben.

Ortsarmenoerbändc, der Vervollkommnung 
der Landarmenverbändc usw. Manche Ver­
besserung geschaffen worden. Auch daß die 
private Wohlfahrtspflege in dieser Verord? 
nung eine erstmalige gesetzgeberische Erwäh-, 
nung und Eingliederung in das Fürsorgcwcsen 
überhaupt erfahren hat, ist bekannt.

Schwieriger liegen die Dinge auf dem 
Gebiete der sozialen Versicherung. 
Auch hier lehrte der Krieg, daß in der sozialen 
Versicherung die Ausgaben der Zukunft nur 
dann befriedigend sich lösen lassen, wenn die 
Träger der großen Versichcrungszweige, der 
Kranken-, Unfall-, der Invaliden- und Hintcr- 
bliebcnenocrsichcrung und der Angestclltenocr- 
sicherung zur Erreichung gemeinsamer Ziele 
in besonderen Körperschaften sich enger verbin­
den. Diesen Gedanken hat schon der Präsident 
des Rcichsocrsichcrungsamtcs Or. K a u f m a n n 
auf der Jahresversammlung des Eesamtocr- 
bandcs Deutscher Krankenkassen in Koblenz am 
26. August 1916 zum ersten Male vor einem 
größeren sachverständigen Kreise Ausdruck ver­
liehen, indem er die Schaffung gemeinsamer 
Geschäftsstellen empfahl. Der Gedanke eines 
bezirklichen Zusammenschlusses von Landcsver- 
sichcrungsanstalten, Krankenkassen, Berufsge- 
nosscnschaftcn, die sich zweckmäßig über einen 
größeren Verwaltungsbezirk, etwa den einer 
Landcsversichcrungsanstalt, erstrecken sollten, 
wurde dann in einer Abhandlung des Geh. 
Rcgicrungsratcs vr. Schulz über „Zu­
sammenschluß der Vcrsichcrungsträgcr als
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Voraussetzung für den Ausbau der sozialen 
Fürsorge" (Monatsschrift für Arbeiter- und 
Angcstclltenvcrsichcrung 1919 Sp. 297 ff.) 
weiter ausgesponnen. Die Fachpresse und die 
Organisationen der Praris stimmten lebhaft 
zu. Ais erste unternahm es die Landesoer- 
sichcrungsanstalt R h e i n p r o v i n z, mit den 
Krankenkassen und Berussgcnossenschaftcn ihres 
Bezirks eine Arbeitsgemeinschaft zu bilden. 
Dies geschah in der Eründungsvcrsammlung 
am 30. März 1920 in Düsseldorf. Zu gleicher 
Zeit schlossen sich die Träger der sozialen 
Versicherung Erotz ° Berlins zu einer 
Arbeitsgemeinschaft zusammen. Dann ent­
standen solche Gemeinschaften für die Bezirke 
der Landesvcrsicherungsanstalten Westfalen im 
Oktober 1920 in Münster, Hessen-Nassau im 
Dezember 1920 in Marburg, Schlesien zur 
gleichen Zeit in Breslau, und für Baden am 
13. Dezember 1920 in Karlsruhe. Auch die 
Reichsocrsicherungsanstalt für Angestellte ist 
einer Anzahl Arbeitsgemeinschaften beigctrcten.

Jede Arbeitsgemeinschaft hat eine Satzung. 
In der Regel bezeichnet sie als Zweck de« 
Körperschaft die Förderung der den einzelnen 
Versichcrungsträgem gesetzlich obliegenden 
oder von ihnen freiwillig übernommenen Auf­
gaben: Gemeinsames Vorgehen in Angelegen­
heiten, die alle Versichcrungsträger berühren, 
gegenseitige Verständigung und Unterstützung, 
Austausch von Erfahrungen und Ausgleich 
von Interessengegensätzen. Der Aufgabenkrcis 
im einzelnen erstreckt sich über das gesamte 
Zuständigkcitsgcbiet der beteiligten Versiche- 
rungsträger. Näheres über die Tätigkeit der 
Arbcitsgcmeinschasten, namentlich in Württem­
berg ist zu ersehen aus einem Aufsatz desRcgie- 
rungsrats Maier, Stuttgart, Heft 14 der 
„Arbcitcrvcrsorgung" vom 11. Mai 1925.

Zuweilen hat man mit Recht erkannt, 
datz in diese Arbeitsgemeinschaften auch die 
Träger der öffentlichen und privaten 
Fürsorge aufgcnomincn werden mühten. 
Sind doch die Berührungspunkte der Wohl­
fahrtspflege und der sozialen Versicherung sehr 
vielseitige. Sehr häufig sind auch tatsäch­
lich die Körperschaften der Wohlfahrtspflege, 
meist der Landcsfürforgcocrband und die Bc- 
zirksorganisationen der freien Wohlfahrts­
pflege in die Arbeitsgemeinschaften aufge­
nommen worden (ogl. hierüber „Ortskrankcn- 
kassc" 1920 Sp. 303).

Regierungsseitig fand man den Gedanken 
der Arbeitsgemeinschaften so vorzüglich, dah 
im Jahre 1920 von der Reichsregierung der 
Entwurf eines Gesetzes „über den Zusammen- 
schlutz von Trägern der RVO. zum Zwecke 
gemeinsamer Wohlfahrtspflege und über Re­

gelung des Heilverfahrens" vorgelegt wurde. 
Er sollte den Rcichsarbcitsministcr ermäch­
tigen, Träger der Rcichsvcrsichcrung zwangs­
weise zu Arbeitsgemeinschaften zusammcnzu- 
schlichen. Die Tätigkeit dieser sollte durch bin­
dende Richtlinien geregelt werden können. 
Eine Reihe von Bestimmungen der RVO. 
sollte auf die Arbeitsgemeinschaftcn ange- 
wcndct werden können. Soweit man sich seiner 
Zeit in der Oeffcntlichkcit mit dem Entwurf 
beschäftigte, kam nian zu einer Ablehnung. 
Der Verband der Landcsversichcrungsanstal- 
ten lehnte einen Zwang zum Zusnmmcn» 
schluh als Eingriff in das Selbstverwaltungs- 
rccht der Versicherungsträgcr ab. Diese würden 
schon selbst zur Vereinigung kommen, wenn 
sie das für zwcckmähig hielten. Der gesetz­
liche Zwang, so meinte die Arbeitsgemeinschaft 
Berlin, wäre geeignet, die Arbeitsfteudigkeit 
der Versichcrungsträger zu ertöten. Auch von 
Krankcnkasscnverbänden kam Widerspruch 
(vgl. auch „Arbcitcroersorgung" 1921 
S. 377).

Nach dem Bericht des Rcichsvcrsiche- 
rungsamts für 1924 bestanden Ende dieses 
Jahres 15 von den Trägern der Unfalls 
der Kranken- und der Invaliden- und Hinter- 
blicbencnversicherung je eines Bezirkes einer 
Landesversichcrungsanstalt unter Mitwirkung 
der Reichsoersicherungsanstalt für Angestellte 
gebildete Arbeitsgemeinschaften der Reichsoer- 
sicherungsträgcr in den Bezirken der Landes- 
vcrsichcrungsanstaltcn Berlin, Brandenburg, 
Schlesien, Schleswig-Holstein, Hannover, West­
falen, Hessen-Nassau, Nhcinprovinz, Frei­
staat Sachsen, Württemberg, Baden, Hessen, 
Mecklenburg, Oldenburg und Sachsen-Anhalt. 
Das Reichsversichcrungsamt fügt dieser Auf­
zählung hinzu, dah die Tätigkeit der Arbeits­
gemeinschaften, die in den letzten Jahren unter 
der schweren finanziellen Notlage der betei­
ligten Versichcrungsträger gelitten hatte, im 
Berichtsjahr wieder im erweiterten Matze auf- 
gcnomnicn werden konnte. Es ist erfreulich, 
dah das Rcichsoersichcrungsamt alljährlich in 
seinem Geschäftsbericht über den Stand der 
Arbeitsgemeinschaften berichtet.

Von der Arbeitsgemeinschaft für den 
Bezirk der Landesversichcrungsanstalt Olden­
burg (Vorsitzender Echcimrat Düttmann) 
war angeregt worden, in Berlin eine Tagung 
von Vertretern der bestehenden Arbcitsgemein- 
schaftcn abzuhaltcn. Als Zweck wurde be­
sonders eine Aussprache über eine dauernde 
Verbindung bezeichnet. Auch zur Frage der 
rcichsgcsetzlichcn Regelung der Arbeitsgemein­
schaften solle Stellung genommen werden. 
Der ständige Ausschub des Verbandes der
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Landesversicherungsanstalten hat sich mit der 
Angelegenheit beschäftigt und eine Rundfrage 
bei den einzelnen Arbeitsgemeinschaften dar­
über oorgenommen. Das Ergebnis war, datz 
die überwiegende Mehrzahl der befragten 
Stellen die Zeit für eine solche Konferenz 
noch nicht für gekommen hielt. Besonders 
wurde geltend gemacht, datz die heutige Or­
ganisation der Arbeitsgemeinschaften noch eine 
zu vielgestaltige ist. Manche von den Arbeits­
gemeinschaften haben die Träger der Wohl­
fahrtspflege mit ausgenommen, manche von 
diesen sowohl die Träger der öffentlichen als 
auch die der privaten, manche wiederum nur 
die der öffentlichen. Auch fei der Aufgaben­
kreis der Arbeitsgemeinschaften noch recht un­
genügend Umrissen und in der Praris recht 
verschieden. Neben Arbeitsgemeinschaften mit 
vielgestaltigen und weitgehenden Einrich­
tungen, wie z. B. die von Hessen-Nassau, 
gebe es solche von ganz primitioer Beschaffen­
heit. Manchen Arbeitsgemeinschaften stehen 
öffentliche Mittel zur Verfügung, manchen 
nicht. Es würde also schwer sein, Richtlinien 
für eine gemeinsame Arbeit zu finden. Für 
die Abhaltung von Konferenzen der gedachten 
Art treten nur ein die Arbeitsgemeinschaften 
für den Freistaat Sachsen und die Antrag­
stellerin Oldenburg.

Dieser Stand der Sache befriedigt 
keineswegs. Soweit wir die Dinge übersehen 
und beurteilen können, bilden die Arbeits­
gemeinschaften vielfach ein lcbensschwaches 
Schemen. Es fehlt ihnen an Arbeitsgelegen­
heit. Gewiß wäre Arbcitsstoff für sic im 
großen Umfange vorhanden. Aber sie haben 
keine gesetzliche Berechtigung, sich desselben an- 
zunchmen, und ihn rcchtswirksam zu erledigen. 
Datz man in den Zusammenkünften der Ar­
beitsgemeinschaften immer nur redet und sich 
über diese und jene Frage unterhält, ermüdet 
auf die Dauer. Jede Arbeit befriedigt nur 
dann, wenn sic Früchte zeitigt. Ist doch schon 
Meinungsverschiedenheit entstanden, ob - die 
Arbcilsgcmcinschastcn das Recht haben, Peti­
tionen abzusendcn. So kommt es vor, datz 
die Sitzungen der Arbeitsgemeinschaften nicht 
immer wie vorgesehen regelmäßig eingchalten 
werden, weil es an Verhandlungsstofs fehlt, 
das; sic schlecht besucht sind usw.

Heute mutz cs wohl bedauert werden, 
datz jener Gesetzentwurf aus dem Jahre 1820 
nicht zum Gesetz erhoben worden ist. Die Er­
fahrungen dürften gezeigt haben, datz cs ohne 
„Reglementierung" nun einmal nicht abgcht. 
Wo wäre die ganze Sozialversicherung ge­
blieben, wenn sie sich nicht auf vielgestaltigen 
Zwangsmaßnahmen aufbaute? Natürlich müß­

ten den Arbeitsgemeinschaften auch gewisse 
Pflichtaufgabcn zugewiesen werden. Es besteht 
kein Mangel an solchen. Man denke an die 
allgemeine vorbeugende Krankcnfürsorgc, be­
sondere Heil- und Berufssürsorgc für chronisch 
Kranke, Verhandlungen und Abschluß von 
Verträgen mit Aerzten, Krankenhäusern, Lie­
feranten, gemeinsame Vertretung vor Ver­
sicherungsbehörden, Aufklärung der Bevöl­
kerung in Wort und Schrift usw.

Im Juni 1925 legte die Reichsrcgierung 
dem Reichstag den Entwurf eines Gesetzes 
über den Ausbau der Angestellten- und In­
validenversicherung vor. Danach sollte auch in 
das Angestclltenvcrsicherungsgcsctz ein §49b 
mit folgendem Wortlaut ausgenommen wer­
den: „Die Reichsregierung kann mit Zustim­
mung des Reichsrats Richtlinien für das 
Heilverfahren und für die allgemeinen Maß­
nahmen nach § 49 a <zur Verhütung des Ein­
tritts vorzeitiger Berufsunfähigkeit oder zur 
Hebung der gesundheitlichen Verhältnisse der 
versicherten Bevölkerung) sowie für das Zu­
sammenwirken der Träger der öffentlichen und 
freien Wohlfahrtspflege auf dem Gebiete des 
Heilverfahrens und der sozialen Hygiene er­
lassen." Aber auch dieses Vorhaben wurde 
von dem Verbandstag Deutscher Landesver- 
sichcrungsanstalten am 18. und 17. Juli 1925 
in Breslau abgclehnt. Vom Vorsitzenden 
des Verbandes, Präsidenten Schröder, 
wurde darauf hingcwiesen, datz die Landes- 
versichcrungsanstalten solche Richtlinien nicht 
nötig haben, da sie sich solche selbst geben und 
bahnbrechend Vorgehen können. Achnlich sprach 
sich auch der Vcrsichertcnvertreter, Eewcrk- 
schaftssekrctär Welker- Berlin aus. Von 
einem solchen Zwange könne er sich nicht das 
geringste versprechen. Er gebe aber zu, datz 
in den Versichcrtcnkrcisen Meinungsverschieden­
heiten über die Frage bestehen, der Zwang 
also auch verschiedentlich gefordert wird. Eine 
Regelung sei notwendig, die Frage sei nur, 
wie sic zu erfolgen habe. Auch der Eewerk- 
schaftssekretär E en g le r-Stuttgart äußerte 
sich ähnlich. Das Zusammenwirken könne nicht 
durch von „oben" verfügte Richtlinien ge­
schehen, jedenfalls nicht mit solchen, die ohne 
Mitwirkung der Sclbstvcrwaltungskörpcr ge­
macht würden. Ein paar Sätze weiter tritt 
aber E e n g I e r dafür ein, „datz allseitig ein 
Zusammenarbeiten stattfindct, datz sowohl die 
Beiträge der Versicherten in der Sozialver­
sicherung wie die Steuernüttel in der Für­
sorge in möglichst vollem Umfang! ihrem 
Zwecke zugeführt werden.

Der Reichstag hat sich erfreulicherweise 
nicht abhaltcn lassen, in das „Gesetz über
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Ausbau der Angestellten- und Invaliden­
versicherung und über Gesundheitsfürsorge in 
der Reichsversichcrung, vom 28. Juli 1925, 
RGBl. S. 157“, folgenden Abschnitt aufzu- 
nchmcn:

„C. Gesundheitsfürsorge in der 
Reichsversicherung.

Die Reichsregierung kann nach An­
hörung der Vcrsicherungsträger und der 
Aerzte oder ihrer Spitzcnvcrbändc mit Zu­
stimmung des Rcichsrats und eines 28g!ie- 
drigcn Ausschusses des Reichstags Richt­
linien erlassen, betreffend das Heilverfahren 
in der Reichsversichcrung und die allge­
meinen Maßnahmen der Vcrsicherungs­
träger zur Verhütung des Eintritts vor­
zeitiger Bcrufsunfähigkeit oder Invalidität 
oder zur Hebung der gesundheitlichen Ver­

hältnisse der versicherten Bevölkerung. Diese 
Richtlinien sollen ferner das Zusammen­
wirken der Träger der Reichsversichcrung 
untereinander und mit den Trägern der 
ösfcntlichen und freien Wohlfahrtspflege 
auf dem Gebiete des Heilverfahrens und 
der sozialen Hygiene regeln."

Zurzeit ist man dabei, diese Richtlinien 
aufzustcllen. Eine Anzahl von Jnteressentcn- 
verbändcn sind schon gehört worden. Zu An­
fang Februar 1926 ist vom Äieichsarbcitsmini- 
sterium eine Konferenz von Vertretern von 
Versichcrungsträgern cinbcrufen worden, die 
sich mit einschlägigen Fragen beschäftigen soll. 
Hoffentlich fallen die Richtlinien so aus, daß 
sie die Arbeitsgemeinschaften zu einer unerläß­
lichen Einrichtung unserer allgemctncn Wohl­
fahrtspflege werden.

Rundschau.
Allgemeines.

Eine organisatorische Umgestaltung des Städte­
tages im Interesse einer stärkeren Zusammenfassung 
der gesamten Tätigkeit durch die Schaffung der 
Stelle eines hauptamtlichen Präsidenten wurde ge­
troffen. Ministerialdirektor M u l e r t. der bis­
herige Leiter der Kommunal-Abteilung im Preußi­
schen Ministerium des Innern wird vom 1. Fe­
bruar 1926 an dieses Amt zugleich als erster 
sbellvcrtretcndcr Vorsitzender des Vorstandes über­
nehmen. Die Geschäftsräume des Städtetags sind 
am 18. Dezember 1925 nach der Alsenstraße 7 ver­
legt worden.

Der Wohlfahrtsausschuß des Deutschen Städte­
tages hat eine viergliedrige Kommission (Bürger­
meister Pick, Beigeordneter Dr. Neinhaus, Präsi­
dent Martini. Rcchtsrat Dr. Hilblc) eingesetzt, die 
unter Heranziehung einiger Finanzdezerncntcn ein 
AI u st e r f ii r einen W o h l f a h r t s Haus­
haltsplan aufstellen sollen.

Rechtsauskunftstellen und Güteverfahren. In
Nr. 8 dieser Zeitschrift (November 1925) schildert 
Dr. Bolzau-Köln die Organisation und die Wirk­
samkeit der Hamburger öffentlichen Rechtsaus- 
kunfts- und Gütcstellc, die er als die bislang ein­
zige deutsche, landcsrcchtlich gemäß EPO. von der 
Landesjustizverwaltung anerkannte Gütcstellc bezeich­
net. Diese Angabe bedarf der Berichtigung. Auch 
die im Jahre 1905 gegründete öffentliche unentgelt­
liche Rechtsauskunftsstelle für die freie und Hanse­
stadt Lübeck, die von Anfang an die Pflege der 
Güte zur Vermeidung und Uebcrwindung von 
Rcchtsstreitigl'.citcn als eine Hauptaufgabe ange­
sehen hat, ist von der Landcsjustizvcrwaltung als 
Gütcstellc anerkannt und wirkt neben ihrer allge­
meinen Rechtsbcratungs- und Rechtsschußtätigkeit 
in diesem Sinne. Mit der Gütcstelle, der auck die 
Befugnisse zur Aufnahme vollstreckbarer Urkunden

erteilt ist, ist das seinerzeit auf Grund einer An­
ordnung des Unterzeichneten als Staatskommissar 
für wirtschaftliche Demobilmachung geschaffene Eini­
gungsamt für Hausangestellte verbunden, dessen Auf­
gabe es ist. bei Streitigkeiten zwischen Hausange­
stellten und ihren Arbeitgebern schlichtend einzu- 
grcifen und zu vermitteln. Auch ist für eine enge 
Verbindung zwischen der Rechtsauskunftsstelle und 
der Rechtsbcratungs- und der Gütctätigkeit des Miet­
einigungsamtes Sorge getragen. Die Rechtsaus­
kunftsstelle behandelt jährlich rund 10 000 Rechts­
fälle, von denen ein sehr erheblicher Prozentsatz eine 
eingehende Rechtsschutztätigkeit erfordert. Die Güte- 
stcllc, deren Tätigkeit sich auf Fülle bcschuänkt, in 
denen nicht bereits die Rechtsauskunftsstelle in 
ihrem Verfahren eine Verständigung hat herbei- 
führcn können, hat im letzten Vierteljahr 230 Fälle 
behandelt. Bon diesen sind 124 Fälle durch Ver­
gleich erledigt, 6 durch Zurücknahme des Antrages.- 
63 haben eine anderweitige Erledigung gefunden,- 
der Ausgleichsvcrfuch ist in 27 Fällen gescheitert. 
10 Fülle waren bei Abschluß der Statistik noch nicht 
erledigt.

Sind auch Anerkennungen von weiteren Gütc- 
stellcn im Sinne der Vorschriften der Zivilprozeß­
ordnung bislang nicht bekannt geworden, so wird 
doch der Gütcgedanke auch von zahlreichen anderen 
Rechtsauskunftsstellen in großem Umfange und. trotz 
Fehlens der Anerkennung, mit großem Erfolge, ge­
pflegt. Braunfchwcig. München, Kiel feien, um 
nur einige Orte hcrauszugrcifen. als Beifpicil-e 
hierfür genannt. Zu wünschen ist. nachdem die 
Aufwertungsgesetzgebung von neuem die unbedingte 
Notwendigkeit von Rechtsauskunftsstellen und 
Ncchtsschutzstcllcn für die minderbemittelte Bevölke­
rung offenbart hat, das; möglichst in allen Orten 
eine gutgcleitctc Rechtsauskunstsstelle geradezu die 
Grundlage des Wohlsahrtsamtes bildet und das 
Bedürfnis der minderbemittelten Volkskreise nach 
Rcchtsrat und Rechtsschutz, das überall gegeben 
ist, nicht mehr in dem bisherigen Umfange den ver-
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schicdenen politischen, gewerkschaftlichen und sonsti­
gen einseitig gerichteten Rechtsberatungscinrichkln- 
gen allein überlassen zu werden braucht. Auch die 
gewerbliche Nechtsberatung erfordert dringend eine 
erhebliche Einschränkung dadurch, das; man der be­
dürftigen Bevölkerung gutgcleitete, zuverlässige und 
kostenlos arbeitende Rechtsauskunftsstellen zur Ver­
fügung stellt.

Die Einrichtung von Rcchtsauskunfts- und all­
gemeinen Gütestellen erweist sich aus dem vorlie­
genden Bedürfnis heraus als notwendig, entspricht 
aber auch den Reichsgrundsätzcn über Voraussetzung, 
Art und Maß der öffentlichen Fürsorge. Rach 
diesen Reichsgrundsätzcn soll die Fürsorge den Hilfs­
bedürftigen tunlichst in den Stand sehen, sich und 
seinen unterhaltsbcrechtigten Angehörigen den Le­
bensbedarf selbst zu beschaffen (8 1 Abs. 2). Dies 
erfordert in erster Linie, dem Hilfsbedürftigen bei 
der Geltendmachung seiner Rechtsansprüche behilflich 
zu sein. Wird doch auf diese Weise in nicht 
wenigen Fällen die Notwendigkeit des Eingreifens 
der öffentlichen Fürsorge vermieden werden können. 
Die Fürsorge muh der Notlage nachhaltig entgegcn- 
wirken und zu verhüten suchen, daß vorübergehende 
Not zur dauernden wird (§ 2 Abs. 2). Auch zu 
diesem Zwecke ist ein zuverlässiger Rechtsschutz un­
umgänglich notwendig. § 3 Satz 1 der Reichs­
grundsätze betont ausdrücklich die Notwendigkeit, 
auch vorbeugend einzugreifen, um drohende Hilfs- 
bcdürftigkeit zu verhüten. Zuverlässige Rechts­
beratung ist geeignet, dem Verlust von Rechten 
vorzubcugen und auf diese Weise in vielen Fällen 
auch die Hilfsbedürftigkeit zu verhüten. Am deut­
lichsten bringen die Reichsgrundsätze im § 11 zum 
Ausdruck, das; auch die Nechtsberatung zu den Auf­
gaben der Fürsorge gehört. Denn hier ist erwähnt, 
daß die Hilfe nicht nur in Geld und Sachleistung, 
sondern auch >in persönlicher Hilfe bestehen kann, 
wie sie gerade bei der Rechtsberatung und der 
Rcchtsschutzgewährung in Frage kommt.

Unter diesen Umständen glaubt auch dxr Ver­
band der Rechtsauskunftsstellen, im Januar 1906 
gegründet, durch die Schäden der Inflation seit 
einiger Zeit zu starker Einschränkung seiner Ge­
schäftstätigkeit genötigt, die Führung im Wieder­
aufbau des deutschen Rechtsauskunftsstellenwcscns 
übernehmen zu sollen. Unter seinem, in der letzten 
Vorstandssitzung neu gewählten Vorsitzenden, dem 
Beigeordneten Dr. Hüttner-Essen, wird der Ver­
band bemüht sein, den Wiederaufbau des deutschen 
Rechtsauskunftsstellenwescns, da« vor dem Kriege 
auch mit zahlreichen ausländischen Rechtsschutz- und 
Beratungsstellen für Minderbemittelte in einem leb­
haften Rcchtshilfevcrkehr stand, nach Kräften zu 
fördern und ihm die Wege zu weisen. Wenn cs 
ihm gelingen sollte, die deutsche gemeinnützige Rechts­
auskunft wieder auf ihre Vorkriegshöhe zu heben, 
würde dies eine fürsorgerische Ta» sein, im Sinne 
der sozialen Fürsorge, im Sinne auch der Rcichs- 
grundsätzc über Voraussetzung, Art und Mas; der 
öffentlichen Fürsorge.

Dr. H. Link, Lübeck.

AluöbilöungSfraqen.
Eine neue Wohlfahrtsschule ist in der Uni­

versität Jen a von einem Berwaltungsausschuß 
unter Vorsitz des Stadtdirektors mit dem für Wohl­

fahrtsschulen bindenden Lehrprogramm eröffnet wor­
den. Die Leitung liegt in den Händen von Fräu­
lein Dr. Marie K r ö h n e , die sich um die Aus­
gestaltung der Familicnfllrsorge im Regierungs­
bezirk Düsseldorf und um die Entwicklung der Deut­
schen Zentrale für Jugendfürsorge große Verdienste 
erworben hat.

Ausbildungs- und Fortbildungsfragen der 
männlichen Kräfte in der Wohlfahrtspflege wurden 
in einer Besprechung am 13. Januar 1926 im 
Preußischen Wohlfahrtsministerium grundsätzlich er­
örtert. Unter der Voraussetzung, daß der wohl- 
fahrtspflcgerisch tätige Beamte eine Ausbildung 
unter anderen Voraussetzungen zu erfahren habe 
als der reine Vcrwaltungsbcamte, wurde die Aus­
bildung an einigen wenigen Versuchsanstalten als 
wünschenswert bezeichnet. Diese Versuchsanstalten 
hätten Lehrziel und Methode zu erarbeiten und 
Richtlinien über die Aufnahme und Heranbildung 
von Bewerbern aufzustellen. Als Voraussetzung 
für die Aufnahme in einer Wohlfahrtsschule sei die 
Obersekundarcife oder eine schulwissenfchaftliche Vor­
prüfung, der Nachweis einer bestimmten Berufs­
ausbildung oder einer mehrjährigen berufsmäßig ge­
übten Hilfsarbeit in der Wohlfahrtspflege und 
der Nachweis des erreichten 20. Lebensjahres! 
vorzusehen. Als Lehrfächer für den zweijährigen zu­
sammenhängenden Kursus, wären wirtschaftliche, 
soziale, rechtliche und organisatorische Grundlagen 
und die Zusammenhänge des Kultur- und Wohl- 
fahrtslebcns, Seelen- und Erziehungslehre sowie 
die Einführung in die praktische Wohlfahrtsarbeit 
erforderlich.

Die Möglichkeit der Wahl eines Hauptfaches 
(Jugendfürsorge, Jugendpflege, Wirtschasts- und 
Berufsfürsorge) oder die gleichmäßige Ausbildung 
ohne besonderes Hauptfach wäre zu erwägen. Die 
staatliche Anerkennung erfolge am besten nach einem 
praktischen Probejahr nicht vor dem vollendeten 
24. Lebensjahr. Uebergangsbestimmungen auf Grund 
der Einrichtung von Nachschulüngskursen nack drei­
jähriger Berufsarbeit, ganz ausnahmsweise, der 
prüfungslosen staatlichen Anerkennung nach fünf­
jähriger Berufsarbeit sind vorzusehen. Für Ver­
waltungsbeamte sind kurzfristige Fortbildungskurse 
ohne das Ziel der staatlichen Anerkennung zu er­
möglichen. Für eine akademische Fortbildung be­
stehen sowohl die Ausbildungs- und Fortbildungs­
kurse der Universitäten Münster, Frankfurt a. M. 
und Güttingen als die Verwaltungsakaldemien.

Derufsfragen in der Wohlfahrtspflege.
Die Verhältnisse der Fürsorgerinnen in Preußen 

sind aus der Breslauer Tagung des Deutschen Vereins 
für öffentliche und private Fürsorge im Oktober v. I. 
auf Grund einer eingehenden Rundfrage des Preußischen 
Wohlfahrts,"'.nisterium die Unterlage für eine grundsätz­
liche Erörterung gewesen (k. Nr. 7 S. 322 der D.Z.s.W.). 
Die Ergebnisse einer württem belgischen 
Rundfrage in derselben Angelegenheit, die nicht 
durch amtliche Stellen, sondern durch die O g a n i s a - 
tionen der Fürsorgerinnen durchgeführt
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worden war, ergeben'), daß die Vorbildung eine 
ziemlich einheitliche ist mit durchschnittlich Lyzeums- 
bildung, hauswirtschaftlicher Betätigung, pflegerischer 
Ausbildung und sozial-theoretischer Schulung. Die 
Zahl der Fürsorgerinnen ohne fachliche Vorbildung be­
trägt gegenüber Preußen (1856) nur einige wenige 
Prozent. Das Arbeitsgebiet erstreckt sich in der 
Mehrzahl auf Familienfürsorgc unter Einbcgreifung 
der Eesundheits- und Erziehungsfürsorge sowie der 
wirtschaftlichen Maßnahmen. Diese Regelung ist be­
sonders durch die Industrie und Landwirtschaft ge­
mengten wür^cmbergischen Bezirke bedingt. Die 
Zahl der im Bezirk zu betreuenden Personen 
beträgt etwa 26 000 außerhalb Stuttgarts und '200 
Quadratkilometer im Umkreis. Um eine Entlastung 
durchzuführen, sind Mütterberatungs st eilen 
zur Verringerung der Hausbesuche eingerichtet und die 
Mitarbeit der Hebammen, besonders für di« 
Säuglings- und Kleinkinderfürsorge, gesichert. Die 
Art des Dien st es wird hauptsächlich als Außen­
dienst geleistet neben einiger Verwaltungs- und Be­
ratungsarbeit. Die Dien st verhält nisse sind 
im ganzen g ü n st i g e r als in Preußen geregelt. Der 
größte Teil der Fürsorgerinnen untersteht unmittelbar 
dem leitenden Fachbeamten und fast alle sind beamten­
rechtlich durchschnittlich nach Gruppe VI der Dcsol- 
dungsordnung angestellt und dementsprechend besteht' 
Anspruch auf Ruhegehalt. Die Urlaubszeit voll­
zieht sich im Nahmen der allgemeinen Urlaubsbestim­
mungen der Beamten. Der Gesundheitszustand ist 
im ganzen günstig, die Zahl der Krankheilslage waren 
im ganzen gering.

Der Bund Deutscher Sozialbcamten baut z. Z. 
seine Organisation auf. In Berlin ist die erste 
Ortsgruppe begründet worden, weitere sollen in 
Kürze folgen. Mit dem Deutschen Verband der 
Sozialbeamtinnen ist ein Kartell: Bund Deutscher 
Sozialbeamtenocrbände gebildet worden. Es er­
scheinen Mitteilungen des Bundes, die Nachrichten 
von allgemeinem Interesse, über Fortbildungsmög-- 
lichlreiten enthalten. Der Bund hat eine Stellen­
vermittlung eingerichtet. Die Geschäftsstelle be­
findet sich E 2, Waisenstraße 28.

Fürsorgewesen.
Um die Versorgung von Holländern in Deutsck)-- 

land, die der öffentlichen Armenpflege zur Last 
fallen, und denen die Gefahr der Ausweisung droht, 
auf die möglichst günstige Weise zu regeln, ist vom 
Innenministerium der Niederlande in Aussicht ge­
nommen worden, einen Beamten anzustellen, der 
den Grenzkommissaren zur Verfügung gestellt wird, 
um ihnen bei der Regelung solcher Fälle zur Seite 
zu stehen. Dieser Beamte soll über Fachkennt-« 
nisse auf dem Gebiet des Armcnwesens verfügen 
und mit Umsicht und Takt Aufklärung und Durch­
führung zweckmäßiger Maßnahmen erleichtern. Das 
Ministerium glaubt sicher zu sein, daß die Kosten 
für die Anstellung eines solchen Beamten sick in 
jeder Weise bezahlt machen werden.

Einmalige Zuwendung an Kb. und Kh. Nach­
dem den Beamten der unteren Besoldungsgruppen als

*) Nach einem Bericht von Min.-Nat Schmidt 
in der „Fürsorge", 2. Jahrg. Nr. 24.

Notstandsmaßnahme eine einmalige Zuwendung in 
Höhe eines Viertels ihrer Monatsbezüge bewilligt 
worden war, wurde diese Maßnahme auf Grund des 
8 87 RVE. auch auf die Kb. und Kh. ausgedehnt. 
Die entsprechende Verordnung kam so spät zustande, 
daß es ausgeschlossen erschien, diese einmalige Zu­
wendung noch vor Weihnachten zur Auszahlung zu 
bringen. Das R.A.M. ordnete deshalb an, daß die 
Zuwendung, soweit sie von den Versorgungsämtern 
zu zahlen sei, mit der Rente für Januar zusammen 
aber schon vom 28. Dezember 1925 an gezahlt werden 
solle; soweit die Zuwendung als Teil der Zusatzrente 
von den Fürsorgestellcn zahlbar sei, soll sie besonders 
au einem von den Fürsorgestellen zu bestimmenden 
Tage gezahlt werden. Dank schneller Arbeit der Ver- 
sorgungsämtcr und der Fürsorgestellen ist es in Berlin 
gelungen, die Zahlungen so zu bewirken, daß die Zu­
wendungen noch am Weihnachtstage in die Hände der 
Kb. und Kh. gelangten. El.

Einmalige Unterstützungen an nachgehoiratete 
Witwen. Nachdem Witwen aus einer nach der Ver­
setzung in den Ruhestand geschlossenen Ehe mit einem 
Offizier oder Beamten auf Grund des Artikels 6 Abs. 1 
des Gesetzes über die Einstellung des Personalabbaues 
und Aenderung der Personalabbau-Verordnung vom 
4. August 1925 Witwengeld erhalten können, dürfen 
solchen Witwen auch einmalige Unterstützungen be­
willigt werden, und zwar durch die Hauptversorgungs- 
ämter, welchen das Reichsarbeitsministerium im Ein­
verständnis mit dem Reichsfinanzministerium diese Be­
fugnis übertragen hat. CI.

Bei Prüfung der Frage der Ernährerfchast 
(Elternrente nach § 45 Abs. 1 RVG.) ist die Frage, 
ob der Sohn geheiratet hätte oder nicht nach den 
Grundsätzen der Wahrscheinlichkeit zu beurteilen, 
wenn diese Frage im Einzelfall von' Belang ist.

Der 14. Senat des Reichsversorgungsgerichts hat 
in feiner Sitzung vom 26. 10. 1925 den Anspruch 
der Eltern, Eheleute N., auf Elternrente nach ihrem 
Sohn Karl zurückgewicscn. Das Versorgungs­
gericht hatte Elternrente zugcsprochen mit der Be­
gründung, daß die überlebenden drei Söhne, da 
sie verheiratet seien und Kinder hätten, nicht in der 
Lage wären, für die Eltern zu sorgen und, daß 
deshalb Karl, der vor seiner Einberufung ledig 
gewesen sei, jetzt der Ernährer der Eltern geworden

Der Senat betont in seiner Entscheidung, das; 
die Vorschrift des § 2 Abs. 2 des RBG. (Wahr­
scheinlichkeit des ursächlichen Zusammenhangs) nicht 
nur für den Beweis des ursächlichen Zusammenhangs, 
sondern aller rechtsbe gründenden Tat­
sachen, hier also bei Beantwortung der Frage, 
ob Karl der Ernährer der Eltern geworden wäre. 
Anwendung zu finden hätte, d. h. die Frage der Er­
nährerschaft muß gleichfalls nach den Grundsätzen 
der Wahrscheinlichkeit geprüft werden. Der Senat 
nimmt in diesem Zusammenhang auch Stellung 
zu der Frage, ob der Sohn unverheiratet geblieben 
wäre, vorausgesetzt, daß die Beurteilung dieser 
Frage, wie hier, für die Entscheidung von Belang 
ist. Die Frage ist nach seiner Ansicht in den 
Füllen zu bejahen, in denen der Sohn bei seiner 
Einziehung bereits in einem Alter stand, in dem 
andere unter ähnlichen Berufs- und Lebensverhätt- 
nisfen verheiratet zu sein pflegen, zumal wenn auch 
weitere Umstünde wie die Führung eines gemein­
samen Haushalts durch die Mutter oder eine un­
verheiratete Schwester gegen eine Verheiratung in 
absehbarer Zeit sprechen. Umgekehrt ist aber in
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einer Anzahl von Fällen mit Wahrscheinlichkeit 
anzunehmen, das; der Sohn geheiratet hätte. Hin- 
gewicsen wird hier auf Fälle, in denen sämtliche 
nicht selten acht bis zehn Kinder (Saargebiet) der 
den Elternrentenanspruch verfolgenden Kläger und 
zwar die im Lebensalter älteren wie jüngeren Ge­
schwister sich verheiratet haben. 3n diesen Fällen 
ist es nach Auffassung des Senats geradezu un­
wahrscheinlich oder gezwungen anzunehmen, daß der 
Gefallene eine Ausnahme gemacht und sich nicht 
gleichfalls verheiratet hätte. In dem hier zur 
Entscheidung stehenden Fall wohnte nicht nur Karl 
bei den Eltern, war ledig und trug zu dem gemein­
samen Haushalt bei, sondern das gleiche traf auf 
die Söhne Friedrich und Albert zu, die ebenso wie 
der Gefallene bei den Eltern lebten, ledig waren 
und den Bergmannsberuf ausübten. Der eine 
Bruder ist älter, der andere jünger als der infolge 
Dienstbeschädigung gestorbene Sohn Karl. Da nun diese 
beiden Söhne nach ihrer Entlassung aus dem Heer ge­
heiratet und einen eigenen Hausstand gegründet 
haben und jedenfalls beim Vorhandensein von Kin­
dern nicht in der Lage sind, neben dem Unterhalt 
ihrer Familie noch nennenswert für den Unterhalt 
der Eltern beizutragcn, so kann bei dem Fehlen 
irgendwelcher besonderer Umstünde für eine gegen­
teilige Annahme nicht mit Wahrscheinlichkeit davon 
ausgegangen werden, daß Karl sich in anderen Ein­
kommens- und Lebensverhältnisscn befinden würde 
als feine Brüder: mit anderen Worten, es ist durch­
aus unwahrscheinlich, daß er der Ernährer seiner 
Eltern geworden wäre. Der Senat stimmt mit den 
Bollzugsbestimmungcn des RAM. vom 6. Juli 1923 
zu § 45 RBG. neuer Fassung dahin überein, daß 
mangels anderer Anhaltspunkte im allgemeinen aus 
dem Verhalten der überlebenden Geschwister gegen­
über den Eltern der Schluß gezogen werden könne, 
daß auch der Berstorbenc seinen Eltern gegenüber 
nicht anders gehandelt (d. h. sich verhalten) hätte,.

Die Beurteilung der Frage, ob der gefallene 
Sohn nach der Entlassung geheiratet hätte oder 
nicht, ist bisher in den verschiedenen Senaten ver­
schiedenartig gchandhabt worden. Sie ist oft von 
wesentlicher Bedeutung für Zusprechung oder Ab­
lehnung der Elternrente. Die Betrachtungen, die 
den erkennenden Senat bei der vorgenannten 
grundsätzlichen Entscheidung bestimmt haben, dürften 
juristisch und verstandesgemäß überzeugend sein. 
Trotzdem ist es schwierig, eine allgemein gültige 
Norm zu finden. Es fragt sich, ob man nicht 
gerade hinsichtlich der Frage evtl, späterer Heirat 
bei Beurteilung der Ernährcrschaft. von dem sozia­
len Grundsatz ausgehen sollte: in dubio pro reo.

Helene Stranz-Hurwitz.

Ist jemand in G.. dem Orte seines gewöhnlichen 
Aufenthalts, hilfsbedürftig geworden und tritt er 
dann als Familienmitglied in Haushalt und Woh­
nung der Familie zu F. ein, so geht trotz fort­
gesetzter Hilfsbcdürstigkeit die endgiiltige Fürsorge- 
Pflicht von dem Dezirksfürsorgev'^rbande G. auf 
den Ve.zirksfürsorgevcrbanü F. über. 8 16 FB. 
greift nicht Platz. Wird eine Person, die in G. 
ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat, aber zum 
Haushalt und zur Wohnung der Familie in F. 
gehört, in T., dem Orte ihres tatsächlichen 
Aufenthalts, hilfsbedürftig, so ist der Bezirkssiir- 
sorgeverband (S. zum Ersatz der Kosten der Fürsorge 
in T. endgültig verpflichtet. Diese Pflicht endet

aber mit der Uebernahme der Person in den De- 
zirbsfürsorgeoerband F?)

(Urteil des Bundesamts für das 
Heimatwesen vom 3. Oktober 1925, 
BFB. Stadt Stettin gegen BFB. Land­
kreis Schivelbein — Ber. L. Nr. 137. 25.)

Gründe:
Die Witwe Hedwig Pf. hatte bis zum 1. Ok­

tober 1924 ihren gewöhnlichen Aufenthalt in Schivel­
bein. Sie bezog dort fortlaufend Kleinrentner- 
Unterstützung vom Beklagten. Am 1. Oktober 1924 
verlegte sie unter Auflösung ihres Haushalts in 
Schivelbein ihren Wohnsitz und gewöhnlichen Aufent­
halt nach Stettin und fand 'im Haushalt ihrer 
Mutter daselbst Aufnahme. Seitdem zahlt der 
Klüger der Witwe Pf. die Kleinrentnerunter­
stützung.

Der Kläger erachtet auf Grund des § 7 Abs. 2 
FB. den Beklagten für verpflichtet, ihm die ent­
stehenden Kosten zu erstatten und hat beantragt, den 
Beklagten zu verurteilen:

a) zur Zahlung von 30 NM. nebst 15°/o Zinsen 
seit Klagezustellung,

b) zur Zahlung von 25% der Klagcsumme als 
Vergütung für Mehrarbeit gemäß § 17 
Abs. 1 FB..

c) zur Erstattung der laufenden Beihilfen bis 
auf weiteres.

Der Beklagte hat die Abweisung der Klage 
in Antrag gebracht. Er vertritt den Standpunkt, 
daß seit der Ausnahme der Witwe Pf. in die Fa­
milie und den Haushalt ihrer Mutter gemäß 8 7 
Abs. 3 FB. der Kläger endgültig fürsorgcpfstch- 
tig sei.

Der Kläger ist dieser Auffassung entgegen- 
getrcten.

Der Vordcrrichter hat den Beklagten verurteilt, 
an den Klüger 177.50 NM. Kleinrentnerbeihilfe 
für die Witwe Pf. für die Zeit vom 1. Oktober 1924 
bis Ende April 1925 nebst 4«/o Zinsen von 30 NM. 
seit dem 18. Dezember 1924, dem Tage der Klago- 
zustellung. zu erstatten. Mit dem weitergehenden 
Zinsenspruch und der Forderung auf Zahlung 
einer Vergütung für Mehrarbeit gemäß 8 17 Abs. 1 
FB. hat er den Kläger abgewicsen. Die Kosten 
des Rechtsstreits hat er dem Beklagten auferlogt. 
Der Borderrichtcr führt aus: Die endgültige Für­
sorgepflicht des Beklagten ergäbe sich aus 8 7 
Abs. 2 FP. und aus der Tatsache, daß die Hi'lfs- 
bedürftigkcit über den I. Oktober 1924 fortbestan­
den habe. Der Umstand, das; die bisher eine eigene 
Familie mit ihren Kindern bildende Frau Pf. 
zu ihrer Mutter nach Stettin gezogen sei, ändere 
daran nichts; sie habe nicht im Sinne des 8 7 
Abs. 3 u. 4 FB. beim Einzug in Stettin eine 
neue Familie mit der Mutter unter Aufgabe des bis­
herigen Familienzustandcs gebildet.

Zur Begründung der Berufung beruft sich der 
Beklagte auf eine in der Zeitschrift „Die Für­
sorge" 1924. S. 201 enthaltene Auskunft des 
Hcrausg.bcrs dieser Zeitschrift, die hier in Be­
zug genommen wird.

Der Kläger hat die Zurückweisung der Be­
rufung in Antrag gebracht. Er macht geltend: 
Die private Auskunft des Herausgebers der „Für­
sorge" sei bedeutungslos. Die von ihm ungezogene 
Stelle aus dem Leitfaden von Wölz-Ruppert-Nich- 
tcr betreffe einen anderen Tatbestand. Werde die 
vom Beklagten vertretene Auffassung als richtig

') Auf dieses für die Praxis bedeutsame Urteil 
sei besonders hingcwiescn.



Deutsche Zeitschrift für Wohlfahrtspflege. 465

anerkannt, so werde fick leicht die Möglichkeit er­
geben, daß Fürsorgeverbände mißbräuchlichcrwcise 
sich der Pflicht der endgültigen Fürsorge entzögen.

Dem Rechtsmittel war der Erfolg nicht zu ver­
sagen. Daß mit dem 1. Oktober 1924 der Tat­
bestand des tz 7 Abs. 3 FV. vorlag. kann Zweifeln 
nicht unterliegen. Die Voraussetzung für seine 
Anwendung ist lediglich, daß Verwandte auf- und 
absteigender Linie oder Ehegatten gcmeinschaftbiche 
Wohnung und Haushalt haben, wobei das Alter 
der Familienmitglieder und der Umstand, das; sie 
früher in getrennten eigenen Wohnungen und Haus­
halten gelebt haben, keine Rolle spielt. Dem 
Kläger fiel deshalb mtt jenem Zeitpunkt die Für­
sorge für Frau Pf. zu, und zwar als endgültig ver­
pflichtetem Verband. Die Tatsache, das; der Frau 
Pf. schon vor dem I. Oktober 1924 Unterstützung 
zuteil geworden ist. die endgültig zu tragen da­
mals der Beklagte verpflichtet war. kann nicht dazu 
führen, diesen über den 1. Oktober 1924 hinaus 
dem Kläger gegenüber erstattungspflichtig zu machen. 
Eine Pflicht zu solcher Erstattung würde dann 
bestehen, wenn ein Fall des § 15 FV. vorläAe. 
Dies trifft aber nicht zu. § 15 FV. bestimmt, das; 
die Pflicht zur endgültigen Fürsorge, soweit nichts 
anderes bestimmt ist, bis zur Beendigung der Hilfs- 
bedürftigkcit dauert. Diese Vorschrift will für den 
Fall, daß der Unterstützte bei Weitcrbestehon der 
Hilfsbedürftigkcit seinen gewöhnlichen Aufenthalt 
wechselt, den Uebergang der endgültigen Fürsorgo- 
pflicht von einem Verband auf einen anderen v'er- 
hindern. Borliegendenfalls hat nun zwar die 
Unterstützte ihren gewöhnlichen Aufenthalt am 1. Ok­
tober 1924 gewechselt: gleichzeitig ist aber ein Mo­
ment hinzugetretcn, das besondere Rechtswirkungcn 
auslöst, nämlich der Umstand, daß Frau Pf. Glied 
einer Familie mit gemeinsamer Wohnung und 
5)aushalt geworden ist. Wäre der Fall so gelagert, 
das; die Hilfsbedürftige bis zum 1. Oktober 1924 
von einem dritten Verbände, in dessen Bezirk sie 
sich befunden, vorläufig unterstützt worden wäre, 
und das; dieser dritte Verband von dem Beklagten 
als dem Verband des gewöhnlichen Aufenthalts 
gemäß § 7 Abs. 2 FP. Erstattung seiner Auslagen 
erhalten, daß er aber zum 1. Oktober 1924 den 
Kläger als den Verband, in dessen Bezirk die 
Unterstützte einer Familie angchörte, zur Ucber- 
nahmc gemäß §§ 7 Abs. 3, 14 Abs. 2 FV. ge­
zwungen hätte, so würde doch hierdurch ohne wci- 
lcrcs der Beklagte von der Erstattung von Kosten 
frei geworden sein: Denn infolge der Uebernahme 
durch den Kläger entfiel mit dem 1. Oktober 1924 
für den dritten Verband die Möglichkeit, fernerhin 
eine Kostcnforderung gegen den Beklagten zu er­
heben. Die endgültige Fürsorgcpflicht gemäß §8 7 
Abs. 3, 14 Abs. 2 FV.. bestehend in der Ucber- 
nahmc. war an die Stelle der endgültigen Für­
sorgcpflicht gemäß § 7 Abs. 2 FV.. bestehend in 
der Pflicht zur Kostenerstattung, getreten-). Es 
kann aber an der rechtlichen Beurteilung der Um­
stand nichts ändern, daß die Voraussetzungen für 
die Anwendung des 8 7 Abs. 3 FV. nicht schon von 
vornherein vörgelegcn haben, sondern erst nach 
Einleitung der Armenpflege cingctrcten sind. Wollte

-) Das Bundesamt hat hier zum besseren Ver­
ständnis seiner Auffassung einen von dem Tat­
bestand des Streitfalles abweichenden Fall gebil­
det. Auf der Entscheidung dieses Falles durch das 
Bundesamt beruht der Schlußsatz des Leitsatzes. 
3u vgl. auch Leitfaden Wölz-Ruppcrt-Richtcr, 
ö. Aufl. S. 51 und 57.

man den § 15 FV. hier anwenden, so würde der 
Zweck des § 7 Abs. 3 und 14 Abs. 2 FV. Fami­
lienmitglieder. die durch Wohnung und Haushalt 
an einem Orte in dauernden Beziehungen zu 
einander stehen, im Falle ihrer Hilfsbcdürftigkoit 
in die Fürsorge des Bczirks-Fürsorgeverbandes der 
Familicmwohnung zu nehmen, in allen den zahl­
reichen Fällen nicht erreicht werden, wo die Vor­
aussetzung des gemeinsamen Haushalts und gemein­
samer Wohnung erst während Bestehens der Hilfs­
bedürftigkeit geschaffen wird.

Ist hiernach der Kläger gemäß § 7 Abs. 3 
FV. seit dem 1. Oktober 1924 selbst endgültig 
fürsorgcpflichtig. so hat er gegen den Beklagten 
keinen Anspruch auf Erstattung der ihm durch die 
Erfüllung seiner Fürsorgepflicht' erwachsenen Kosten.

Hieraus ergab sich die Abweisung der Klage.

Strafgefangenenfürsorge.
Soziale Gerichtshilfe und Strafentlassenenfür­

sorge. Am 4. und 5. Dezember 1925 fand in 
Frankfurt a. Main auf Veranlassung des Wohl­
fahrtsamtes eine Tagung über Gerichtshilfe und 
Strafgcfangencnfürsorge statt.

In den Ausfüyrungcn über Gerichtshilfe ivurde 
betont, daß das Vergeltungsprinzip nunmehr im 
Strafrecht überholt ist und die Gencralprävention 
meyr und mehr durck die Spezialprävcntion ab- 
gelöst wird. Die Entwicklung hat zur Folge, daß 
nunmehr sowohl der Strafrechtspflege wie der -Für- 
sorge die Erziehung ihrer Objekte zur Aufgabe fällt. 
Eine Erziehung kann aber nur einsetzcn auf Grund 
einer Kenntnis des Milieus und der Veranlagung 
des Täters, das heißt der sozialpsychologischen Ver­
hältnisse, die zur Entstehung der Straftat geführt 
haben. Da die Besucher der Tagung den verschie­
densten an der Gerichtshilfe interessierten Kreisen 
entstammten, kamen die mit dem Thema verbun­
denen Probleme genügend zur Geltm.Gegen­
stand der Diskussion war u. a.. ob die Auswahl 
der für die Gerichtshilfe geeigneten Fälle durck die 
Richter oder durck die Gerichtshilfe selbst vor­
zunehmen sei. Auch wurde die Einsichtnahme in 
die Akten durch die Gerichtshilfe nicht von allen 
Seiten befürwortet. Wesentlich aber war. das; trotz 
dieses Gegensatzes im einzelnen die Einführung 
einer Gerichtshilfe überhaupt von allen Teilneh­
mern der Tagung als notwendig anerkannt wurde.

Bei der Behandlung der Strafentlassencnfür- 
sorge wurde in Anbetracht der großen Rückfall­
ziffer auf die Dringlichkeit einer Reform des Straf­
vollzugs und der Strafcntlassicnenfürsorgc hin- 
gewies'en. Vor der Entlassung müßte durch Ver­
bindung mit der Familie und durch Anknüpfung 
von Arbeitsbcziehungen die Wiedereinordnung in 
das gesellschaftliche Leben vorbereitet werden. Nach 
amerikanischem Muster wurde fernerhin die Ein­
richtung einer Uebcrgangszeit innerhalb des letz­
ten Teiles des Strafvollzugs empfohlen, um den 
an den Zwang der Anstalt Gewöhnten für die Frei­
heit nach der Entlassung vorzubcreiten. Auch wurde 
die Bewahrung in ihren verschiedenen Anwendungs» 
formen als Erziehungsmaßnahme für Straf­
entlassene. insbesondere für asoziale Naturen, als 
zweckmäßig hingcstcllt. Die Tagung, die von etwa 
100 Personen besucht wurde, b.ldcte eine wertvolle 
Anregung für den weiteren Ausbau der Gerichtshilfe 
und Ströfcntlassenenfürsorge. Ein vollständiger Ta­
gungsbericht (Heft 13. Schriften des Frankfurter 
Wohlfahrtsamtes) wird demnächst nock herauskom­
men und durch das Wohlfahrtsamt Frankfurt a. M., 
Saalgasse 31. zu erhalten sein.
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Gesundheitsfürsorge.
Die gesundheitlichen Verhältnisse Deutschlands 1923 

und 1924. Dem Reichstag ist soeben eine Denkschrift 
über die gesundheitlichen Verhältnisse des deutschen 
Volkes in den Jahren 1923 und 1924 vorgelcgt wor­
den. der wir folgende Zahlen entnehmen.
1. Geburtenhäufigkeit:

Die Zahl der in den deutschen Großstädten gemel­
deten Lebendgeborenen betrug auf je 1000 der Be­
völkerung im Jahre 1921   20,1

„ .. 1922   17,3
.. „ 1923   15,0
„ „ 1924   15,3

Im Jahre 1924 ist die Geburtenzahl gegenüber 1923 
demnach wieder etwas angefliegen, und zwar auf 15,3 
für je 1000 der Bevölkerung, jedoch bleibt gegenüber 
den Jahren 1921 und 1922 noch ein erheblicher Ge­
burtenrückgang bestehen.

Wie eine von der Medizinalabteilung des Preußi­
schen Ministeriums für Volkswohlsahrt bei sämtlichen 
Universitätskliniken, Hebammenlehranstalten, Kranken­
häusern und Hebammen veranstaltete Umfrage bewiesen 
hat, nimmt die Zahl der Fehlgeburten von Jahr zu 
Jahr zu.

Während im Jahre 1921 in Preußen 62 595 Früh- 
und Fehlgeburten mit 1160 Todesfällen bekannt wur­
den, war deren Zahl im Jahre 1924 auf 73 319 Früh- 
und Fehlgeburten mit 1223 Todesfällen gestiegen. Die 
meisten dieser Früh- und Fehlgeburten waren ohne 
Zweifel auf Abtreibung, ein Teil wohl auch aus zu 
schwere Arbeit der Frauen in den letzten Schwanger- 
schaftsmonaten zurückzuführen.
2. St e r b l i ch k e i 1:

An Stcrbefällen (ausschließlich der Totgeborenen) 
wurden in den deutschen Großstädten gezählt:

aus je 1000 (Eilt*
im Jahre im ganzen darunter

Ortsfremde
wohner ohne 
Ortsfremde

1922 219 680 13 916 12,6
1923 210 724 12 113 11.9
1924 194 340 13 160 10,9

Es ergibt sich also im Jahre 1924 dem Vorjahr gegen­
über eine Abnahme, der Sterblichkeit um 16 384 Fälle, 
obwohl die Zahl der Einwohner der in Betracht kom­
menden Großstädte im Jahre 1924 um 6000 gegenüber 
dem Vorjahr gestiegen ist. Die für 1924 ermittelte 
Sterbeziffer weist mit 10,9 aus 1000 Einwohner die 
niedrigste Sterblichkeit auf, die bisher verzeichnet wurde. 
3. S ä u g l i n g s st e r b l i ch k e i t:

Es wird ein erfreulicher Rückgang feitgeslellt. 1922 
starben noch 12,9 von 100 Lebendgeborenen, 1923 
waren es 13,0 und 1924 10,1 (in den Großstädten). 
Für das gesamte Reichsgebiet ergeben sich folgende 
Zahlen: 1919 . . . ' . . . ' 14.5

1920 .......................... 13,1
1921  13,4
1922 .......................... 12,9
1923 ............................... 13,2

In einigen Bezirken Preußens sank die Zahl der 
Stcrbcsälle im Jahre 1924 bis auf weniger als die 
Hälfte der Durchschnittszahlen. So hatte z. B. Halle 
in Westfalen nur 4,4, der Bezirk Königsberg nur 4,32 
Todesfälle auf 100 Lebendgeborene.
4. Tuberkulose:

Rach den amtlichen Auskünften der Landesregie­
rungen im Jahre 1924 hat die Tuberkulose in einzelnen ; 
Teilen des Reichs, besonders in Süddeutschland und im 
Reg.-Bezirke Stettin einen erfreulichen Rückgang zu I

verzeichnen, in anderen Gebieten hat sich eine Abnahme 
der Erkrankungen nicht feststellen lassen. Stellenweise 
wird sogar über eine deutliche Zunahme (einige 
städtische Bezirke in Württemberg, Oldenburg, Rheinisch- 
Westfälischer Jndustriebezirk, Potsdam, Stade. Stral­
sund, Allenstein,Merseburg, Lübeck) oder über einen beson­
ders schweren Verlaus der Krankheit (Berlin) berichtet:

Diese schon in den Friedenszeiten verderblichste 
Krankheit war in den letzten Jahrzehnten vor dem 
Weltkrieg dank der zielbcwußt durchgeführtcn Be­
kämpfung im Deutschen Reiche in einem ständigen 
gleichmäßigen Rückgang begriffen. Während im Jahre 
1895 von je 10 000 Einwohnern noch 24,75 Personen 
jährlich an Tuberkulose starben, war diese Zahl bis 
zum letzten Vorkriegsjahre (1913) auf 14,33 zurückge­
gangen, also innerhalb von 18 Jahren um 42,4% ge­
sunken. Mit der Steigerung der Ernährungsschwierig- 
keiten vermehrten sich während der Kricgsjahre auch die 
Todesfälle, und zwar in den deutschen Städten von 
1913 bis 1918 um 72,6%, im ganzen Reichsgebiet um 
55,5%. Rach dem Kriegsende näherte sich die Sterb- 
lichkeitskurve bis zum Jahre 1921 langsam derjenigen 
der Vorkriegszeit. Mit der im Jahre 1922 einsetzenden 
Verschlechterung der wirtschaftlichen Verhältnisse und 
mit der erneut beginnenden Lebensmittelteuerung 
nahmen aber auch die Todesfälle an Tuberkulose wieder 
zu. Das im Jahre 1921 in den deutschen Großstädten 
erreichte Minimum von 14,9 Tuberkulosetodesfällen aus 
je 10 000 Einwohner stieg im Jahre 1922 auf 15,9 und 
im Jahre 1923 auf 17,1 an.

Mit dem Jahre 1924 trat dann erfreulicherweise 
wieder ein Umschwung zum Besseren ein.

Es starben in den 46 deutschen Großstädten mit 
100 000 und mehr Einwohnern (etwa 27 % der ge­
samten deutschen Bevölkerung), berechnet auf je 10 000 
Einwohner, an Tuberkulose:

In den Vierteljahren
im Jahre I 11 III I V im ganz. Jahre

1921 18,1 15,8 12.2 13,5 14,9
1922 18,2

20,8
18,0 13,1 14,3 15.9

1923 19,1 14.7 14,0 17.1
1924 16,2 14,9 N.1 11,2 13,6.

Die absoluten Stcrblichkeitszahlen für diese Groß­
städte waren:

im Jahre Bevölkerungszahl Tuberlulosetodesfälle
1921 15 035 000 22 438
1922 16 432 000 26125
1923 16 662 000 28 510

(darunter Kinder bis zu 15 Jahren) (3 262)
1924 16 668 000 22 583

(2 278)
Die Sterblichkeit an Tuberkulose hat somit inner­

halb des Jahres 1924 bedeutend abgenommen.
Eine gesonderte Auszählung der Tuberliulvsetodcs- 

fälle bei K i n d e r n u n t e r 15 3 a h r e n hat in den 
Großstädten erst seit dem 1. Januar 1923 stattgefunden. 
Beachtenswert ist der starke Rückgang von 3262 im 
Jahre 1923 auf 2278 im Jahre 1924, also um rund 
1000 in einem Jahre.

Zieht man auch die Orte mit 15 000 und mehr 
Einwohnern mit in Betracht, so betrug die Tuberkulose 
slcrblichkeit berechnet aus je 10 000 Lebende

& V
tu d. 334 tuu'fcf). 
Orte» m I 13000 
und mehr Ein­

wohnern

46 deutschen 
(Lrobslctdten

in
ZZreubcn

1921 13,7 15,7 14,9 13,62
1922
1923

14,2
15,0

16.7
17.8

15.9
17.1

14,14
15,20

1924 11.7') 13,8 13,5 11,8
*) Die Zahl für das Reich für 1924 beruht auf 

einer vorläufigen Schätzung.
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Die Tuberlulosesterblichkeitszahl ist im Jahre 1924 die 
niedrigste auch im Vergleiche mit der Vorkriegszeit bis­
her in Deutschland beobachtete Zahl.

Die Sterbeziffer ist im übrigen bei einem so 
chronischen Leiden wie der Tuberkulose noch kein er­
schöpfender Gradmesser für die Verseuchung eines 
Volkes mit dieser Krankheit; die Erkrankung s- 
zisfer ist für die Beurteilung der Ausbreitung mindestens 
ebenso wichtig. Leider können aber über die Erkran­
kungshäufigkeit »eine zuverlässigen und ausreichenden 
slatistischen Zahlen angegeben werden, weil die An­
zeigepflicht gegenwärtig eine noch zu große Verschieden­
heit innerhalb der Einzelstaatcn zeigt und auch die Mel­
dung der Tuberkuloseerkrankungsfälle unter den der- 

. zeitigen Verhältnissen noch zu wünschen übrig läßt. 
Immerhin muß nach den übereinstimmenden Urteilen 
der deutschen Heilstättenärzte gesagt werden, daß die 
Inanspruchnahme der Heilstätten seit dem Herbst 1924 
dauernd zugenommen hat. Die Denkschrift hebt aber 
mit Recht hervor, daß zu diesem Anschwellen wesent- 

> lich wirtschaftliche Gründe (Arbeitslosigkeit usw.) beige- 
! tragen haben.

Zusammenfassend sagt die Denkschrift:
Vei einem Vergleich des Gesundheitszustandes des 

deutschen Volkes in den Jahren 1923 und 1924 mit 
dem der vorhergehenden Jahre ergibt sich, daß das 
Jahr 1924 gegenüber der durch die Inflation verur­
sachten neuerlichen Verschlechterung im Jahre 1923 ent­
schieden eine allgemeine Besserung gebracht hat.

Mit einer Abnahme der allgemeinen Sterblich­
keit läßt sich gleichzeitig ein Rückgang der Säuglings­
sterblichkeit feststellen, der doch wohl nicht nur auf der 
geringen Geburtenzahl, sondern auch aus der fort­
gesetzten Fürsorge für Mütter und Säuglinge beruht. 
Erfreulicherweise zeigt die Geburtenzahl im letzten 
Vierteljahr des Jahres 1924 wieder einen, wenn auch 
»och recht geringen Aufstieg.

Von seuchenartigen Erkrankungen ist 
das deutsche Volk, abgesehen von einzelnen Häufungen 
des Auftretens von Typhus, Ruhr und Grippe ver­
schont geblieben. Auch von den s o n st i g e n Li rank- 
heilen, die als unmittelbare Folge einer ungenügen­
den oder unzweckmäßigen Ernährung angesprochen 
werden können, ist im Jahre 1924 eine gewisse Anzahl 
zurückgegangen. Leider ist diese Besserung noch nicht 
als allgemein anzusehen, denn in manchen Kreisen der 
Äeoölkcrung, so insbesondere in den Großstädten, läßt 
der Gesundheitszustand doch noch sehr zu wünschen

lieber die gegenwärtige Ausbreitung der Tuber- 
k u lose läßt sich ein sicheres Urteil noch nicht abgeben. 
Trotz eindeutig feststehender Abnahme der Tuberkulose- 
lodessälle, die im Jahre 1924 ihren bis dahin tiefsten 
Ttand erreicht haben, wird aus einzelnen Teilen des 
Reichs über eine Zunahme der Zahl und der Schwere 
der Erkrankungen berichtet. Schwere Schäden drohen 
dem Volkskörper vor allem auch noch durch die große 
Verbreitung der Geschlechtskrankheiten und 
die Zunahme der Abtreibungen.

Der E r n ä h r u n g s z u st a n d hat sich, nament­
lich in den Gegenden mit Ucberwiegen der Landwirt- 
ichast im Jahre 1924 dem Vorjahr gegenüber deutlich 
gehoben, er zeigt aber noch unerfreuliche Bilder in den 
größeren Städten und bei der weniger crwerbskrästigcn 
Bevölkerung, so namentlich bei den besonders empfind­
lich betroffenen Kleinrentnern und den infolge vor­
gerückten Alters nicht mehr erwerbsfähigen Personen.

Als Gesamturieil darf der Schluß gezogen werden, 
daß das Jahr 1924 mit einem günstigeren Ergebnis 
abschließt als das Jahr 1923. Diese Besserung ist in 
erster Linie mit der Stabilisierung der Wäh­
rung, mit der dadurch erreichten Sicherstellung der

Kaufkraft und den sich daraus ableitenden vorläufigen 
Folgezuftändcn in Zusammenhang zu bringen. Es darf 
dabei freilich nicht vergessen werden, daß auch die 
Stabilisierung der Währung allein nicht endgültig 
helfen konnte: die Kaufkraft des Geldes war zwar ge­
sichert, aber das Vermögen, zu kaufen, war schwer be­
einträchtigt, zumal fast alle Vermögensrücklagen durch 
die Inflation verschlungen worden sind. Die Besserung 
der gesundheitlichen Verhältnisse ist weiterhin eine 
Folge wirksamer Fürsorge maß nahmen, wie 
sie durch die wieder lebensfähig gewordene Sozialver­
sicherung und durch die wieder tätigen öffentlichen und 
privaten Wohlfahrtseinrichtungen (Be­
ratungsstellen, Krippen, Notspeisungen, Schulspeisungen, 
Landaufenthalt der Kinder) geschaffen worden sind. 
Auch die dankenswerten Unterstützungen ausländischer 
Hilfsaktionen (Quäkerspcisungen) sowie der Heils­
armee haben zur allgemeinen Besserung der Lage des 
deutschen Volkes wesentlich beigetragen. Es steht zu 
hoffen, daß auch die letzten Schäden an der Volks- 
gefundheit, die sich in den Kriegsjahren und in der 
Nachkriegszeit einstellten, allmählich schwinden werden, 
wenn diese Entwicklung durch äußere oder innere 
Störungen nicht behindert wird. Eine tatkräftige 
Weiterarbeit aller hierzu berufenen Stellen wird dabei 
erforderlich sein.

Bevölkerungsbewegung und Gesundheitszustand 
in Preußen 1924 wird üi einer Denkschrift des 
Preußischen Ministeriums für Volkswohlfahrt auf 
Grund vielseitiger Berichte behandelt. Die wirt­
schaftliche Lage der Bevölkerung wird gekennzeichnet 
durch die zunehmende E r iv e r b s l o s i g k c i t. die 
besonders im ersten Vierteljahr um sich griff und 
am 1. Januar 1924 etwa die gleiche Höhe (1 533 495) 
erreichte wie die Ziffer vom 1. Januar 1926. Als 
Folge der schlechten wirtschaftlichen Lage wird das 
e i H fl c n d c r E I, c ( d) 1 i c fl 1111 g c n , das 
oteigcn der Selbstmorde und der F r ü h - 
und Fehlgeburten angegeben. Die Zahl der 
Eheschließungen ging gegen 1921 (12,07"/oo) im 
Jahre 1924 (7%0) um 5,07°/00 zurück, während die 
Selbstmordziffcrn um l,71%0o gestiegen sind. Die 
Zahl der F r ü h - und F c h l g c b u r 1 c n hat 
gegen das Jahr 1921 (62 595) im Jahre 1L24 
(73 319) um 10 724 zugcnommen. Die Früh- und 
Fehlgeburten werden auf Abtreibung und auf 
schwere Arbeit schwangerer Frauen infolge der wirt­
schaftlichen Notlage, zurückgeführt. Die Stcrb- 
l i ch k c i t s z i f f c r sank auf 11,77%0, den ge­
ringsten Stand der je in Preußen beobachtet wurde. 
Bedenklich erschien das langsame, aber stete An­
steigen der Sterblichkeitsziffer durch Krebs- 
crkrankung, die im Jahre 1924 (9.1%,,) sich 
nur um 2,7%oo von der Tuberkulosestcrblichkcits- 
ziffer unterscheidet. Eine Besserung der Tuber- 
k u l o s e st e r b l i ch k c i t scheint einzuscßen. Be­
sondere Bedenken erregen die schlechten Wohn­
verhältnisse und ihre Folgen, da immer noch 
der Abgang der alten Wohnungen die Zahl der 
neucrbautcn übersteigt und so ein dauernder Rück­
gang im Wohnrauin zu verzeichnen ist. Die Zahl 
der Wohnungsuchenden ist daher in einzelnen Ge­
bieten bereits ungeheuer groß:

Zn Halle (200 OÖO E.) 13.65».. (27 300);
d. h. wenn man die Durchschniltsfamilic auf 3—4 
Köpfe rechnet. Vb bis 1/2 sämtlicher Einwohner).

In anderen Städten ist das Berhüllnis nur 
wenig günstiger:

Dortmund' 260 000 E. 15 300 Wohnungsuchende 
Hannover 305 000 E. 15 000 
Königsberg 270 000 E. U 000 
Reiste 30 000 E. 2 300
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Der Wohnraum ist in den einzelnen Orten 
äußerst beschränkt. In Hirschberg besaßen in der 
ersten Hälfte des Berichtjahres 70°,'o der Bevölke­
rung nur einen Wohnraum. Der Gesundheits­
zustand der Bevölkerung hat im allgemeinen 
sich allmählich gebessert, da die Beschaffung der 
Lebensmittel erleichtert mar. (Königsberg im Fe­
bruar 1923 täglich 27 000 Liter Milch gegen 75 000 
Liter Milch im August 1924). Das schnelle Ab- 
stcrben der Tuberkulösen ist zurückgegangcn, jedoch 
ist der Borkriegszustand in bezug auf die Volks­
gesundheit bisher noch nicht erreicht, was zum Teil 
durch die Erwerbslosigkeit und die geringere Ver- 
dic-nstmöglichkeit begründet wird und durch den 
Mangel an Kleidung und Betten als wesentliche 
Ursachen der Gesundheitsnot. Im ganzen scheint 
der Bericht eine langsame Verbesserung der Zu­
stände im Fahre 1924 darzustcllen, sowohl in wirt­
schaftlicher wie auch in gesundheitlicher Hinsicht.

unerheblich ist, ob es sich um eine angeordnetc, oder 
um eine sogenannte freiwillige Arbeitsstreckung han­
delt; soweit es sich bei einer solchen Arbeitsstreckung 
nicht darum handelt, daß dem Schwerbeschädigten sein 
Arbeitsplatz genommen wird, sondern nur darum, das; 
eine Aenderung des Arbeitsverhältnisses unter Aus­
kündigung des bisherigen erstrebt wird, steht dem 
Schwerbeschädigten der Schutz des § 13 des Schwer­
beschädigtengesetzes nicht zu, weil dieser sich nur aus 
die Kündigung zum Zwecke der Freimachung der 
Arbeitsstelle bezieht. Eben deshalb aber tritt der 
Schutz des Schwerbeschädrgtengesehes ein, wenn aus 
den Umständen ersichtlich ist und erwiesen wird, daß 
der Arbeitgeber die ganze Aktion einer Arbeitsstreckung 
nur künstlich zu dem Zwecke vornimmt, die Schwer­
beschädigten außerhalb der Schutzvorschristen des § 13 
des Schwerbcschädigtengesetzes zu entlassen. Von 
mehreren Gerichten sind Urteile in diesem Sinne be­
reits gefällt worden. El.

Die Zahl der in den Heilanstalten Preußens zur 
Verfügung stehenden Betten ist nach dem amtlichen 
Preußischen Pressedienst (10. November 1925) folgen­
dermaßen festgcslellt worden:

1913: 177184
1922: 209 215
1923: 207 933

Die Zahl der Verpflegten belief sich auf:
1913: 1 534 209 (368,37 °/ooo)
1922: 1 764 354 (463,14 °/°°°)
1923: 1 513 302 (392,16 °/°°°)

(42.54 °l ooo) 
(54.92 °/ooo) 
(53,89°/°°°)

Die Zahl der weiblichen Verpflegten übcrwog die 
der nrännlichen: männliche 747 833; weibliche 765 469.

Die Belegung auf das Bett betrug an Verpfle­
gungslagen:

1913:
1922:
1923:

8,86°/»°° 
8.43°/°°° 
7.28 °/°°°

Auf Verpflegungslage: 
1913:
1922:
1923:

27,84 °l ooo 
29,26 °/oo° 
30,13°/°°°

Die Veröffentlichungen des Reichsgesundhcits- 
amtes deren 49. Jahrgang abgeschlossen vorliegt, 
haben in den letzten zehn Jahren der Not so scharfe 
Einschränkungen erfahren, daß nur die notwandigsten 
Nachrichten gebracht wurden.

Die Reichsverfassung und die auf ihr basie­
rende Wohlfahrtsgesctzgcbung haben die Zuständig­
keit des Reichsgesundheitsamtcs erheblich erweitert.

Um dem sich immer stärker bemerkbar machen­
den Bedürfnis gerecht zu werden, dem Amtsblatt 
dieses Reichsministcriums eine neuzeitliche Gestaltung 
zuteil werden zu lassen, erscheint das Blatt fttft 
dein I. Januar 1926 unter dem Titel „R.eichs- 
g e s u n d h e i t s b l a t t" mit Beiheften über Fra­
gen. die im Vordergrund des Interesses flehen. Der 
nichtamtliche Teil des Blattes bringt Abhandlungen 
aus der Feder bekannter Sachkenner.

Arbeiisfürforge.

Schwcrbeschädrigte und Arbeitsstrcckung. Zurzeit 
der Arbeitslosigkeit ist die Frage bedeutsam, ob die 
Rechte eines Schwerbeschädigten verschieden sind, je 
nach dem ob eine Arbeitsstreckung auf Grund der Bc- 
triebsstillegungsverordnung nach Anordnung des 
Regierungspräsidenten oder aus einem anderen 
Grunde erfolgt. Die Abwägung aller Umstände 
ergibt, daß cs für den Schwerbeschädigten völlig

Schwerbeschädigte bei der Reichspost. Nach Mit­
teilungen, welche ein Vertreter der Negierung über die 
Uebernahme von Schwerbeschädigten in das Beamten 
verhältnis bei der Reichspost gelegentlich einer Sitzung 
des Kriegsbeschädigten-Ausschuffes des Reichstags 
machte, hat die Reichspost seit dem 1. Januar 1925 
im ganzen 3750 Schwerbeschädigte in das Beamten- 
verhältnis übernommen, und zwar rund 600 in 
Gruppe 5 (Assistentenstellen), rund 800 in Gruppe 3 
(Postschaffner), rund 150 in Gruppe 2 (Postboten) 
und rund 2200 in Hilssschaffnerstellen. Der Reichspost 
ist es nicht möglich, dem Wunsche der Kriegs- 
bcschädigtenorganisationcn entsprechend inehr Schwer­
beschädigte in Gruppe 5 änzustellen, weil selbst bei 
mildester Beurteilung bei vielen der Anwärter aus­
geschlossen ist, sie im Schalterdienst oder bei ähnlicheil 
Verrichtungen zu verwenden. Tie Reichspostverwal- 
tung will auf dem beschrittcnen Wege, möglichst viel 
Schwerbeschädigte in das Bcamtenverhältnis zu über­
führen. weiterhin fortfahren. El.

Sondcrunterstützung für Tabakarbciter'). Die 
Abgabenerhöhung auf Grund des Gesetzes vom 
10. August 1925 (RGBl, l S. 244 Tabaksteuer) 
hatte, wie vorauszusehen war. Arbeitslosigkeit zur 
Folge. Durch Artikel III des Gesetzes ist daher für 
Hausgewerbetreibende. Angestellte und Alb.itcr im 
Tabakgewerbe und den durch dieses mi.beschäftigten 
Gewerben die bis 52 Wochen verlängerte Erwerbs- 
losenfürsorge bzw. eine Kurzarbcitcrunterstützung ein 
geführt worden.

Die Unterstützung bei Arbeitslosigkeit ist nach 
den ministeriellen Ausführungsvorschriften vom 
10. Dezember 1925 (RGBl. I S. 473) — Artikel III 
— analog den Vorschriften der Verordnung über 
Erwcrbsloscnfürsorge vom 16. Februar 1924 (RGBl 
S. 472) durchzuführcn mit der darüber hinausgehen- 
dcn Sondcrvorschrift. daß _
a) die Erwerbslosigkeit in jedem Falle als Kriegs­

folge anzusehen ist;
b) d'.c Höchstdauer der Unterstützung bis zu 52 

Wochen (regulär 26 Wochen) ausgedehnt wird: 
jedoch nicht über den Zeitpunkt hinaus, an dem 
das Arbcitslvfcnvcrsichcrungsgcsetz in 5vraft tritt. 
Die Unterstützung ist also auch für erwerbslose

Tabakarbeiter dann zu entziehen, wenn der Er 
wcrbslose sich weigert, eine ihm nachgewicsene Ar

*) Erstmalig eingeführt durch Gesetz über Er­
höhung der Tabakabgaben vom 12. Juni 1925 
(Art. V) — RGBl. ö. 521 —, vgl. ferner Tabak- 
stcucrgcsct; vom 12. September 1919 RGBl. S. 1696 
8 91.
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beit anzunehmen, die auch außerhalb feines Be­
rufes und Wohnortes liegen darf und ihm nach 
seiner körperlichen Beschaffenheit zugemutet werden 
bann. Die Weigerung kann nur damit begründet 
werden, daß für die Arbeit nicht angemessener orts­
üblicher Lohn geboten wird, die Unterkunft sittlich 
bedenklich ist und daß bei Verheirateten die Ver­
sorgung der Familie unmöglich wird. Ebenfalls zu 
beachten sind von den erwerbslosen Tabakarbeitern 
die vom Verwaltungsausschuß des öffentlichen Ar­
beitsnachweises festgesetzten Ausschließungsgründe für 
den Bezug der Erwerbslosenunterstützung (Miß­
brauch der Einrichtung, Nichtbefolgung der Kon- 
trollvorschriften u. dgl.).

Dagegen ist nach einem gemeinsamen Rund­
schreiben des Reichsfinanzministers und des 
Neichsarbeitsminrsters vom 16. Dezember 1926 
lReichsarbeitsblatt Nr. 48 S. 562) an die obersten 
Landesbehörden, die Prüfung der Bedürftigkeit nicht 
engherzig vorzunchmen; Kleinbesitz, der bei den Ta­
bakarbeitern vielfach zu finden sein wird, darf 
bereits nach § 7 Abs. 6 der Verordnung über Er- 
werbslosenfürsorge nicht für die Beurteilung der 
Bedürftigkeit in Betracht gezogen werden.

Soweit eine Erwcrbslosenunterstützung über 
26 Wochen in Betracht kommt, werden den Ge­
meinden die entstehenden Mehrkosten vom Reiche 
ersetzt, jedorb nicht über den 1. Oktober 1926 hinaus.

Sofern Hausgewerbetreibende, Angestellte und 
Arbeiter infolge des Tabaksteucrgesetzcs vom 
10. August 1925 durcb Kurzarbeit geschädigt 
iverdcn, erhalten sie aus Mitteln der öffentlichen 
Fürsorge eine Kurzarbeiteruntcrstützung. Voraus­
setzung ist. daß die regelmäßige wöchentliche Arbeits­
zeit um mindestens ye gekürzt ist. Bestehen Zwei­
fel darüber, daß die Kurzarbeit unmittelbar durch 
die Abgabcnerhöhung des Gesetzes vom 10. August 
1925 verursacht ist. so ist von der für die Kürz-- 
arbeiterunterstützung zuständigen Stelle ein Gut­
achten des zuständigen Hauptzollamtcs, und wenn 
cs erforderlich ist. daneben das Gutachten einer an­
deren sachverständigen Stelle (Gcwerbeaufsichtsamt, 
Handelskammer ufw.) cinzuholen.

Als zuständige Stelle für die Sonderunterstüt- 
zung der Tabakarbeiter, die nach Artikel lll des 
Gesetzes vom 10. August 1925 aus Mitteln der 
öffentlichen Fürsorge zu bestreiten ist, kommt nach 
Artikel 4 der ministeriellen Ausführungsvorschriftcn 
die Bezirksfürsorgestclle in Betracht, in deren Be­
zirk der Hausgewerbetreibende oder Arbeitnehmer 
feinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. Die B e - 
z i r k s f ü r f o r g c st c l l c n sollen im Be­
nehmen mit d e n öffentlichen Arbei 1 s - 
n a ch w c i s e n die Entscheidung treffen, 
doch können die ober st cn Landesbe- 
>>örden anordnen, daß andere Stellen 
im Auftrag der zuständigen Bezirks- 
f ü r s o r g c st e l l e n die Unterstützungs- 
Maßnahmen d u r ck f ü h r c n. Daraufhin und 
da cs zweckmäßig erscheint, die Bewegungen auf 
dem Arbcitsmarkt in einer Hand zu lassen, hat der 
deutsche Stüdtctag mit Rundschreiben vom 16. 12.25 
- Ill 574/25 — auf Grund eines Beschlusses feines 

Wohlfahrtsausschusses beschlossen, den Mitglied- 
slädtcn zu empfehlen, die Durchführung der Kurz­
arbeiteruntcrstützung für Tabakarbeiter den Ar­
beitsämtern (Erwcrbslvscnfürsvrge) zu übertragen, 
soweit cs die örtlichen Verhältnisse erlauben.

"Als Kurzarbeiteruntcrstützung wird für jedes 
rolle Sechstel, um das der Wochcnarbcitsverdicnst 
gemindert ist, der Tagesunterftiitzungsfatz, der einem 
Erwerbslosen einschließlich der Familicnzuschläge zu-

stehcn würde, gewährt, mit andern Worten, für 
jeden ausgesetzten Arbeitstag erhält der Tabak­
arbeiter die ihm sonst im Fälle unverschuldeter Er­
werbslosigkeit für seine Person bzw. Familie zu- 
stehcnde Erwerbslosenunterstützung; diese darf je­
doch den Lohnausfall nicht übersteigen (Reichs-, 
arbeitsminister und Reichsfinanzminister am 16.12.25 
IV. 12 011/25/1. C 22 841/25, RGBl. 1925 6. 562). 
Hilfsbcdürftigkeit wird in der Regel noch nicht 
vorliegen, wenn der Durchschnittswochenverdienst um 
ein Sechstel gekürzt ist.

Während aber bei den Arbeitnehmern 
des Tabak ge werbes Kurzarbeiterunterftüt- 
zung dann schon eintritt, wenn der Lohn bei regel­
mäßiger wöchentlicher Arbeitszeit um mindestens 
ein Sechstel vermindert ist, gilt bei Hausge­
werbetreibenden diese Kürzung erst dann 
als vorliegend, wenn ihr Durchfchnittswochenver- 
dicnft gegenüber der Zeit vom 1. August 1925 bis 
30. September 1925 um mindestens ein Sechstel 
vermindert -ist.

In beiden Fällen ist die Kurzarbeiterunter- 
stiitzung nicht zu gewähren, wenn Tatsachen vor- 
liegcn, welche die Annahme rechtfertigen, daß die 
Hilfe nicht benötigt wird.

Auch die Kurzarbeiternnterstiitzung darf sich 
ebenso wie die Betreuung durch Erwcrbsloscnfür- 
sorgc im Falle gänzlicher Erwerbslosigkeit auf höch­
stens 52 Wochen erstrecken und erlischt, wenn vor­
her das Arbeitslosenocrsicherungsgesetz in Kraft tritt.

Erhält ein Hausgewerbetreibender oder Arbeit­
nehmer zeitweise Kurzarbeiterunterstützung und zeit­
weise Arbeitslosenunterstützung, so dürfen die Zah­
lungen nicht für Lohnausfülle erfolgen, die in mehr 
als 52 Wochen eintretcn und nicht über den Zeit-, 
punkt hinaus, der nach dem Inkrafttreten des Ar­
beitslosenversicherungsgesetzes liegt. Zu beachten ist, 
daß nach den ministeriellen Ausführungsvorschriften 
der geforderte ursächliche Zusammenhang zwischen 
dem Lohnausfall und der Abgabcnerhöhung vom 
19. August 1925 dann als nicht bestehend anzu- 
schen ist, soweit und solange die Betricbseinstcllung 
oder -einschränkung auf übermäßiger Vorversorgung 
mit Rohstoffen oder Waren beruht.

Der Begriff der Gelegenheitsarbeit soll bei allen 
Tabakarbeitern nicht die gleiche Auslegung wie in 
der Erwerbslosenfürsorge finden, da ihnen sonst die 
Vorteile der Sonderunterstlltzung vorzeitig genommen 
würden. Nack dem vorher erwähnten Rundschreiben 
dürfte es gerechtfertigt fein, unter dem Begriff Ge­
legenheitsarbeit alle Arbeiten bis zur Dauer von 
4 Wochen zu rechnen.

lieber die Kürzung der Arbeitszeit und des 
Wochenarbeitsverdienftcs sowie über die Tatsachen, 
die zu dieser Kürzung geführt haben, hat der 
Arbeitgeber (Auftraggeber) den mit der Durchfüh­
rung betrauten Stellen die erforderlichen Aus­
künfte zu erteilen, für deren Richtigkeit er ver­
antwortlich ist.

Nach Artikel Ul Ziffer 3 des Gesetzes vom 
10. August 1925 erhalten die von der Arbeitslosig­
keit im Tabakgewerbc und den durch dieses mit- 
beschäftigtcn Gewerben besonders hart mitgenom­
menen Gemeinden für ein Jahr aus Reichsmitte7n 
besondere Zuschüsse zu den Lasten der Fürsorge, 
und zwar wird, wie schon erwähnt, die Erwcrbs- 
losenuntcrstützung über 26 Wochen (bis zu 52 Wo­
chen) vom Reiche ersetzt und ferner vom Reich 80«/» 
der durch die Unterstützung der Kurzarbeiter ent­
standenen Kosten. Ob und inwieweit sick die Länder 
an der Aufbringung der restlichen 20°/o beteiligen 
werden, oder ob sie diese Lasten wiederum diktäto-
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risch den sowieso finanzschwachen Gemeinden auf­
bürden wollen, steht noch nicht fest. Ebenfalls un­
entschieden ist noch die Frage, ob und inwieweit 
die Sonderunterstützungen den jugendlichen Arbeit­
nehmern zu gewähren sind.

Stadtrat Ür. Lehmann, Liegnitz.

Streik und öffentliche Fürsorge. Herr Oberbürger­
meister Cuno-Hagen schreibt uns: Der Aufsatz „Streik 
und öffentliche Fürsorge" in Nr. 3 S. 133 gibt in zwei 
Sätzen zu Bedenken Anlaß. Es wird aus § 5 der 
Neichsgrundsätze über Voraussetzung der Fürsorge die 
Verpflichtung der Fürsorgeverbände zur Unterstützung 
der durch Streik oder Aussperrung hilfsbedürftig Ge­
wordenen gefolgert. Nun sagt aber § 33 der Reichs­
grundsätze: „Die besonderen Bestimmungen über die 
Erwerbsloscnfürsorgc werden durch diese Grundsätze 
nicht berührt? § 3 Satz 3 der EFV. verbietet wäh­
rend der Dauer eines Ausstandes und vor Ablauf von 
4 Wochen nach Beendigung des Ausstandes Erwerbs- 
losenuntcrstützung an Streikende zu zahlen. Während 
dieser Zeit dürfen daher die durch einen Ausstand ge­
schaffenen Massennotslände nicht nach den Reichsgrund- 
sätzen über Voraussetzung, Art und Maß der Fürsorge 
behandelt werden. Mit vollem Recht führt die Ent­
scheidung des hessischen Obervcrwaltungsgerichtshoss 
(Soziale Praxis 1925, Nr. 47, Sp. 1059) aus, daß 
eine Unterstützung der streikenden Erwerbslosen, sei es 
aus Mitteln der Fürsorge, sei es aus sonstigen Mitteln 
einer städtischen Verwaltung, unzulässig sei, weil sie 
eine offenbare Umgehung des Gesetzes darstelle, w'il 
dadurch der Zweck der Ausschluhfrist des § 3 vereitelt 
würde. Die in der Erwerbslosenfürsorge-Verordnung 
getroffene Regelung ist durch wirtschaftspolitische Er­
wägungen bestimmt. Es ist nicht Sache der Fürsorge­
verbände, diese gesetzliche Regelung zu korrigieren. 
Das Recht der Selbstverwaltung zu Unterstützungs- 
Maßnahmen für Notleidende findet seine Grenze in 
den Vorschriften des Neichsrechts. Der Verwaltungs- 
gerichtshof hat deshalb einen Beschluß der Stadtver- 
ordneten-Versammlung in Osfenbach aufgehoben, 
welcher dahin ging, allen Streikenden eine Unter­
stützung nach den geltenden Sätzen der Wohlfahrts­
pflege, jedoch nicht über die Sätze der Erwerbslosen, 
zu gewähren. Nur eine Ausnahme läßt die Entschei­
dung zu für die Fälle, die auch ohne den Wirtschasts- 
kampf hätten versorgt werden müssen, z. B. bei 
schwerer Erkrankung des Streikenden oder eines 
Familienmitgliedes, die auch, wenn der Streikende in 
Arbeit gestanden hätte, ein Eingreifen der Fürsorge 
nötig gemacht hätte. Unter dieser Ausnahme dürfe 
auch der von Ministerialrat Wehner daselbst, Seite 
1085, angezogene Fall einer Seuche gehören, bei der 
die Eesundheitsbehördc zur Bekämpfung der Lranlheit 
bei allen Volksgenossen verpflichtet ist ohne Unterschied 
zwischen denen, die im Wirtschaftskampf stehen und 
anderen. Aus diesem Gesichtspunkte hätten wohl auch 
die Entscheidungen des bayerischen Verwaltungs- 
gcrichtshofes begründet werden können.

Eine zweite Ausnahme ist begründet durch das 
Notrecht. Wäre das richtig, was in Seite 133 gesagt 
wird, daß nach Art. 159 der Rcichsverfassung der 
Streik als Mittel zur Ausübung des Loalitionsrechts 
gesetzlich zugelassen und unter Schutz gestellt sei, dann 
dürste die össentliche Gewalt unter keinen Umständen 
zugunsten einer Partei im Mirtschastskampse ein­
greisen. Jede Unterstützung Streikender wäre aus­
geschlossen. Mit vollem Rechte hat schon der bayerische 
Vcrwaltungsgcrichtshos in seinen Entscheidungen vom 
14. Juli und 20. Oktober 1922 (Reger 1923, Band 43, 
S. 164 und 170) ans der Entstehungsgeschichte des 
8 159 dargelegt, daß der Artikel nur bezwecke, die für 
jedermann und alle Berufe gewährte Vereinigungs­

freiheit unter seinen Schutz zu stellen, nicht aber auch 
das Streik- und Aussperrungsgesctz. Daher könne 
eine Rechtspflicht der öffentlichen Behörden zur Neu­
tralität im Wirtschaftskampfe aus ihm nicht ent­
nommen werden. Mit Recht hat auch Luppe im 
„Arbeitsrecht" 1924, S. 90, darauf hingewiesen, daß 
bei anderer Auslegung das Einsetzen der technischen 
Nothilfe nicht zulässig sein würde. Sie soll aber ein­
gesetzt werden, sobald bei Streik und Aussperrung 
durch das Verhalten der Beteiligten das Erliegen 
lebensnotwendiger oder lebenswichtiger Betriebe und 
damit ein öffentlicher Notstand zu befürchten ist. Diese 
Erwägung weist auf die richtige Begründung der Aus­
nahme. Der anerkannte Grundsatz, daß alle Inhaber 
der öffentlichen Gewalt sich eines Eingriffs in den 
Wirtschaftskampf, durch den der einen oder anderen 
Partei das Ausharren erleichtert wird, enthalten 
müssen, findet seine Grenze da, wo höhere öffentliche 
Interessen den privaten gegenüberstchcn. Daß muß 
auch auf dem Gebiete der Fürsorge zur Anwendung 
kommen. Lediglich aus dem Gesichtspunkte der Wah­
rung des allgemeinen Wohls ist es für die staatlichen 
und kommunalen Behörden zulässig und geboten, bei 
Streiks und Aussperrungen mit Unterstützung einzu­
greifen. Mit vollem Recht sagt Wehner Sp. 1085: 
„Es kann den staatlichen und kommunalen Behörden 
nicht einerlei sein, ob durch einen länger anhaltenden 
Wirtschaftskampf die Verelendung ganzer Schichten des 
Volkes einen solchen Grad erreicht, daß sie sowohl nach 
der gesund.^.tlichen Seite als auch nach der Seite der 
öffentlichen Ordnung und Sicherheit hin zu einer Gefahr 
für die Allgemeinheit wird. Bei Bindern Streikender 
kann die Verwahrlosung solchen Umfang annehmen, daß 
schon aus dem Gesichtspunkte der Iugendwohlfahrt ein 
Eingreifen nötig wird. Die Behörde wird nicht so lange 
untätig Zusehen dürfen, bis die Not die Streikenden 
oder Ausgeiperrten zur Plünderung der Laden treibt. 
Hunger uno sonstige Entbehrungen können für die 
Dauer nicht mit Gummiknüppeln und Maschinenge­
wehren bekämpft werden. So wird die össentliche 
Gewalt bei größeren Streiks über kurz oder lang vor 
die Frage gestellt, inwieweit ihr das öffentliche Inter­
esse das Eingreifen in den Wirtschaftskampf auch durch 
fürsorgerische Maßnahmen vorschreibt." Diese Aus­
nahme kraft Notrechts wird anerkannt werden müssen. 
Aber auch wenn solcher Notstand anerkannt wird, darf 
die Hilfe nicht nach allgemeinen fürsorgerischen Ge­
sichtspunkten und Maßstaden erfolgen, sondern niuß 
sich auf das äußerst Notwendige, um die dringendste 
Not zu beheben, beschränken. Tie Grundsätze über 
Voraussetzung, Art und Maß der Fürsorge dürfen bei 
dieser Notmaßnahme nicht zur Anwendung kommen.

Sozialversicherung.
Wciteroersicherung der Angestellten in der In­

validenversicherung. DerRcichsarbeitsminister wendet 
sich mit Schreiben vom 1. November 1925 — II. 9564 
25 — an die Regierungen der Länder, um bezüglich 
der Wciterversichcrung von "Angestellten in der In­
validenversicherung darauf aufmerksam zu machen, 
daß Angestellte, die sich zu den Leistungen der 
AB. eine möglichst hohe Zusatzsteigerung aus der 
Invalidenversicherung sichern wollen. hierzu be­
rechtigt sind, und ihnen von den AusgabestelÜen 
keinerlei Schivicrigkcitcn bereitet werden dürfen.

lieber die Kapttalentwicklnng bei der Landes- 
Versicherungsanstalt der Hansestädte liegt ein auf­
schlußreicher Bericht von Landcsrat Helms, dein 
Vorsitzenden des Vorstandes der Landesversichc- 
rungsanstalt der Hansestädte vor. Dieser Bericht 
ergibt, daß zu Beginn der Inflation (!. Iänuair
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1918) der Besitz der Landesversichcrungsanstalt neben 
den Werten der zwei Verwaltungsgebäude und der 
fünf Heilstätten und Heime ein reales Kapital­
vermögen von netto 82 329 000 Mark betrug. Am 
20. November 1923, dem tiefsten Stande der 
Papiermark, waren sämtliche Vermögen vollständig 
entwertet. Bon den 285 Hypotheken (= 16,5 
Millionen Mark) waren 252 mit 11 Millionen 
Papiermark in den Zähren 1922 und 1923 zurück- 
gezahlt worden. Die Aufwertungsgesetze brachten 
hier eine günstige Regelung, die den Hypotheken­
besitz auf 3,5 Millionen Mark aufwerteten, wäh­
rend 13,25 Millionen Mark als verloren ange­
sehen werden müssen. Aus dem Anleihebestand von 
33.7 Millionen Mark sind etwa 4,3 Millione-r 
Mark im Lauf der nächsten 30 Jahre aufzuwerten, 
mährend 29,4 Millionen Mark als verloren gelten. 
Etwa 27,5 Millionen Mark wurden durch Kapital- 
vcrbrauch während der Znflationsjahre verloren.

Seit der Stabilisierung der Mark hat die Lan- 
dcsvcrsicherungsanstalt wieder neues Kapital ge­
bildet. da das Jahr 1924 einen Ueberschuß von 
2 Millionen Mark ergab. Bei der Anlage des 
neuen Kapitals wurde in der Hauptsache die För­
derung des Kleinmohnungsbaues und die Kredit­
gewährung an gemeinnützige sozial-hygienische An­
stalten berücksichtigt. 3m Jahre 1925 sind für den 
Kleinwohnungsbau 2.7 Millionen Mark, für ge­
meinnützige Anstalten 725 000 Mark bewilligt 
morden.

Alters- und Hlnterbliebcncnversicherung in der 
Schweiz. Nachdem der Versuch, eine eidgenössische 
Alters-, Hinterbliebenen- und Invalidenversicherung 
teilweise aus Mitteln direkter Besteuerung zu finan­
zieren. in Gestalt der Initiative Nvthcnbergcr vor 
einigen Monaten durch Volksabstimmung verworfen 
morden ist, hat am 6. Dezember 1925 das Schweizervolk 
der Regierungsvorlage zugestimmt, welche den Bund 
beauftragt, die Alters- und Hinterbliebcnenversichc- 
rung cinzuführcn und ihn befugt, später auch eine 
Invalidenversicherung zu schaffen. Die Vorlage war 
das Ergebnis eines jahrelangen zähen Kampfes 
gegen soziale Rückständigkeit in weiten Kreisen der 
Besitzenden. Die durch eine sehr eifrige Propa­
ganda vorbereitete Abstimmung ergab ein starkes 
Mehr für die Vorlage. Immerhin' brachten einige 
Kantone eine ablehnende Mehrheit auf. Durch die 
Volksabstimmung erhält die Eidgenössische Ver­
fassung die folgenden Zusätze:

„Art. 34 quater.
Der Bund wird auf dem Wege der Gesetz­

gebung die Alters- und Hinterblicbcncnversicherung

einrichten: er ist befugt, auf einen späteren Zeit­
punkt auch die Invalidenversicherung einzuführen.

Er kann die Versicherungszweige allgemein oder 
für einzelne Bevölüerungsklajsen obligatorisch er­
klären.

Die Durchführung erfolgt unter Mitwirkung der 
Kantone: es können öffentliche und private Ver­
sicherungskassen bcigezogen werden.

Die beiden ersten Versicherungszweige sind 
gleichzeitig cinzuführcn.

Die finanziellen Leistungen des Bundes und 
der Kantone dürfen sich zusammen auf nicht mehr 
als die Hälfte des Gcsamtbcdarfes der Versicherung 
belaufen.

Vom 1. Januar 1926 an leistet der Bund einen 
Beitrag in der Höhe der gesamten Einnahmen aus 
der fiskalischen Belastung des Tabaks an die Alters­
und tzinterbliebcncnversichcrung.

aus 
tcr
lasscnenversicherung verwendet.

Art. 41 ter.
Der Bund ist befugt, den rohen und verarbei­

teten Tabak zu besteuern."
Die Verfassungsbcstimmung zieht für die 

öffentlichen Beiträge eine Grenze, aber sie ist so 
weit, das; unter Anrechnung eines bescheidenen 
Arbeitgcberbeitrages den Versicherten, speziell aus 
minderbemittelten Kreisen, nicht mehr als ungefähr 
ein Drittel dessen zu leisten übrig bleibt, was die 
Institution ihnen bietet (Bundesrat Schulthetz). Die 
Beiträge des Bundes sollen durch die fiskalische Be­
lastung des Tabaks und die Besteuerung des -Alko­
hols aufgebracht werden. Auf diese Weise braucht, 
wie die Gegner der Heranziehung direkter Stcuer- 
crträge zu den eidgenössischen Lasten der Sozial­
versicherung etwas euphemistisch sagen, das Bnndes- 
budget nicht wesentlich in Mitleidenschaft gezogen 
zu werden. Die gesamte Finanzierung der Altcrs- 
und Hinterblicbcnenversichcrung, die eine jährliche 
Ausgabe von 75—80 Millionen erfordert, wird in 
der Weise erfolgen, das; Bund und Kantone 30— 
35 und die Arbeitgeber etwa 14 Millionen im 
Jahr beitragen, während 30 Millionen durch Prä­
mien von 30 bis 35 Franken im Jahr auszubringen 
sind. Die Alters- und Hinterlasscnenrente, die durch 
jene Beiträge sichergestcllt wird, soll 400 Franken 
betragen, wobei vorausgesetzt ist. das; etwa ein Vier­
tel der Berechtigten, und zwar alle diejenigen, 
die auf den Bezug nicht angewiesen sind, auf die 
Rente verzichten. 5*—>-

einer künftigen fiskalischen Belastung gcbrann>- 
Wasser wird für die Alters- und Hinter-

RechtSauSrunfte.
Bearbeitet von Direktor K ü r s k c. Neukölln.

Borläufige Fürsorge stets Aufgabe des Verbandes 
des jeweiligen Aufenthalts.

Anfrage des Kreisaufchufses R.
Seit langen Jahren hält sich Frau N. bei einem 

Bruder im Kreise H. auf. obwohl sie seit dem 
l. Oktober 1917 hier im Kreise R. eine eigen« 
Wohnung mit eigenen Möbeln besitzt und diese 
anderweit gegen schwankenden Mietzins ver­
mietet hat.

Am 31. 3. 1925 beantragte Frau N. Klcin- 
rcntnerunterstützung bei dem Bczirksfürsorgeverband 
in 5). Dieser lehnte die Gewährung mit der-Be­

gründung ab, das; Frau N. ihren gewöhnlichen
Aufenthalt in R. habe und der Bczirksfürsorgcver- 
band R. zur Zahlung der Klcinrcntncruntcrstützung, 
verpflichtet sei.

Nach den angcstclltcn Ermittlungen ist ein­
wandfrei fcstgcstcllt. das; Frau N. seit längen
Jahren nur zeitweise einige Tage in ihrer Woh­
nung aufhaltsam ist, und zwar im Jahre 1924
etwa 6 Tage und im April 1925 etwa einen Tag. 
Polizeilich gemeldet ist Frau % in R. nicht mehr.

Wer ist zur Gewährung der Kleinrentnerbei­
hilfe verpflichtet, der Bczirksfürsorgeverband R. 
oder der Bczirksfürsorgeverband 5).?
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Antwort.
Wo Frau N. ihren gewöhnlichen Aufenthalt 

begründet hat, ist zunächst unerheblich. Vor­
läufig fürforgcpflichtig ist nach § 7 Abf. 1 RFB- 
stets derjenige Bezirksfüriorgeverband, in dessen 
Bezirk sich der Hilfsbedürftige bei Eintritt der 
Hilfsbedürftigkeit sich befindet, d. h. in dessen 
Bezirk er sich tatsächlich, wenn auch nur vorüber­
gehend, aufhält. Dieser Verband hat zunächst 
unter allen Umstünden Hilfe zu gewähren; 
er hat dann aber, wenn er eingetreten ist, gegebenen­
falls gemäß § 14 RFV. einen Ersatzanspruch gegen 
den endgültig verpflichteten Fürsorgeverband. 
Lehnt er sein Einschreiten ab, so macht er sich einer 
Pflichtverletzung schuldig.

Im vorliegenden Falle ist daher untevallen 
Umständen der Bezirksfürsorgeverband H. im 
Falle der Hilfsbedürftigkeit zur vorläufigen Ge­
währung von Kleinrentnerunterstützung verpflichtet. 
Darüber kann gar kein Zweifel bestehen. Die Ab­
lehnung mit Hinweis darauf, daß Frau N. im 
Bezirksfürsorgeverband R. den gewöhnlichen Aufent­
halt begründet habe, ist rechtswidrig.

Ob der Bczirksfürforgeoerband im vor­
liegenden Falle ersatzpflichtig ist, ist eine Frage, die 
R. erst zu prüfen braucht, nachdem der Bezirks­
fürsorgeverband 5). tatsächlich Unterstützung gewährt 
und den Anspruch nach § 18 RFV. (binnen 3 Mo­
naten) beim Bczirksfürforgeoerband R. angemeldet 
hat. H. hat alsdann den entsprechenden Bewois 
zu führen. K.

Zurückgrcifen auf Tatumstände aus der Zeit vor 
dem 1. 4. 1924 auf Grund des 8 9 RFD. An­

stalten im Sinne des 8 9 RFB. 
Anfrage des städt. Fürsorgeamts D.

Wir bestätigen den Empfang der Auskunft 
vom 6. d. M. Damit treten Sie der Ansicht des 
Bezirksfürforgevcrbandes K. bei mit der Begrün­
dung, daß sie im Einklang stehe mit der Recht­
sprechung des Bundesamts für das tzcimatwesen in 
Sachen Stuttgart gegen Memmingen vom 28. 2. 25.

Unsere Meinungen gehen in dieser Sache vor­
erst noch auseinander. In einer Entscheidung des 
Bundesamts für das Heimatwescn vom 16. 5. 25 
in Sachen des Preuß. Bczirksfürsorgeverbands 
Stadt Berlin wider den Preuß. Landesfürsorge^ 
verband, früheren Landarmenverband. Provinz 
Schleswig-Holstein ist unter Hinweis auf das Ur­
teil des Bundesamts in Sachen Stuttgart gegen 
Memmingen nochmals hcroorgehoben, daß hinsicht­
lich der am 1. 4. 1924 schwebenden Pflcgcfälle der 
Ermittlung des nach der RFB. seit 1. 4. 1924 zur 
endgültigen Fürsorge verpflichteten Verbandes der 
Eintritt der Hilfsbedürftigkeit vor 
de m 1. 4. 1924 zugrunde zu legen ist. Die 
Hilfsbedürftigkeit der Kleinrentnerin St. ist am 
1. 8. 1923 in erkennbarer Weise hervorgetretcM. 
während der Eintritt in die Anstalt am I. 10. 1912 
erfolgte.

Wir möchten zunächst bestreiten, daß cs sich 
bei der fraglichen Stiftung um eine Anstalt 
im Sinne des 8 0 Abs. 1 RFB. handelt. Wir 
möchten bezweifeln, ob der Gesetzgeber unter son­
stigen Fürsorgcanslaltcn Anstalten wie ’ fragliche 
Stiftung im Auge gehabt hat. Würde die Klcin- 
rentnerin St. beispielsweise im Jahre 1895 in 
diese Stiftung cingetreten sein, so müßte auch nach 
der dortigen Auffassung nach 30 Jahren der Bc- 
zirksfürsorgeverband D. die endgültige Fürsorge ab

1. 4. 1924 übernehmen, ein Zustand, der jedenfalls 
nicht verständlich ist.

Antwort.
Die Ausführungen des Bundesamts im Rechts­

streit Etuttgart/Memmingen lassen klar erkennen, 
daß in einem Falle, wie im vorliegenden, wo sich 
der Hilfsbedürftige bei Eintritt der Hilfsbedürf­
tigkeit bereits in einer Anstalt im Sinne des 8 9 
RFB. befand, mit Rücksicht auf die Bestimmung 
des § 9 Abf. 2 auf die Zeit des erstmaligen Ein­
tritts in die Anstalt zurückgcgriffcn werden muß. 
(Siche den Sachverhalt in dem genannten Rechts­
streit — Seite 106 — und die Schlußausführungen 
des Bundesamts —- Seite 109 der „Fürsorge", 
Jahrgang 1925 —.)

Daß unter Umständen auf weit zurückliegende 
Zeiten zurückgegrisfen werden muß — z. B. bei 
einer Aufnahme im Jahre 1895 auf eine Zeit vor 
30 Jahren — ist richtig, ändert aber hieran nichts. 
Uns sind bereits derartige Fälle bekannt geworden.

Eine andere Frage ist allerdings die, ob dUe 
betreffende Stiftung als Anstalt im Sinne des 8 9 
anzusehen ist. Diese Frage ist aber u. E. zu be­
jahen. U. E. gehört die Stiftung, da sie die Auf­
gabe hat. heimbedürftigen Personen eine ange­
messene Versorgung zu bieten, zu den „Fürsorgc- 
anstalten" im Sinne des 8 9. K.

Die Bestimmungen der RFD. über Kostenersatz 
gelten für jede Art von Fürsorge.

Anfrage des Stadtrates zu R.
In der Unterstützungssache eines staatenlosen 

Hilfsbedürftigen ist die Anmeldung des Anspruchs 
gemäß 8 18 der RFV. diesseits unterblieben in 
der Annahme, daß diese Bestimmung bei Aus­
ländern, Staatenlosen usw. nicht in Frage kommt. 
In vorliegendem Falle ist die einwandfreie Füst-i 
stellung der Staatsangehörigkeit erst nach einem 
Jahre möglich gewesen. Der zuständige Landesfür­
sorgeverband hat die endgültige Fürsorgepflicht in 
Tarifhöhe (täglich 50 Pf. in einer geschlossenen 
Anstalt) anerkannt, lehnt aber die Erstattung der 
Vcrpflegungskostcn. die drei Monate vor der An­
meldung entstanden sind, ab. Von den seit 1. No­
vember 1923 entstandenen Kosten im Betrage von 
1043,30 M. wird uns der geringe Betrag von 
111— M. zur Erstattung zugesichert.

Wir bitten um recht baldige Mitteilung, ob die 
Bestimmung wegen der Anmeldung des Anspruchs 
auch auf Ausländer, Staatenlose usw. maßgebend 
ist und ob der Landcsfürsorgeverband in diesem 
Falle nur die Tarifkostcn, die bei einem täglichen 
Aufwand von 2,50 M. nur 50 Pf. betragen, zu 
ersetzen braucht, oder ob diesseits die Kosten in 
vollem Umfange gefordert werden können.

Antwort.
Die Bestimmungen über den Kostencrsatz gelten 

für jede Art von Fürsorge, die auf Grund der 
Fürsorgepflichtverordnung zu gewähren ist. also auch 
für die Unterstützung von Ausländern, Staatenlosn 
usw. . Der Ersatzanspruch hätte daher im vorliegen­
den Falle, da der ersatzpflichtige Fürsorgeverband 
nicht rechtzeitig ermittelt werden konnte, nach 8 18 
Abs. 3 a.a. O. binnen drei Monaten bei der Auf­
sichtsbehörde angemeldet werden müssen. Da dies 
nicht geschehen ist, so sind nach 8 18 Abs. 4 nur 
die Kosten ersatzpflichtig, die drei Monate vor der 
Anmeldung entstanden sind oder nachher entstellen. 
Für die Höhe des Koftenersatzes sind auch im vor­
liegenden Falle die Tarifsätze maßgebend. K.
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Tagungskalender.
2 7. — 2 8. M a i 26: Nürnberg. 9. Deutscher 

Kongreß für Kriippelfürsorge in Nürnberg. (Näheres 
zu erfragen bei Dr. Rosenfekd, Nürnberg, Frommann- 
straße 23.)

2 9. Mai — I. Juni' 192 6: Darm st ad t. 
3. evang. Frauentag Deutschlands in Darmstadt.

1.—4. Funi 192 6: Amsterdam. Kongreß 
für Innere Mission und Diakonie in Amsterdam.
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wart, Wohlfahrtsblätter für die Provinz Han­
nover. Nr. 12. Dezember 1925.

Freie Wohlfahrtspflege.
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Nr. 6. November/Dezember 1925.

Der amtliche Entwurf eines Allgemeinen Deutschen 
Strafgesetzbuches und der Iügcndschutz, Amts­
gerichtsrat Francke, Zcntralblatt für Iugendrecht 
und Fugendwohlfahrt, Nr. 9. Dezember 1925.

Die Wirkungen der amerikanisch-deutschen Kinder­
speisung auf das deutsche Hilfsmerk. Hans Gramm. 
Berlin, Deutsche Zeitschrift für Wohlfahrtspflege, 
Nr. 9. Dezember 1925.

Iugendnot und Iugendhilfe, Stadtrütin K. Wcyl, 
Berliner Wohlfahrtsblatt. Nr. 12. Dezember 1925.

Der wundeste Punkt der Jugendfürsorge. Dr.' Ro­
bert Linke, Soziale Arbeit. Nr. 7/8. Dezem­
ber 1925.

Eine Lücke in der Kinderfürsorge, Dr. O. Reinach. 
Blätter für Gesundheitsfürsorge. Nr. 4. Novem- 
bcr/Dezember 1925.

Zwei neue Gesetzentwürfe zum Schutze der Jugend, 
Dr. Ruth Weiland, Berlin. Soziale Berufsarbeit, 
Nr. 11/12. Novcmbcr/Dezember 1925.

Jeremias Gotthelf über die Erziehung verwaister 
und verwahrloster Kinder, Dir. Peter Mauel, 
Iugendwohl. Nr. 6. Nooember/Dezember 1925.

Fürsorger und Jugendamt in der Fürsorgeerzie­
hung. Landesrat Dr. Saarbourg. Düsseldorf, Die 
Wohlfahrtspflege in der Nheinprovinz. Nr. 16. 
16. Dezember 1925.

tzelferdienst der evangelischen Kirche bei der offenen 
Jugendfürsorge. Pfarrer Ruhnke. Evangelische 
Iugendhilfe. Nr. 12. Dezember 1925.

Der Pflichtkindcrgarten Zentralblatt für Iugend­
recht und Iugendwohlfahrt, Nr. 9. Dezember 1925.

Das neue sozialdemokratische Schulprogramm im 
Lichte der Sozialpüdagogik, Deutsche Lehrer-Zei­
tung, Nr. 49. 4. Dezember 1925.

Der Gcsetzentivurf über die Rechtsstellung der Un­
ehelichen, Archiv für Soziale Hygiene und Demo­
graphie. Nr. 2. November 1925.

Die künftige Regelung der Rechte des unehelichen 
Kindes, Rechtsanwältin Dr. Marie Munk. Ber­
lin. Die Frau, Nr. 3. Dezember 1925.

Bringt der Rcgicrungscntwurf über die unehelichen 
Kinder diesen wirklich eine Besserstellung. Nach­
richtendienst des Deutschen Vereins für öffentliche 
und private Fürsorge. Nr. 68. Dezember 1925.



Deutsche Zeitschrift für Wohlfahrtspflege. 475

?er Gesetzentwurf über das Unehelickenrecht, W. 
Steinhilber, Blätter der Zentralleitung für 
Wohltätigkeit in Württemberg, Nr. 20/21. No­
vember 1925.

Der Gesetzentwurf über das Unehelichenrecht, Her­
mann Opitz, Kommunale Mitteilungen, Hannover, 
Nr. 94/99. 6./19. Dezember 1925.

Pflegemütter, Med.-Nat Dr. Boege, Ueckermünde, 
Die Wohlfahrt, Nr. 23/24. 15. Dezember 1925.

Der Begriff Pflegekind im bürgerlichen Recht. 
Strafrecht, Neichsjugcndwohlfahrtsgesetz, Reichs- 
versorgungsgc-sctz und in der Reichssürsorgeverord- 
nung, Oberreg.-Rat Dr. Behrcnd, Die Fürsorge, 
Rr. 24. 20. Dezember 1925.

Das Pfiegekinderwescn in Bayern — eine stati­
stische Studie —. Blätter für öffentliche Fürsorge 
und soziale Versickerung, Nr. 24. 15. Dezember 
1925.

Aintsvormundschaft und Einzelvormundschaft. Frau 
Landesverwaltungsrat Hopmann, Die Wohlfahrts­
pflege in der Rheinprovinz, Düsseldorf, Nr. 15. 
1. Dezember 1925.

Reichsrechtliche oder landesrechtliche Regelung der 
Beurkundung von vollstreckbaren Untcrhaltsver- 
pflichtungen bei den Jugendämtern? Nachrichten­
dienst des Deutschen Vereins für öffentliche und 
private Fürsorge. Nr. 68. Dezember 1925.

Die Beitreibung von Unterhaltskosten. Verw.-Ober- 
fckretär 5). Köhl, Pommersche Wohlfahrtsblätter. 
Nr. 3. Dezember 1925.

'Adoptionsvermittlungsstellen bei Jugendämtern, 
Nachrichtendienst des Deutschen Vereins für öffent­
liche und private Fürsorge. Nr. 68. Dezember 
1925.

Die Freizeit der Fugend als sozial-pädagogisches 
Problem, Dr. Bruno Klopfer, Das junge Deutsch­
land. Nr. 12. Dezember 1925.

Der Entwurf eines Gesetzes zur Bewahrung der 
Jugend vor Schund- und Schmutzschriften, So­
ziale Praxis. Nr. 51. 17. Dezember 1925.

Schutz der Fugend gegen Schädigungen durch schlechte 
Literatur und Lustbarkeiten, Nachrichtendienst des 
Deutschen Vereins für öffentliche und private' Für­
sorge. Nr. 68. Dezember 1925.

Zum Entwurf eines Gesetzes zur Bewahrung der 
Fugend vor Schund- und Schmutzschriftcn, Zen- 
tralblatt für Fugendrecht und Fugendwohlfahrt. 
Nr. 9. Dezember 1925.

Unsere Ostern-Schulentlassenen, Erica Schneider, 
Fugend- und Volkswohl. Nr. 9. Dezember 1925.

Was soll aus den schulentlassenen Hilssschülern 
werden? Hilfsschulrektor A. Griesinger, Frank­
furt a. M., Frankfurter Wohlfahrtsblätter, 
Nr. 6/9. November/Dezember 1925.

Grundsätze zur Regelung der Kinderarbeit auf dem 
Lande. Dr. Helene Simon. Schlesische Wohl­
fahrt. Nr. 23. 5. Dezember 1925.

Das Kind in der Landwirtschaft, Magdalene Mulen. 
Soziale Praxis, Nr. 51. 17. Dezember 1925.

Kinderarbeit aui dem Lande. Das Land. Nr. 12. 
Dezember 1925.

Der Schutz der Kinderarbeit in der Landwirtschaft, 
Schlesische Wohlfahrt. Nr. 23. 5. Dezember 1925.

Zugcndgerichtshilfe und soziale Gcrichtshilfe, Frank­
furter Wohlfahrtsblätter. Nr. 8/9. November/ 
Dezember. 1925.

Richtlinien für die Ausübung der Schutzaufsicht 
über einen Minderjährigen gemäß §§ 56 bis 60 
R2WG. vom 9. Fuli 1922, Pommcrsche Wohl- 
sahrtsblätter, Nr. 3. Dezember 1925.

Die Persönlichkeit in der Fürsorgeerziehung. Die 
Wohlfahrt. Nr. 23/24. 15. Dezember 1925.

Gefährdelenfürsorge.
Wege und Ziele der Gefährdetenfürsvrge, Anna 

Pappritz. Deutsche Krankenkasse, Nr. 49. 3. De­
zember 1925.

Gutachten des Deutsch - evangelischen Kirchew- 
ausschusses zum Entwurf eines Bcwahrungs- 
gesetzes, Nachrichtendienst des Deutschen Vereins 
für öffentliche und private Fürsorge, Nr. 68. De­
zember 1925.

Kursus zur Einführung in die Sittlichkeitsfrage. 
Nachrichtendienst des ev. Hauptwohlfahrtsamtes, 
Nr. 7. Dezember 1925.

Die Durchführung der Gefährdetcnfürsorge in Cott- 
bug, Brar.denburgisches Nachrichte! blatt für Wohl­
fahrtspflege, Nr. 6. November 1925.

Mädchenseelsorge in Rom. Kuratus Leufkens. Rom. 
Mädchenschutz. Nr. 1/2. Oktober/Dezember 1925.

Die Norwegische Seemannsmission, Pastor 
S. v. Schartum. Bergen, Blätter für Seemanns­
mission, Nr. 3/4. Dezember 1925.

Aus der Sprechstunde eines Seemannspastors, 
Christiansen, Genua, Blätter für Seen anns- 
mission, Nr. 3/4. Dezember 1925.

Die skandinavischen Secmannshcime, Pastor Niels 
S^een, Blätter für Seemannsmission. Nr. 3/4. 
Dezember 1925.

Strafgefangenenfürsorge.
Was bringt das neue Neichsstrafgcsetzbuch? Dr.' 

Marie Elisabeth Lüders, M. d. R.. Die Frau, 
Nr. 3. Dezember 1925.

Gesundheitspolitik und Strafrechtsreform, Ludwig 
Ebermayer, Leipzig, Archiv für Soziale Hygiene 
und Demographie, Nr. 2. November 1925.

Medizinische nnd sozialhygienische Gesichtspunkte bei 
der Sozialen Gerichtshilfe und Strafentlassenen­
fürsorge. Dr. Heinrich Brieger. Frankfurt a. M.. 
Frankfurter Wohlfahrtsblätter, Nr. 8/9. Novem­
ber/Dezember 1925.

Sachsen kümmert sich um die Strafentlassenen., 
Oberreg.-Rat Flicgert, Soziale Arbeit, Nr. 7/8. 
Dezember 1925.

Die evangelische Kirche und der Strafvollzug. 
Strafanstaltspfarrcr W. Borning, Frankfurt 
a. M.. Die Innere Mission, Nr. 12. Dezember 
1925.

Soziale Gerichtshilfe. Alfred Bozi, Bielefeld, 
Deutsche Zeitschrift für Wohlfahrtspflege. Nr. 9. 
Dezember 1925.

Soziale Gerichtshilfe und Strafcntlassenenfürsorge. 
Kommunale Mitteilungen. Hannover, Nr. 99/100. 
27. Dezember 1925.

Soziale Gerichtshilfe, Alfred Bozi, Bielefeld, 
Frankfurter Wohlfahrtsblätter. Nr. 8/9. Novem- 
bcr/Dezembcr 1925.

Soziale Gcrichtshilfe, Der Helfer, Nr. 6. Dezem­
ber 1925.

Neuerscheinungen auf dem Gebiete der sozialen 
Gcrichtshilfe, Mag.-Rat Dr. Michel. Frankfurt, 
Frankfurter Wohlfahrtsblätter, Nr. 8/9. Novem- 
bcr/Dezember 1925.

Gefängnisgcdanken in den Bereinigten Staaten. 
Anna L. Curtis, Soziale Arbeit. Nr. 7/8. Dezem­
ber 1925.

Wöchnerinnenfürsorge.
§ 1715 BGB. und Wochcnfürsorge, Nachrichten­

dienst des Deutschen Vereins für öffentliche und 
private Fürsorge, Nr. 68. Dezember 1925.



476 Deutsche Zeitschrift für Wohlfahrtspflege.

Kriegsbeschädigten- und -Hinterbliebenen-
fürforqe.

Der Kriegsblinde im Beruf, v. Dr. Claessens, 
Deutsche Zeitschrift für Wohlfahrtspflege, Nr. 9. 
Dezember 1925.

Nachklänge zu den Iuli-Reichstagsverhandlungen,
0. Schmalfuß-Hof, Der Kriegsblinde, Nr. 12. 
Dezember 1925.

Das Bettelunwesen Kriegsbeschädigter, Geschäfts­
führer B. Piepgras, Düsseldorf, Die Wohlfahrts­
pflege in der Rheinprovinz, Düsseldorf. Nr. 15.
1. Dezember 1925.

Arbeitsfürsorge für Kriegermitwen, v. Dr. Claessens. 
Deutsche Zeitschrift für Wohlfahrtspflege, Nr. 9. 
Dezember 1925.

Reichstag und Generalspensionen, von Oberst a. D. 
v. Rauch. Deutscher Offizier-Bund, Nr. 36. 
21. Dezember 1925.

Die Doppeloersorgung im neueren Militärversdr- 
gungsrecht, Reichsarbeitsblatt. Nr. 46. 9. De­
zember 1925.

Wohnungsfürsorge.
• Wohnungsproblem und Wohnungsstatistik, Dr. M. 

Beckh, Reichsarbeitsblatt. Nr. 48. 24. Dezem­
ber 1925.

Gesetzliche Mie*e für den Monat November 1925, 
Reichsarbeitsblatt, Nr. 45. I. Dezember 1925. 

Der gegenwärtige Stand der Wohnungszwangswirt- 
schaft. Preußische Gemeinde-Zeitung, Nr. 35. 
11. Dezember 1925.

Die neuen reichsrechtlichen Vorschriften über die 
Finanzierung des Wohnungsbaus, Reg.-Präsi­
dent Krüger, Westfälisches Wohnungsblatt, Nr. 12. 
Dezember 1925.

Wohnungsnot und Wohnungsbau. Die Gemeinde, 
Nr. 24. Dezember 1925.

Die Wohnungsnot. Kurt Krex, Haynau i. Schl., 
Der Bchörden-Angestellte, Nr. 12. 15. Dezem­
ber 1925.

Die Organisation des Zwecksparens für den Woh­
nungsbau in Hessen, Rcg.-Rat Dr. Rindfuß. 
Westfälisches Wohnungsblatt, Nr. 12. Dezem­
ber 1925.

Förderung des Wohnungsbaues, Meyer, Woh­
nungswirtschaft. Nr. 24. 15. Dezember 1925.

Förderung des Wohnungsbaues in Preußen, Meyer, 
Westfälisches Wohnungsblatt. Nr. 12. Dezember 
1925.

Kommunalanleihen für den Wohnungsbau. Paul 
Fischer, Die Gemeinde, Nr. 23. Dezember 1925. 

Hauszinsstcuerfragen, Dr.-Fna. Düttmann, Düssel­
dorf, Rheinische Blätter für Wohnungsbau und 
Baubcratung, Nr. 12. Dezember 1925. 

Hauszinssteuerhypotheken und Wohnungsncubau, 
Stadtrat Dr. Mai, Halle, Preußisches Verwal­
tungs-Blatt, Nr. 10. 5. Dezember 1925.

Die Hauszinssteuer in Berlin, Mitteilungen der 
Industrie- und Handelskammer zu Berlin, Nr. 10. 
25. November 1925.

Bevölkerungsentwicklung und Wohnungsbcdarf in 
Berlin, Dr. Büchner. Berlin, Berliner Wirtschafts- 
bcrichte, Nr. 46. 21. November 1925.

Der Wohnungsbedarf im Ruhrkohlenbezirk. Dr. 
Rehorn, Essen, Rheinische Blätter für Woh­
nungsbau und Bauberatung. Nr. 12. Dezember 
1925.

Der Wohnungsbedarf im Ruhrkohlenbezirk, Dr. 
Rehorn. Reicksarbeitsblatt. Nr. 48. 24. Dezem­
ber 1925.

Wohnungspolitische Forderungen, Stadtrat Dr. Leh­
mann. Liegnitz. Deutsche Zeitschrift für Wohl­
fahrtspflege, Nr. 9. Dezember 1925.

Wohnungsbau und Gartenstädte in Holland und 
England. Gustav Wolf. Westfälisches Wohnungs­
blatt. Nr. 12. Dezember 1925.

Die Wohnungsverhältnisse in den Vereinigten Staa­
ten,.Dr. Brandt. Soziale Praxis, Nr. 52. 24. De­
zember 1925.

FlüchllingSfürforge.
Kleinkinderfürsorge im Optantenlager, W. Zühls­

dorf. Die christliche Kinderpflege, Nr. 12. De­
zember 1925.

Arbeitsfürsorge.
Arbcitsfürsorge, M. Zschucke, Dresden. Archiv für 

Soziale Hygiene und Demographie, Nr. 2. No­
vember 1925.

Berufswahl und Berufsberatung, Kommunale Mit­
teilungen, Hannover. Nr. 99/100. 27. Dezember 
1925.

Grundfragen des Berufsschulwesens, Dr. F. Scheid!, 
Lehrlingsschutz, Heft 11/12. 1. Dezember 1925.

Die Fortbildungsschule, ihre gegenwärtige Schranken 
und ihre zukünftigen Möglichkeiten, Karl Men­
nicke, Das junge Deutschland, Nr. 12. Dezem­
ber 1925.

Die Vermittlungstätigkeit der gewerbsmäßigen 
Stellenvermittler im 2. Vierteljahr 1925. Reichs­
arbeitsblatt, Nr. 48. 24. Dezember 1925.

Die Bedeutung der Berliner Arbeitsvermittlung im 
Rahmen der Reichsstat'stik, Dir. Dr. Erdmann 
Graack, Berliner Wirtschaftsberichte. Nr. 50. 
19. Dezember 1925.

Arbeitsvermittlung der Inneren Mission, P. Eey- 
fcrth, Die Innere Mission, Nr. 12. Dezember 
1925.

Verordnung über das Lehrlingswesen (auf Grund 
der Gesetze betr. gewerbliche Schiedssprechung von 
1916 bis 1923) vom 28. September 1923 (Austra­
lien). Reichsarbertsblatt, Nr. 45. 1. Dezember
1925.

Die wirtschaftliche Durchführbarkeit eines ausrei­
chenden Urlaubes und einer angemessenen Ar­
beitszeit für erwerbstätige Jugendliche, Dr. Hein­
rick König, Das junge Deutschland, Nr. 12. 
Dezember 1925.

Die Herkunft der Absolventinnen von Haushal- 
tungsschulcn, Olly Schwarz. Blätter für das 
Wohlfahrtswesen der Stadt Wien, Nr. 252. No- 
vember/Dezcmber 1925.

Fürsorge für erwerbslose Jugendliche in Düssel­
dorf, Dr. Friedrich Schlünz, Lehrlmgsschutz, 
Heft 11/12.- 1. Dezember 1925.

Die Voraussetzungen für den wirtschaftlichen und 
sozialen Aufstieg der Arbeitnehmer, Jakob Kaiser. 
Köln, Soziale Korrespondenz, Sondernummer.
2. November 1925.

Gesetzlicher Arbeiterschutz auf der Ausstellung „Ge­
sundheit und Arbeit" in Essen, Reichsarbeits­
blatt. Nr. 43. 16. November 1925.

Die Stellenlosigkeit der Angestellten, Vorläufige 
Ergebnisse der Erhebung vom 16. Juli 1925. 
Rcichsarbcitsblatt, Nr. 44. 24. November 1925.

Die Not der älteren erwerbslosen Angestellten! in 
Frankfurt a. M.. Die Dringlichkeit einer beson­
deren Aktion, Stadtrat Dr. Schlotter, Der Hel­
fer, Nr. 6. Dezember 1925.
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$>ie Arbeitslosigkeit der Angestellten und deren Be­
kämpfung in Deutschland, Akbin Michel. Ar- 
bciterschutz, Nr. 24. 15. Dezember 1925.

Eondermaßnahmen der öffentlichen Arbeitsnach­
weise zur Unterbringung stellenloser Angestellter, 
Ncichsarbejtsblatt, Nr. 45. 1. Dezember 1926.

Kommender Mangel an Arbeitskräften statt Ar­
beitslosigkeit, Reichsarbeitsblatt, Nr. 44. 24. No­
vember 1925.

Vorläufige Landarbeitsordnung, Versorgungsgesetz 
und Arbcitsgerichtsbarkeit, Reichsarbeitsblatt, 
Nr. 46. 9. Dezember 1925.

Bemerkungen zum Entwurf eines Arbeitsgerichts- 
gcsetzes, Dr. G. Flatow, Reichsarbeitsblatt. Nr. 45. 
1. Dezember 1925.

Kommunale Arbeitsgeräte, Bürgermeister Klimpel- 
Freital, Die Gemeinde, Nr. 24. Dezember 1925.

Sic Einbeziehung der Streitigkeiten aus unerlaubter 
Handlung in die Arbeitsgerichtsbarkeit, vr. G. Fla- 
tow, Reichsarbeitsblatt, Nr. 44. 24. November 
1925.

Die Frau in der Betriebsvertrctung, Margarets 
Trapp, Reichsarbeitsblatt, Nr. 44. 24. November 
1925.

Frauenarbeit in den Vereinigten Staaten von Nord­
amerika, Müdchenschutz, Nr. 1/2, Oktobcr/Novem- 
ber 1925.

Die ausländischen Arbeiter in Industrie, Handel 
und häuslichen Diensten, Reichsarbeitsblatt. 
Nr. 44. 24. November 1925.

Erwerbslosenfürsorge.
Die Erwerbslosigkeit in Deutschland und ihre Be­

kämpfung, Bruno Broecker, Not und Hilfe, 
Nr. 7. 31. Dezember 1925.

Denkschrift über die Sozialversicherung und die Zu­
sammenstellung der Ergebnisse in der Erwerbs- 
lofenfürsorge 1923/25, Reichsarbeitsblatt Nr. 47. 
16. Dezember 1925.

Erwerbslosenfürsorge und Wohlfahrtspflege, vr. 
Michalke, Düsseldorf. Die Wohlfahrtspflege in 
der Rheinprooinz, Nr. 16. 16. Dezember 1925.

Einnahmen und Ausguben der deutschen Erwerbs­
losenfürsorge seit dem 1. Juli 1924, Reichsarbeits­
blatt. Nr. 47. 16. Dezember 1925.

Die Erwerbslosenhilfe der Stadt Berlin, Nach­
richtendienst des Deutschen Vereins für öffentliche 
und private Fürsorge. Nr. 68. Dezember 1925.

Weitere Voraussetzungen und Bestimmungen für 
die Erwerbslosen-Unterstützung, Soziale Fürsorge 
im Verwaltungsbezirk Kreuzbcrg, Nr. 9. Dezem­
ber 1925.

Der Kampf um eine gerechte Unterstützung der Ar­
beitslosen, Gewerkschafts-Zeitung. Nr. 51. 19. De­
zember 1925.

Ausführungsvorfchriftcn zur Sonderunterstützung an 
Arbeitnehmer des Tabakgewerbes, Nachrichten­
dienst des Deutschen Vereins für öffentliche und

n private Fürsorge. Nr. 68. Dezember 1925.
Zahlung der Neiseunkostcn an Erwerbslose bei 

auswärtiger Arbeitsaufnahme, Stadtrat vr. Leh- 
mann, Liegnitz, Preußisches Verwaltungs-Blatt, 
Nr. 11. 12. Dezember 1925.

Unterstützung Streikender und Ausgcspcrrtcr aus 
Mitteln der Wohlfahrtspflege, Nachrichtendienst 
des Deutschen Vereins für öffentliche und private 
Fürsorge Nr. 67. November 1925.

Unterstützung Streikender. Nachrichtendienst des 
Deutschen Vereins für öffentliche und private Für­
sorge, Nr. 68. Dezember 1925.

Die öffentlichen Notstandsarbeitcn in Gefahr, Hans 
Rollwagen, Die Gemeinde, Nr. 23. Dezem­
ber 1925.

Reich, Länder und Gemeinden in der Arbeitslosen­
versicherung. Ncg.-Asscssor. vr. Dr. Herrnstadt, 
Oppeln, Soziale Praxis, Nr. 49. 3. Dezember
1925.

Arbeitslosenversicherung und soziale Fürsorge, Lan­
desrat Graf Rothkirch, Berlin. Deutsche Zeit-' 
schrift für Wohlfahrtspflege. Nr. 9. Dezember 
1925.

Grundziige der kommenden Arbeitslosenversicherung, 
vr. Erwin Münch, Berliner Wirtschaftsberichte. 
Nr. 49. 12. Dezember 1925.

Der neue Entwurf eines Arbeitslosenversicherungs­
gesetzes und die Gemeinden, W. Vollbrecht. 
Berlin. Die Gemeinde. Nr. 23. Dezember 1925.

Ein Gegenentwurf zum Arbeitslofcnversichcrungs-- 
gefetz, Nachrichtendienst des Deutschen Vereins für 
öffentliche und private Fürsorge, Nr. 68. De­
zember 1925.

Der Arbeitslosenversicherungsentwurf und die all­
gemeine Fürsorge, Nachrichtendienst des Deutschen 
Vereins für öffentliche und private Fürsorge, 
Nr. 67. November 1925.

Allgemeine Gesundheitsfürsorge.
Sozialpolitik und soziale Hygiene, F. Wolfs. Berlin, 

Archiv für Soziale Hygiene und Demographie. 
Nr. 2. November 1925.

Was ist und zu welchem Ende studiert man 
Sozialbiologre? Alexander Elster, Berlin, Archiv 
für Soziale Hygiene und Demographie, Nr. 2. 
November 1925.

Der internationale Gesundheitsdienst, vr. A. Oster­
mann. Volkswohlfahrt. Nr. 21. 1. November
1925.

Die grundsätzliche Bedeutung der ärztlichen Ge- 
werbeaufsscht für die Volksgcsundheit, vr. meci. 
Alfred Beyer, Deutsche Krankenkasse. Nr. 52. 
23. Dezember 1925.

Ist die rheinische Krankheitsstatistik durchführbar? 
Landesgewerbearzt vr. Teleky, Düsseldorf, 
Deutsche Krankenkasse, Nr. 52. 23. Dezember 
1925.

Die Familie als Objekt der Gesundheitsfürsorge, 
vr. F. Klose, Kiel, Blätter des Deutschen Roten 
Kreuzes, Nr. 12. Dezember 1925.

Aufklärung oder Erziehung in der Bolksgefund- 
heitsfürsorge, vr. meci. Kurt Finkenrath. Berlin. 
Blätter des Deutschen Roten Kreuzes, Nr. 12. 
Dezember 1925.

Der Unterricht auf dem Gebiete der Gesundheits- 
fürsorge im Deutschen Reich, G. Frey. Berlin. 
Archiv für Soziale Hygiene und Demographie. 
Nr. 2. November 1925.

Die sozialhygicnische und sozialpolitische Bedeutung 
der Behandlnngsanstalten, Stadtrat vr. Roeder, 
Der Kassenarzt, Nr. 48—52. Dezember 1925. 

Das Rote Kreuz in Deutschland, Die Wohlfahrts­
pflege in der Rheinprovinz, Düsseldorf, Nr. 15. 
1. Dezember 1925.

Die Neichsgcsundhcitswochc, Med.-Rat vr. G. 
Seiffert, Blätter für Gesundheitsfürsorge. Nr. 4. 
Novcmber/Dczcmber 1925.

Richtlinien für die vergleichbare Berechnung der 
Sterblichkeit von Fürsorge-Kindern, Oberrca.-Nat 
vr. E. Roeslc, Berlin, Gesundheitsfürsorge für 
das Kindesalter, Nr. 3. 1925.
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Forschung und Fürsorgearbcit des Kaiserin-Auguste- 
Victoria-Hauscs. Rcichsanstalt zur Bekämpfung 
der Säuglings- und Kleinkinderstcrblichkeit, Prof. 
Dr. Leo Langstein, Berlin, Gesundheitsfürsorge 
für das Kindesalter, Nr. 3. 1925.

Hygienische Anforderungen an geschlossene und halb- 
geschlossene Anstalten der Kinderfürsorgc, Prof. 
Dr. F. Lust, Karlsruhe, Gesundheitsfürsorge für 
das Kindcsalter, Nr. 3. 1925.

Schulhygiene und Schulkindcrfürsorge, W. Stephan. 
Mannheim. Archiv für Soziale Hygiene und 
Demographie, Nr. 2. November 1925.

Schulzahnpflege in Wien, Dr. Erna ©reiner, Blätter 
für das Wohlfahrtswcfen der Stadt Wien, Nr. 252. 
Novcmbcr/Dczcmber 1925.

Die Gelsenkirchener Kindcrgesundheitswoche, Ruhr- 
aebiet als Vorläufer der' Reichsgesundheitsivoche. 
Mitteilungen des Deutschen Städtctages, Nr. 12. 
1. Dezember 1925.

Zur Frage des Berufsschularztcs, Dr. med. Erna 
Lanzen^ Das junge Deutschland, Nr. 12. Dezem­
ber 1925.

Die soziale Krankenhausfttrsorge in Amerika als 
Trägerin der Gesundheitsfürsorge, Anni Tüllmann, 
Berlin. Deutsche Zeitschrift für Wohlfahrtspflege, 
Nr. 9. Dezember 1925.

Iubiläumstagung der Caritasvercinigung für Land- 
Krankenpflege. Die Wohlfahrtspflege in der Rhein­
provinz. Nr. 16. 16. Dezember 1925.

Die Erteilung von Krankenscheinen und Kranken- 
hausaufnahmcscheinen an bilssbcdürstige Personen. 
Stadtobcrinspektor B. Troschel. Soziale Für­
sorge im Verwaltungsbezirk Krcuzberg. Nr. 9. 
Dezember 1925.

ErholungSfürsorge.
Erholungsfürsorgc für berufsunfähige Schul­

entlassene. Dr. Ro'hfcld. Tuberkulose-Fürsorge- 
Blatt, Nr. 12. 30. Dezember 1925.

Ocrtliche Erholungssürsorge während des Sommers 
1925, Blätter für Gesundheitsfürsorge. Nr. 4. 
Novcmbcr/Dezembcr 1925.

Winterkuren. Oberreg.- u. Med.-Rat Dr. Bundt. 
Die Wohlfahrt. Nr. 23/24. 15. Dezember 1925.

Alloholfürsorge.
Alkoholgcsetzgcbung cinschl. Gemeinde-Bcstimmungs- 

recht. Dr. Weymann. Berlin, Pommcrschc Wohl- 
sahrtsblätter, Nr. 3. Dezember 1925.

Alkoholfrage und Gcmeindcbcstimmungsrecht. Kom­
munalpolitische Blätter, Nr. 24. 25. Dezember 
1925.

Vom Gemeindebestimmungsrccht. Dr. 3. Flaig. 
Deutsche Krankenkasse, Nr. 50. 10. Dezember
1925.

Der Kampf gegen den Alkohol. Soziale Praxis, 
Nr. 53. 31. Dezember 1925.

Alkoholismusbekämpfung. Sozialistische Monats­
hefte. Nr. 11. November 1925.

Bekämpfung des Alkoholismus, Archiv für Soziale 
Hygiene und Demographie. Nr. 2. November 
1925.

Der Kampf gegen den Alkohol. Soziale Praxis, 
Nr. 53. 31. Dezember 1925.

Die Ursachen des Alkrhol-Mitzbrauches. Richard 
Hilgcr, Düsseldorf, Die Bolkscrnährung. Nr. 3. 
5. Dezember 1925.

Die Trunksucht als Ursache andcrivcitcr Krank­
heiten, Die Wohlfahrtspflege in der Rhein­
provinz. Düsseldorf. Nr. 15. 1. Dezember 1925.

Geschlechtskrankenfürsorge.

Der neue Entwurf eines Gesetzes zur Bekämpfung 
der Geschlechtskrankheiten, Anna Pappritz, So­
ziale Praxis. Nr. 52. 24. Dezember 1925.

Das Erfurter Snstem, Dr. Oschmann und Dr. Trutz. 
Mitteilungen der Deutschen Gesellschaft zur Be­
kämpfung der Geschlechtskrankheiten, Nr. 11. 
1. November 1925.

Erfassung der Geschlechtskrankheiten der Kinder, 
Rcichsrat Dr. Planck, Mitteilungen der Deutschen 
Gesellschaft zur Bekämpfung der Geschlechtskrank­
heiten, Nr. 11. 1. November 1925.

Die Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten in 
Finnland mit besonderer Berücksichtigung von 
Helsingfors, Hans Haustein, Mitteilungen der 
Deutschen Gesellschaft zur Bekämpfung der Ge­
schlechtskrankheiten, Nr. 11. 1. November 1925.

Die Evndcrbehandlung der schmcrsterziehbaren Für-- 
sorgezöglinge und der Geschlechtskranken in und 
außerhalb der Anstalten, Nachrichtendienst des 
Deutschen Vereins für öffentliche und private Für­
sorge. Nr. 67. November 1925.

Zusammenarbeit von Geschlechtskrankenfürsorge und 
Gcfährdctcnhilfe, Irmgard Iacger, Schwerin, Der 
Kassenarzt, Nr. 52. 31. Dezember 1925.

Erwerböbeschränktenfürsorge.
Die Bedeutung einer modernen Schwerbcschädigtcn- 

fürsorge für die Wirtschaft. Landcsrat Dr. Jung. 
Münster, Reichsarbcrtsblatt, Nr. 48. 24. De­
zember 1925.

Blindenfürsorge, Archiv für Soziale Hygiene und 
Demographie, Nr. 2. November 1925.

Zur Geschichte der Blindcnbildung, Dr. Earl Strchl. 
Reichsarbortsblatt. Nr. 46. 9. Dezember 192',.

Die Blindcnwerlrstatt zu Weimar. Reg.-Rat Döpcl. 
Die Fürsorge, Nr. 24. 20. Dezember 1925.

Krüppelfürsorge und Infektionskrankheiten, Pros. 
A. Gottstein, Zeitschrift für Krüppelfürsorge. Rr. 
11/12. 1925.

Tuberkulosefürsorge.
Vorschläge zur Verschärfung der Tuberkulosc-Gescl; 

gebung, Stadtmcd.-Rat Dr. Krutzsch. Tuberkulose- 
Fürsorge-Blatt, Nr. 12. 30. Dezember 1925.

Die Leitsätze über die Bildung von Arbeitsgemein­
schaften für Tuberkulosebekämpfung. General­
sekretär Dr. Helm, Tnbcrkulosc-Fürsorge-Blatt. 
Nr. 12. 30. Dezember 1925.

Leitsätze zur Umstellung der Sozialversicherungen 
in der Tuberkulosebekämpfung, Soziale Praxis. 
Nr. 52. 24. Dezember 1925.

Fachärztliche Sprechung in der Lungcnfürsorge. 
Stadtarzt Dr. Braun. 5)of a. d. Saale. Blätter 
für Gesundheitsfürsorge, Nr. 4. Novcmbcr/I't- 
zembcr 1925.

Bemerkungen zu den Jahresberichten der Tubcr- 
Kulosc-Fürsorgcstcllcn, Dr. Denker, Tuberkulose- 
Fürsorge-Blatt, Nr. 12. 30. Dezember 1925.

lieber Finanzierung der Tubcrkulose-Fürsorgeslcllc 
Krciskommunalarzt Dr. Flatzck, Tuberkulose- 
Fürsorge-Blatt, Nr. 12. 30. Dezember 1925.

Die Bekämpfung des Wohnungselends in der 
Tubcrkulosenfürsvrge, Bürgermeister Pick, Stettin. 
Pommerschc Wohlfakrtsblätter. Nr. 3. Dczcinkcr 
1925.

Wohnungsfürsorge, insbesondere Siedlungen fur 
Offcntuberkulöse. Dr. Dorn. Tuberkulose-Fürsorge- 
Blatt, Nr. 12. 30. Dezember 1925.

n.
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Gefährden Tuberkulose-Heilstätten die Gefundheits- 
Verhältnisse ihrer Umgebung? Generalsekretär 
Dr. Helm, Berlin, Deutsche Krankenkasse, Nr. 53. 
30. Dezember 1925.

Bekämpfung der Tuberkulose, Die Krankenkassen- 
vcrsicherung, Nr. 24. 25. Dezember 1925.

Die Bekämpfung der Kindertuberkulose in Bayern, 
ihr Stand und ihr Ausbau, Blätter für Gesund­
heitsfürsorge, Nr. 4. November/Dezember 1925.

Die Tubcrkulosestcrblichkeit im Freistaat Sachsen, 
Zeitschrift für Tuberkulose, Nr. 1. Band 44. 
1925.

Die Feier des 20 jährigen Bestehens des Chem­
nitzer Vereins zur Bekämpfung der Schwindsucht, 
Fürsorgcschwcstcr Margarete Wilkens, Mitteilun­
gen des Vereins zur Bekämpfung der Schwind­
sucht in Chemnitz. Nr. 12. 15. Dezember 1925.

Wanbererfürsorqe.
Gegenwartsfragen der Wandercrfürsorge, Dr. Jung, 

Münster i. W.. Deutsche Zeitschrift für WoA- 
fahrtspflcgc, Nr. 9. Dezember 1925.

Zur gcfl. Regelung der Wandercrfürsorge. Verw.- 
Inspcktor H. Baldes, Frankfurt a. M., Frank­
furter Wohlfahrtsblätter, Nr. 8/9. Novcmber/De- 
zcmbcr 1925.

Die Aufgaben der Landesjugendämter und Landcs- 
fürsorgevcrbände in der Fürsorge für jugendliche 
Wanderer, Nachrichtendienst des Deutschen Ver­
eins für öffentliche und private Fürsorge, Nr. 67. 
November 1925.

Jugendamt und jugendliche Wanderer, H. Athen 
und Dr. Vos;. Kommunale Mitteilungen, Han- 
nover, Nr. 98. 20. Dezember 1925.

Fürsorge für jugendliche Wanderer, Stadtpfarrev 
Wüterich, Stuttgart. Der Wanderer, Nr. 11/12. 
Novembcr/Dezcmber 1925.

Entwurf zu einem Reichs-Wandercrfürsorgegesetz, 
Nachrichtendienst des Deutschen Vereins für 
öffentliche und private Fürsorge. Nr. 67. No­
vember 1925.

AuSwanbererfürsorcie.
Die kirchlich-kulturelle Versorgung der evangelischen 

Ausländsdeutschen, Die Getreuen, Heft 6. No- 
vembcr/Dezember 1925.

Auswandererfürsorge und Pfarrer, Pastor Dcdckind, 
Elberfeld. Der deutsche Auswanderer. Novem- 
bcr/Dezembcr 1925.

BetnebswohlfahrtSpflege.
Betriebswohlfahrt und Betricbswissenschaft auf dem 

l. Internationalen Fabrikpslegckongres; Vlissinacn 
1925. Margarete Kaiscr-Haristfch. Berlin. Deutsche 
Zeitschrift für Wohlfahrtspflege, Nr. 9. De­
zember 1925.

Moderne Sozialpolitik in westdeutschen Groß­
betrieben, A. Heinrichsbauer. Essen, Soziale 
Praxis, Nr. 52. 24- Dezember 1925.

Bctriebs-Pcnsionskassen und Aufwcrtungsgcsctz.
Rechtsanwalt Dr. E. Mangold. Der Arbeitgeber, 
Nr. 23. 1. Dezember 1925.

Die Frau in der industriellen Arbeit, Dr. K. Gacbcl, 
Berlin. Die Frau. Nr. 3. Dezember 1925.

Sozialversicherung (Allgemeineü).
Die Sozialversicherung 1924/25 — Denkschrift der 

Rcichsrcgierung —, Der Bcrsicherungsbote. Nr. 
24. 25? Dezember 1925.

Wohlfahrtspflege und Sozialversicherung, Stadt­
rat H. Frankenberg, Braunschweig, Sozinkc. 
Praxis, Nr. 52. 24. Dezember 1925.

Sozialversicherung u. Erwerbslosenfürsorge, 1924/25, 
Helmut Lehmann, Berlin, Deutsche Krankenkasse, 
Nr. 51. 17. Dezember 1925.

Die Bekämpfung des Geburtenrückganges und die 
Sozialversicherung, Arbeiterschutz, Nr. 24. 15. De­
zember 1925.

Richtlinien für die Vereinheitlichung des Heil­
verfahrens. Nachrichtendienst des Deutschen Ver­
eins für öffentliche und private Fürsorge, Nr. 67. 
November 1925.

Ucber die Durchführung der ärztlichen Hilfe, Gustav 
Hoch, Deutsche Krankenkasse, Nr. 50. 10. De­
zember 1925.

Internationale Uebcrsicht der Krankenversicherung. 
5). Fehlinger, Arbeiterschutz, Nr. 23. 1. De-
zember 1925.

Die Hauptergebnisse der Krankenversicherung im 
Jahre 1923, Der Kassenarzt. Nr. 48/49. 5. De­
zember 1925.

Die Ergebnisse der Krankenversicherung in Berlin 
1923, Berliner Wirtschastsberichte, Nr. 50. 19. De­
zember 1925.

Krankenversicherung und Wirtschaft. F. Okras;, 
Deutsche Krankenkasse. Nr. 48—49. 12. Novem­
ber—3. Dezember 1925.

Die Zusammenhänge zwischen Wirtschaftslage.Kranke 
Meldungen und Krankengeld, Reg.-Baumcifter a.D. 
W. Bolz. Der Arbeitgeber. Nr. 23. 1. Dezem­
ber 1925.

Mängel der Krankenversicherung, Gustav Wasewitz, 
Deutsche Krankenkasse, Nr. 50. 10. Dezember
1925.

Die Krankenversicherung der Beamten, Obcrsckre- 
tär Wenzler, Stuttgart, Der Versichcrungsbote, 
Nr. 22. 25. Dezember 1925.

Krankcnvcrsichcrungspflicht von Verwandten. H. 
Baum. Coblcnz. Die Krankenversicherung. Nr. 23. 
10. Dezember 1925.

Die Versichcrungspflicht der Lehrlinge, Schlesisch« 
Wohlfahrt, Nr. 23. 5. Dezember 1925.

Hauspflcge der Krankenkasse, Stadtarzt Dr. R. 
Rocder. Berlin-Treptow. Deutsche Krankenkasse, 
Nr. 53. 30. Dezember 1925.

Die Landkrankenkassen, Karl Unger, Pcrlebcrg. 
Blätter des Deutschen Roten Kreuzes, Nr. 12. 
Dezember 1925.

Die knappfchaftliche Versicherung. Min.-Dir. Grieser, 
Soziale Praxis. Nr. 53. 31. Dezember 1925.

Rentenbewegung und Ncntenlvistungen der Landes- 
verficherungsanftalt Rheinprovinz in den Jahren 
1891—1924, Dr. K. Senger. Düsseldorf, Reichs­
arbeitsblatt, Nr. 45. 1. Dezember 1925.

Anrechnung der Militärdienst- und Krankheitszeityn 
in der Invalidenversicherung. Dr. Ellering. Lübeck. 
Der Versicherungsbote. Nr. 22. 25. November 1925. 

Der Stand der Unfallversicherung, Gewerkschafts- 
Zeitung, Nr. 51. 19. Dezember 1925.

Gesetzliche Unfall- und Krankheitsverhütung, Dr. 
mcd. Erwin Stückgold. Der Kassenarzt, Nr. 
48/49. 5. Dezember 1925.

Betriebsunfall und Gewerbekrankheit, Obcrsekretär 
Willy Neitzcl, Der Versichcrungsbote. Nr. 22. 
25. November 1925.

Die Unfallgefahrcn des Krankcnpflcgepersonals und 
die Unfallversicherungsgesctzgebung. Die Sanitäts­
warte. Nr. 26. 18. Dezember 1925.

Die Volksabstimmung und der Ausbau der So-« 
zialvcrsichcrung in' der Schweiz. Arbeiterschutz. 
Nr. 24. 15. Dezember 1925.
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Die neueren Sozialversicherungsgesetze der Tschecho­
slowakei, Dr. H. Korkisch, Soziale Praxis. 
Nr. 52. 24. Dezember 1925.

Berufs fragen.
Möglichkeiten und Unmöglichkeiten des wohlfahrts­

pflegerischen Berufs, Hedwig Stieve, Berlin, 
Deutsche Zeitschrift für Wohlfahrtspflege, 
Nr. 9. Dezember 1925.

Bon dem Beruf der Fürsorgerin. Schwester Lotte 
Möller, Hörde. Der Behörden-Angestellte, Nr. 12. 
15. Dezember 1925.

Weihnachtsgedanken eines Wohlfahrtspflegers Nach­
richtendienst des evangelischen Hauptwohlfahrts­
amtes, Nr. 7. Dezember 1925.

Die Arbeitsbedingungen der Sozialbeamtinnen, So­
ziale Berufsarbeit, Nr. 11/12. November/De­
zember 1925.

Die beruflichen Verhältnisse der Fürsorgerinnen in 
Württemberg, Min.-Rat Schmidt, Stuttgart, 
Die Fürsorge, Nr. 24. 20. Dezember 1925.

Noch einmal die Altersversorgung des Fürsorgeper­
sonals, Generalsekretär Dr. F. Helm, Tuberku- 

. losc-Fiirsorge-Blatt, Nr. 12. 30. Dezember 1925.
Die Stellung der Außcnfürsorgerin zum öffentlichen 

Leben, Die Frau, Nr. 3. Dezember 1925.
Die Ausbildung der Anstaltserzicher, Prof. Ehr. I. 

Klumker, Zentralblatt für Iugcndrecht und Fu­
gendwohlfahrt. Nr. 9. Dezember 1925.

Zur Schulung der männlichen Berufskräfte in der 
Wohlfahrtspflege, Nachrichtendienst des Deutschen 
Vereins für öffentliche und private Fürsorge, 
Nr. 68. Dezember 1925.

Büchereingänge.
Die sittlichen Voraussetzungen der Wohlfahrtspflege,

D. Fr. Mahling. Earl Heynmnns Verlag, Berlin 
1925, 84 Seiten. Preis: M. 3,60.

Die Fürsorgeerziehung. Dr. Goeze. Earl Heymanns 
Verlag, Berlin 1925, 117 Seiten. Preis: M.4,80.

Psychologische Massenprüfungen fiir Zwecke der Be­
rufsberatung und die Eignungsprüfung als Er­
lebnis der Jugendlichen. Emmy Lang. Verlag: 
Marhold. Halle 1925. 68 Seiten. PreisrM.2.30.

Von der Psychoanalyse zur Psychofynthese, Dr. 
P. Bjerre. Verlag: Marhold, Halle 1925, 
93 Seiten. Preis: M. 2,20.

Das Ich und das soziale Gewissen, I. Popper 
Linkcns. Verlag: Reißner, Dresden 1924, 223 
Seiten. Preis: M. 4.—.

Sprottauer Fahrbuch, E. Giese. Verlag des Kreis- 
wohlfahrtsamtes, 69 Seiten.

Verzeichnis der deutschen Einrichtungen für Lungen­
kranke. Verlag der Deutschen Gesellschaft zur 
Bckänipfung der Tuberkulose, Berlin 1925, 119 
Seiten. Preis: M. 4,—.

Auf dem Wege in die Neue Welt. Bodo Heyne. 
Wichern-Verlag, Berlin-Dahlem 1925, 30 Seilen. 
Preis: M. 0.50.

Vorlesungen über Psychopathologie der Kindcsalter, 
A. Hamburger. Verlag: Springer, Berlin 1926, 
852 Seiten. Preis: geb. M. 29,40, geh. M. 27,—.

Deutsche Medizin und Notgcmeinschaft der deutschen 
Wissenschaft. G. Schreiber. Verlag: Quelle und 
Meyer. Leipzig 1926, 107 Seiten. Preis: M.2.—.

Die Arbeitsfürsorge für Erwerbsbeschränkte in 
Düsseldorf. Dir. Kastcleiner. Verlag des Arbeits­
amtes, Düsseldorf 1925, 32 Seiten. 

Stillschwierigkeiten und ihre Bekämpfung, Prof. Dr.
L. Moll. Verlag: M. Peters. Leipzig 1925, 
35 Seiten. Preis: M. 1,30.

Das Blindcnwescn in der Provinz Hannover, Dr. 
A. Lücke. Verlag: Aschendorff. Münster 1925, 
86 Seiten. Preis: geh. M. 2,—, geb. M. 3.—. 

Versorgungsrecht und Vcrsorgungsverfahren, Dr.
E. Behrend. Earl Heymanns Verlag, Berlin 1926, 
334 Seiten. Preis: geh. M. 16.—. geb. M. 17,—. 

Acrzte und Krankenkassen, 5). Lehmann. Selbst­
verlag, Charlottenburg 1925, 285 Seiten. Preis:
M. 5,-.

Die Ausdehnung der Unfallversicherung auf gewerb­
liche Berufskrankheiten, Dr. Krohn, Martineck. 
Bauer. Verlag: Reimar Hobbing, Berlin 1926, 
56 Seiten. Preis: M. 1,50.

Die sämtlichen Durchführungsbestimmungen zu den 
Aufwertungsgesetzen, Dr. Koppe. Verlag: Spacth 
L Linde. Berlin 1926, 134 Seiten. Preis: M. 4.20. 

Die Pensionsversicherung der deutschen Rechts­
anwälte, Dr. Hahn. Verlag: Struppe L Winkler. 
Berlin 1926, 29 Seiten. Preis: M. 1,—. 

Entscheidungen des Bundesamts für das Heimat- 
wcfen, 62. Band, Baath. Verlag: Bahlen, Ber­
lin 1926, 64 Seiten. Preis: M. 2—.

Bücherbesprechungen.
Das Dorzugsrentcnoerfahren nach dem Anleihe- 

ablösungsgcsetz vom 17. Fuli 1925, Ministerial­
rat Dr. Geiger und Regicrungsrat Dr. Hetz, 
beide im Staatsministerium für Soziale Fürsorge.
F. Schweitzer Verlag, München, Berlin, Leipzig 
1926. Preis 3 M. '

Fn Nr. 8 S. 342 ff. dieser Zeitschrift wurde auf 
die große praktische Bedeutung hingewiescn. die 
den Vorschriften im Anleibeablösungsgesetz über die 
Vorzugsrente für hilfsbedürftige Anlcihcaltbcsitzer 
zukommt. Wie aus jenem Aufsatz auch hervorgeht, 
sind die Vorschriften über die Erlangung der Bor- 
zugsrente ziemlich verwickelt und auch ziemlich zer­
streut. Es werden daher alle, die Fürsorgebedürf- 
tige, die etwa für den Bezug einer Vorzugsrcnte 
in Frage kommen, zu beraten haben, wie auch diese 
Fürsorgcbcdürftigcn selbst es dankbar begrüßen, daß

ihnen in dem Büchlein von Dr. Geiger und Dr. Heß 
ein zuverlässiger Flkhrcr für das Vorzugsrcnten- 
vcrfahren in die Hand gegeben wird, in dem auch 
auch alle reichsrcchtlichen und (bayerischen) landcs- 
rechtlichen Vorschriften vereinigt sind. Die rcichs- 
rcchtlichcn Vorschriften sind durchwegs duychl klare 
und knappe Anmerkungen gemeinverständlich er­
läutert. Besondere Hervorhebung verdient die vor­
zügliche Einleitung, in der die Entstchungsgeschithlc 
der Bestimmungen über die Borzugsrentc wiedcr- 
gcgebcn und das Borzugsrentcnverfahrcn systematisch 
übersichtlich dargestellt wird, ferner der Kalender 
über wichtige Fristen, das Verzeichnis über die 
wichtigsten einschlägigen Bücher und Zcitschriftcn- 
Aufsätze und das ausführliche Sachregister, durch das 
die Benützung des Buches wesentlich erleichtert ivird.

Rcg.-Rat Dr. K. S ch w a r z . München.

Verantwortlich: Für den rcdaktioncNcn Teil: Ministerialrat Dr. O. Karstcdt. Steglitz. Stinbcstr. 4. — Für den Anzeigenteil: Paul 
Wolff. Berlin W 8. Maucrstr. 44. — Gedruckt bei Julius Slltcnfclb. Berlin W 8.



Deutsche Zeitschrift für Wohlfahrtspflege.

Bll« MW
M WllilltiM Mnpfung 

der Miliz?
Die Gefahren der Rachitis.

Die meisten Kinder, bie an Rachitis schwer erkranken, 
lausen Gefahr. zu Krüppeln zu werben. Dcrkrtimmungen 
berISeine.RtickraNierkrlimmungen.bom einfachen schiefen 
Rücken bis »um schwersten Hücker. vlattfüben mit ihren 
lebenslänglichen Beschtverben. Zwergwuchs. Hählichkeit 
ber Sesichtözvge. stockige Zähne. vorspringenbe Stirn, 
eingezogene Rase. Beckenverengungen bei Mädchen, bie 
bei späterer Geburt zur Gefahr werben, sind alles Folge­
erscheinungen schwerer, rachitischer Erkrankungen ber 
Kindheit: aNe davon Betroffenen werben Unglückliche 
und in ihrem ganzen Leben in traurigster Weise körper­
lich und seestsch benachteilig«.

Eine neu« Errungenschaft deutscher medizinischer 
Forschung:

Rachitis (englische Krankheit) 
ist jetzt sicher heilbar!

Die Forschung hatte seit Zohrzehnten keinen praktischen 
Fortschritt bei ber Bekämpfung ber Rachitis gebracht. 
Erst sei« lyiy wurde, zuerst von vr. Hulbschlnskg und in 
mehrrren beurichen Llnidersitätskilniken. ber Nachweis er­
bracht. baß bie rationcNe Anwendung der neuen so­
genannten Ultraviolett-Therapie, b. h. Bestrahlung mit 
Quarzlampe „Künstliche Höhensonne — Original Ha­
nau —als ein neue«, sichere» Heilmittel gegen bie 
Rachitis anzusehen ist. baß in jedem Falle bie Krankheit 
in kürzester Seit zum Stillstand und zur Abheilung bringt.

Ausblicke
der «eueu Entdeck«»«:

Da e« möglich ist. im Monat 192 Kinder und im 
Fahre weit über 1000 Rachittker mit einem einzigen 
Apparat zu heilen ober erfolgreich vorbeugend zu be­
handeln. jo soüterr aNe Eltern. Stadtverordnete. BolkS- 
freunbe, Betriebsräte darauf brinocn. bah aNe Kinder im 
ersten Lebensjahre sgstematilch einer Destrahlungskur 
zugeführt werben. Z.de Fabrik, jede Gemeinde, 
jede Krankenkaffe kann die relativ geringen Kosten 
für Einrichtung eines ärztlich geleiteten Bcstrahlungs- 
~ lstitutes ohne Schwierigkeit ausdrtngen.2n!

Eine linterlaffung üude
würbe vorlirgcn. wenn nachstehende Forderung unbeachtet

„Die Schuhbestrahlung gegen Rachitis sollte 
so allgemein «ingefiihrr werden, wie die Schutz­
impfung gegen die Pocken. Jede« Kind, gleich, 
ob bereit« Zeichen von Rachitis an ihm wahr, 
nehmbar sind oder nicht, sollte in feinem erste» 
Lebensjahre wenigsten« «inen Monat lang einer 
BestrahlungSkur unterworfen werden. Geschieht 
da«, so haben wir jetzt Aussicht, die Rachitis als 
Volksseuche überhaupt verschwinden zu sehen, 
«rüppeltum infolge von Rachitis darf jetzt in 
einem geordneten Gemeinwesen überhaupt nicht 
mehr Vorkommen.

Verlangen Sie »ur Begründung von 
Anträgen das

„Rachltis-Mertblatt für Mütter 
und Pflegerinnen"

" - - kostenlos. ——

Quarzlarnp«n-Gesellschaftb7».
TS.ftraH 528 Hanau a.M. 528

Geschäftliche Mitteilungen.
Bei der heutigen Wohnungsknappheit ist das 

Problem, gute, gesunde, billige und schnell her­
zustellende Unterkunftsmöglichkeiten zu schaffen, 
noch immer akut. Die Wohnungsfrage ist besonders 
brennend bei den Gemeinden und bei den Groß- 
industrieunternehmungen. welche entweder für ihre 
Gemeindcbürger und für Ausgewiesene und 
Obdachlose Unterkunft schaffen müssen oder aber 
ihrem verheirateten und ledigen Arbeiterstamm, 
wenn sie ihn haften wollen, gute Unterkunfts­
möglichkeiten bieten müssen. Wegen der teuren 
Bauausführung besteht aber zur Zeit vielfach keine 
Neigung, Massivbauten auszuführen.

Den Gemeinden, sowohl als auch diesen Unter­
nehmungen ist Gelegenheit gegeben, völlig neue oder 
wenig gebrauchte Holzhäuser aufzustelleu. Die Kosten 
hierfür sind verhältnismäßig gering und können auch 
zu der jetzigen Zeit der Kapitalnot leicht aufgebracht, 
werden.

Die Holzhäuser bieten in der augenblicklichen Zeit 
wohl die beste und billigste Unterkunftsmöglichkeil. 
Sie können bei Bedarf schnell errichtet werden und 
sind sofort nach Errichtung trocken und beziehbar. 
Den Holzbauten wird vielfach nicht das richtig« 
Verständnis entgcgengebracht, obwohl sie, wenn sie 
richtig ausgeführt sind, in bezug auf Konstruktion. 
Form und Farbenwirkung nicht nur eine Zierde der 
Landschaft, sondern eine zweckmähige. allen Witte- 
rungsverhültnissen trotzende, billige Wohnstätte dar­
stellen.

Die Holzhäuser sind transportabel, zerleg- und 
verfetzbar, doppelwandig, isoliert und heizbar, schützen 
daher im Winter ocqen Külte und im Sommer 
gegen übermäßige Wärme. Die Holzbauten be­
sitzen eine stets gleichbleibcnde Temperatur. In­
folge ihrer Zerlegbarkeit lassen sich die Holzhaus­
bauten für 4 und 5 Familien, später für Ber- 
sammlungssüle, für Sportzwecke, fiir Lazarette, 
Schulräume, Massenunterkunftsräume usw. uftv. 
verwenden.

Das Bauelement der transportablen Holzhäuser 
ist günstiger als die normale l steinstarke oer- 

^ putzte Ziegelmauer und ist fast genau einer zwei- 
steinstarken verputzten Ziegelmauer gleichwertig.

Die transportablen Holzhausbauten gelangen 
vollständig gebrauchsfertig zur Ablieferung und 
können bei Stellung eines Richtmeisters unter Zu­
hilfenahme von Arbeitslosen innerhalb kürzester Zeit 
errichtet werden.

Es ist nicht immer erforderlich, daß eigener 
Grund und Boden vorhanden ist. Die Häuser kültnen 
auch im B-'darfsfalle auf Pachtgcländc aufgestellt 
und sehr leicht wieder versetzt werden.

Die Firma Kämper & Seeberg Aktien­
gesellschaft. Berlin W 35. Potsdamer Straße 31. 
stellt diese Holzbauten her und hat auch einen 
großen Vorrat in wenig gebrauchten Holzhäusern: 
sie steht zu allen gewünschten Auskünften jeder­
zeit gern zur Verfügung.

Ia Preiselbeeren
in reinem Kristallzucker dick eingekocht, 10 Pfund - Eimer. 

Postkolli Ml. 7.50 franko Nachnahme.

Feinstes Tafel-Pflaumenmus
süß und dick, mir reiner Raffinade eingekocht, unübertroffen >m 
Geschmack. 10 Pfund-Eimer. Povkolli Mk.5^0 franko Nachnahme. 
Garantie Zurücknahme. Wilh. Garnier, Vorhall« t.Wests.ZI.
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Heilstätte für Alkoholtranke
Salem bei Rickling (Holstein)

gegründet 1887
Gute Erfolge / Gesunde Lage / Billige Preise 

Prospekt durch Hausvater MeV es 
Aufnahme von privaten und Sozialversicherten

KDroerilDungen im iriltien Kindesalter
(Methode Ncumann-Neurode) 

in heilkräftigem Seeklima.

Hindergenesungstieim „Friedensbnrg“
Ostseebad Ahlbeck

Pastor D. Voigt, Sanitätsrat Dr. Tofft.

Berliner Eisenmönellanrih TlK'
Neukölln, Liberdastraße 14 

Gegründet 1890 / Fernspr.: Neukölln 4069/4070

Bettstellen / Liegestühle 
Nachttische

für Kranken-, Waisen- und 
Erziehungshäuser, Jugendheime

oron

Wenig gebraucht, für eine und mehrere Familien, 
auch für Versanimlungs- u. Schulräume, Lazarette, 

sowie für Sportzwecke us.v. bestens geeignet.
Billiger als TCafftübau!

Transportabel, doppelwandig, isoliert, heizbar, 
durch ungelernte Arbeiter bei Stellung eines 

Äichlincisters leicht aufstcllbar.
Kämper & Seeberg. Aktiengesellschaft
Berlin W 35, Potsdamer Straße 31.

Telefon: Nollcndorf Z991-3996

Inhaber: Bernhard',, Hauptmann a. D.

Direkt am Strande gelegen. Höhensonne, Gymnastik, Massage, Solbäder, 
flufnahmealter 2—6 Jahre. Prospekt einfordern.

Gemeindeschwester gesucht!
Landgemeinde, 1600 Einwohner, sucht zum 1. Mär; 

oder I. April 1926 eine tüchtige, gesunde, in der Für­
sorge sowie Krankenpflege gut ausgebilvete Gemeinde­
schwester auf Pcivatdienstvertrag.

Bewerbungen mit ausführlichem Lebenslauf, 
begl. Zeugnisabschriften, Gehaltsansprüchen sind mit 
Lichtbild bis zum 22. Januar an den Unterzeichneten 
einzureichen.

Roßbach bei Weißenfels, den 2. Januar 1926
Der Gemeindevorsteher.

Deutsche
Notgeldscheine

Erinnerung an Deutschlands 
schwerste Zeit, nur komplette 

Serien, kassenfrisch 
200 verschied. 1,20 j „

1000 .. 9,00 J P°rt0 ;
W. Kuhse

Rüstringen i Oldenburg!
— Postfach — I

llllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllll

bei Römhild (Grabfeld)
Post- und Bahnstation.

Lehrwirtschaft für Willens­
schwäche u. haltlose Jüng­
linge gebildeterStände.
Illllllllllllllilllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllll!

Fürsorgerin
zum 1. März 1926 gesucht. Bedingung: Säuglings­
und Krankcnpflegcexamcn und praktische Erfahrun­
gen auf dem Gebiete der Gesundheitspflege und 
Wirtschaftsfürsorgc. Besoldung nach Gruppe IV mit 
Aufrückungsmöglickkeit nack Gruppe V. Ortsklasse B. 
Anstellung erfolgt im Wege des Privatdienst 
Vertrages.

Bewerbungen mit ausführlichem Lebenslauf. 
Zeugnisabschriften und Lichtbild sind umgehend cinzu 
rcidjcn an den

Magistrat der Landeshauptstadt Detmold.
Detmold, den 9. Januar 1926.

Der Magistrat. — Fttrsorgeamt.

Carl Heymanns Verlag zu Berlin W8
Soeben erschien:

Reichsjugendwohlfahrtsgeseh 
nebst Einführungsgeseh

Textauogavc mit einer Einleitung von
Nr. Edmund Fricdeberg

Ministerialrat im prcuktsch. Ministerium für Volkswohlfahrt 
20.bis 2t. Tausend, VIII und 6t Selten Oktav - preis l Mk.

vom y. Juli 1922 in der Fassung der Verordnung I 
H. Februar 1924. vreustischem Vusfiihrungsgcsetz 
preuhtschcr AuSsiihrungüantvcisung vom 24. März

j


